Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
Der Burgermeister

Offentliche Bekanntmachung

Sitzung des Bauausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 16.03.2016, 18:30 Uhr
Raum, Ort: Versammlungsraum des Bauhofes (Zur Asbeck)
Tagesordnung

Offentlicher Teil:

1.

Begrilung, Feststellung der ordnungsgemafien Einladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit sowie Eréffnung der
Sitzung

Anderungsantrége und Feststellung der Tagesordnung

Billigung der Sitzungsniederschrift vom 27.01.2016-
Beschlusskontrolle

Billigung der Sitzungsniederschrift vom 28.01.2016 (Fortfiihrung) -
Beschlusskontrolle

erganzender Aufstellungsbeschluss zur 3. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 39 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
"Umgebung Karpfenteich"

Aufstellungsbeschluss zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
32 Cubanzestrale/Ecke Wittenbecker Landweg"

Abwagungs- und Satzungsbeschluss zur 3. Anderung des
Bebauungsplans Nr. 5 "Kopfsituation Ost" der Stadt Ostseebad
Kuhlungsborn

Abwagungs- und Satzungsbeschluss zur 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37 "Teilbereich Kuhlungsborn Ost" der Stadt
Ostseebad Kihlungsborn

Information der Verwaltung

SchlieRen der Sitzung

Ostseebad Kihlungsborn, den 09.03.2016
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Beschlussvorlage offentlich
IAmt/Geschéaftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Maja Kolakowski 07.03.2016 16/60/006

Beratungsfolge (Zustandigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

Vorberatung BA 16.03.2016 Offentlich

Vorberatung HA 31.03.2016 Nichtoffentlich

Entscheidung SVWV 14.04.2016 Offentlich

Bezeichnung: erginzender Aufstellungsbeschluss zur 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 39
der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn "Umgebung Karpfenteich"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung der Stadt Ostseebad Kihlungsborn beschlief3t:

1. die Erganzung des Aufstellungsbeschlusses der 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 39 der
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn vom 10.12.2015 gemal 13 i.V.m. § 2 und 8 BauGB

2. Planungsziele: Mit der 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 39 soll, zur Errichtung eines
Wohngebdudes mit einer Wohneinheit, eine Anpassung der Kubatur und eine geringfligige
Erweiterung eines vorhandenen Baufeldes in der CubanzestraRe 14, auf dem Flurstiick 317, Flur
2, Gemarkung Kihlungsborn festgesetzt werden.

3. Der Geltungsbereich umfasst durch diese Erganzung 2 Teilbereiche gemaR Ubersichtsplan
(Anlage) des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 39: Geltungsbereich 1 CubanzestraRe
11, auf dem Flurstiick 392/9 und Geltungsbereich 2 CubanzestraRe 14 (Flurstiick 317)
Flur 2, Gemarkung Kiihlungsborn.

4. die Anlage ist Bestandteil dieses Beschlusses.

Anlage: Geltungsbereich 1 und 2 der 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 39

Problembeschreibung/Begrindung:

Dem Antrag auf Anderung des Bebauungsplanes fiir das Flurstiick 317, Flur 2, Gemarkung
Kihlungsborn wurde bereits im Bauausschuss am 27.01.2016 und Hauptausschuss am 11.02.2016
der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn zugestimmt. Die Anderung des B-Plans bzw. die Ergdnzung ist
stadtebaulich vertretbar und wird daher im Rahmen der 3. Anderung eingearbeitet. Die Kosten der
Umplanung tragt der Antragsteller.

Mit der Ausarbeitung der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 39 wird Herr Fricke, Biiro fiir Stadt-
und Regionalplanung, beauftragt.




Finanzielle Auswirkungen? Nein
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Finanzierung
Gesamtkosten der Jahrliche Folgekos- |Eigenanteil

IMaRnahme (Beschaf- ten/lasten (i.d.R. = Kreditbedarf)
fungs-Folgekosten)

Objektbezogene

Einnahmen
(Zuschiisse/Beitrage)

Einmalige oder
jahrliche laufende
Haushalts-
belastung
(Mittelabfluss,
Kapitaldienst, Folgelasten

ohne kalkulatorische
Kosten)

Geltungsbereiche 3. Anderung B-Plan Nr. 39

€ € € € €
Veranschlagung 2016 nein ja, mit € Produktkonto

im Ergebnisplan im Finanzplan
IAnlagen:
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Anlage: Geltungsbereich 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 39 "Umgebung Karpfenteich" Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
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Kolakowski
Schreibmaschinentext
Anlage: Geltungsbereich 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 39 "Umgebung Karpfenteich" Stadt Ostseebad Kühlungsborn
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Beschlussvorlage offentlich
IAmt/Geschéaftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Sarah Gross 03.03.2016 16/60/015

Beratungsfolge (Zustandigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

Vorberatung BA 16.03.2016 Offentlich

Vorberatung HA 31.03.2016 Nichtoffentlich

Entscheidung SVWV 14.04.2016 Offentlich

Bezeichnung: Aufstellungsbeschluss zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 32
CubanzestraBe/Ecke Wittenbecker Landweg"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn beschlief3t:

1. die Aufstellung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 32 ,CubanzestraRe/ Ecke
Wittenbecker Landweg” gemals § 2 und 8i.V.m. § 13 BauGB.

2. Planungsziel:
Mit der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 32 soll die Verschiebung der Baugrenze im
WA 2 in siidwestliche Richtung zum Zwecke des Anbaus einer Veranda am Bestandsgebdude
erfolgen.

3. Gebietsabgrenzung:
Der Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst das Flurstiick 362/2 (Wiesengrund 3a,) Flur 2
der Gemarkung Kiihlungsborn.

4. Mit der Ausarbeitung der 2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 32 wird das Biiro fiir Stadt-
und Regionalplanung aus Wismar beauftragt.

Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

Anlage: Ubersichtsplan des Geltungsbereiches der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 32

Problembeschreibung/Begrindung:

Der Bauherr beabsichtigt auf dem o.g. Grundstiick den Anbau einer Veranda am bestehenden
\Wohnhaus. Die Veranda soll iber die gesamte Lange des Gebdudes von 11,73 m und einer Tiefe von
3,50 m in siidwestliche Richtung errichtet werden. Der Anbau umfasst eine Flache von insgesamt
41,05 m? und halt die zul3ssige GZR von 0,25 ein.

Die Veranda soll in eingeschossiger Bauweise und mit einer Dachneigung von 13° angebaut werden.
Die Abstandsflachen werden zu allen Grundstiickseiten eingehalten, auRerdem grenzt im
rickwartigen Bereich der Veranda eine ca. 600 m? groRe festgesetzte Griinfliche an.

Das o0.g. Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 32 ,,Cubanzestralle/
Ecke Wittenbecker Landweg”. Aufgrund der festgesetzten Baugrenze ware eine Erweiterung in
sidwestliche Richtung von 1,50 m grundsatzliche zulassig.

Dartiber hinaus kann die Baugrenze durch Gebaudeteile in geringfligigem MaR liberschritten
werden. Durch den geplanten Anbau ware die im B-Plan vorgesehene Erweiterungsmaoglichkeit
vollstandig ausgenutzt und zudem noch eine Uberschreitung der Baugrenze von 2,00 m erforderlich.




TOP 6

[Die beantragte Uberschreitung der Baugrenze von 2,00 m in siidwestliche Richtung wurde am

19.11.2015 vom Hauptausschuss abgelehnt und gleichzeitig die Beantragung einer B-Plananderung
lempfohlen.

Daher beantragt der Bauherr nun die Anderung des o.g. Bebauungsplanes und die Verschiebung der
stiidwestlichen Baugrenze um 2,00 m.

Die Kosten des Verfahrens zur Anderung des o.g. Bebauungsplanes trigt der Antragsteller.

Finanzielle Auswirkungen? Nein, da Kosteniibernahme
Finanzierung

Gesamtkosten der Jahrliche Folgekos- |Eigenanteil Objektbezogene Einmalige oder

IMaRnahme (Beschaf- ten/lasten (i.d.R. = Kreditbedarf) Einnahmen jahrliche laufende

fungs-Folgekosten) (Zuschiisse/Beitrage) Haushaltsbelastun
4
(Mittelabfluss,
Kapitaldienst, Folgelasten
ohne kalkulatorische
Kosten)

€ € € € €

Veranschlagung 2016 nein ja, mit€ Produktkonto

Im Ergebnisplan im Finanzplan
IAnlagen:

Ubersichtsplan des Geltungsbereiches der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 32
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Beschlussvorlage offentlich
IAmt/Geschéaftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Maja Kolakowski 03.03.2016 16/60/016

Beratungsfolge (Zustandigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

Vorberatung BA 16.03.2016 Offentlich

Vorberatung HA 31.03.2016 Nichtoffentlich

Entscheidung SVWV 14.04.2016 Offentlich

Bezeichnung: Abwigungs- uns Satzungbeschluss zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 5
"Kopfsituation Ost" der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn beschlief3t:

1. Die Stadtvertreterversammlung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Biirger,
der Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange sowie die Stellungnahmen der
Nachbargemeinden zum Entwurf der 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 mit
folgendem Ergebnis geprift: s. Anlage.

Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Stadtvertreterversammlung beschlieRt die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5
der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn "Kopfsituation Ost" gemald § 10 BauGB als Satzung.
Die ortlichen Bauvorschriften werden gemal § 86 LBauO M-V als Satzung beschlossen.
Die Begriindung zur 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 wird gebilligt.

3. Der Biirgermeister wird beauftragt, den Satzungsbeschluss tiber die 3. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 5 entsprechend der Hauptsatzung der Stadt Ostseebad
Kihlungsborn ortstiblich bekannt zu machen.

Anlagen:
3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn — Planzeichnung,
Begriindung und Abwagung

Problembeschreibung/Begriindung:

Die Stadtvertreterversammlung hat am 11.12.2014 die Aufstellung und am 10.12.2015 die
Erginzung der Aufstellung tiber die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 der Stadt Ostseebad
Kihlungsborn , Kopfsituation Ost” beschlossen. Anschliefend wurde am 10.12.2015 der Entwurf
einschlieRlich Begriindung gebilligt und die 6ffentliche Auslegung beschlossen.

Hintergrund sind aktuelle stadtebauliche relevante Vorhaben, die ihren Eingang in den
Bebauungsplan finden missen. Ein wichtiger Punkt fir die Stadt ist darliber hinaus der Schutz vor
Fehlentwicklungen, die zu negativen stadtebaulichen Auswirkungen fiihren kénnen, wie z.B. die
Umnutzung von Hotels in andere Nutzungen, die Vernichtung von begriinten Vorgarten oder die
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Errichtung von unangepassten Nebenanlagen.

AuBerdem erfolgt eine Anpassung der Planung an zwischenzeitlich realisierte Vorhaben. Zusatzliche
Anderungen sollen in die Planung aufgenommen werden, die auf verianderten Rahmenbedingungen
der Kiihlungsborner Stadtentwicklung basieren und z.B. die Einzelhandelsentwicklung oder die
Ortlichen Bauvorschriften betreffen.

Das Planverfahren wird nach § 13 Abs. 1 BauGB im vereinfachten Verfahren ohne Umweltbericht
durchgefiihrt. Es handelt sich hier im Wesentlichen um eine Uberplanung des vorhandenen
Bestandes. Eine Beeintrachtigung von Umweltbelangen erfolgt durch die Anderung nicht, so dass
keine Umweltprifung erforderlich ist.

Der Entwurf zur 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 hat in der Zeit vom 04.01.2016 bis
05.02.2016 offentlich ausgelegen und wurde an betroffene Behérden, sonstige Tragern 6ffentlicher
Belange und Nachbargemeinden zur Stellungnahme versendet. Aus der 6ffentlichen Auslegung
resultierten keine grundlegenden Plandnderungen. Die eingegangenen Stellungnahmen kénnen der
Abwdgung entnommen werden.

Nach dem Abwagungs- und Satzungsbeschluss wird die 3. Anderung des B-Planes Nr. 5 durch
Bekanntmachung in Kraft gesetzt.

Finanzielle Auswirkungen? Ja
Finanzierung

Gesamtkosten der Jahrliche Folgekos- |Eigenanteil Objektbezogene Einmalige oder

IMaRnahme (ge- ten/lasten (i-d.R. = Kreditbedarf) Einnahmen jahrliche laufende

schaffungs-Folgekosten) (Zuschiusse/Beitrage) Haushalts-
belastung
(Mittelabfluss,
Kapitaldienst, Folgelasten
ohne kalkulatorische
Kosten)

10.000,00 € € € € €

Veranschlagung 2015 nein ja, 10.000,00 mit € Produktkonto 51102-56255000

X Im Ergebnisplan im Finanzplan

IAnlagen:

3. Anderung B-Plan Nr. 5 Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen

3. Anderung B-Plan Nr. 5 Begriindung

3. Anderung B-Plan Nr. 5 Abwigung




SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
Uber die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 "Kopfsituation Ost"

beidseitig der Strandstralde, zwischen Hermann-Lons-Weg und Seebrucke in Kuhlungsborn Ost

Teil A - Planzeichnung
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Planzeichenerklarung
Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 19911 S.58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 11 BauNVO)

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 20 BauNVO)

GRZ

-1V

O

Sonstiges Sondergebiet fir Tourismus (§ 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet fur Klinik (§ 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet fiir Einzelhandel ( § 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet fiir Freizeitzentrum (§ 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet fiir Pflegeheim / betreutes Wohnen (§ 11 BauNVO
Sonstiges Sondergebiet fur touristische Infrastruktur (§ 11 BauNVO)
Sonstiges Sondergebiet fiir Strandversorgung (§ 11 BauNVO)

Hotel

Grundflachenzahl
Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaly

Zahl der Vollgeschosse zwingend

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

| | m i

offene Bauweise

abweichende Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Flachen fiir den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

DR
- -

.
secccsces

Flachen fir den Gemeinbedarf

Kirchen und kirchlichen Zecken dienende Gebaude und
Einrichtungen

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

@

«> B ER =

StraRenverkehrsflachen
StraRenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
Verkehrsberuhigter Bereich

Parkhaus

Bushaltestelle

Fulweg

Radweg

FuR- und Radweg

Einfahrt

Ausfahrt

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

e
L3

Griinflachen
Parkanlage, 6ffentlich
Parkanlage, privat

Hausgarten, privat

Planung, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

[¢]

1o gq I
0_9Q

Anpflanzen von Baumen

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fur Bepflanzungen und fiir
die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

vV v

A A

L
.-

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu Gunsten der Trager der
Ver- und Entsorgung zu belastende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzungen der Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten
sind - Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Darstellungen ohne Normcharakter

193
29

vorhandene bauliche Anlagen
vorhandene Flurstiicksgrenzen
Flursticksnummern
Bemalfiung in m

kiinftig fortfallend

begriinter Vorgarten

3. Nachrichtliche Ubernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

1

unterirdische Hauptleitung
Schutzgebiet fiir Grundwasser - Schutzzone I1IB

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechtes

Regelungen fiir die Stadterhaltung und den Denkmalschutz

D]

pomcanas,

[ "

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen

Geltungsbereich der Fremdenverkehrssatzung der Stadt
Ostseebad Kihlungsborn nach § 22 BauGB

4. Kennzeichnung (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

AN

Altlastenverdachtsflachen

Plangrundlagen:

Lage- und Hohenplan vom 4 12 2000, Vemessungsbiro Wieck, Kuhlungsborn; Lage- und
Héhenplan Strandpromenade vom 12.6.2007, Vemessungsbiro Kratschel, Rostock; Flur-
karte im Malstab 1:2000, Kataster- und Vemrmessungsamt Bad Doberan, Stand 27.06.2013;
Topographische Karte Malstab 1:10000, Landesamt fur innere Verwaltung M-V, Schwerin,
Stand 2005/GeoBasis DE/MV; Bebauungsplan Nr. 5 in der Fassung der 2. Anderung; Unter-
lagen des Bauamtes Kihlungsborn; eigene Erhebungen

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieRlich aller rechtskraftigen Anderungen sowie des
§ 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommemn (LBauO M-V) in der Neufassung
vom 15102015 (GVOBI. M-V 5. 334) wird nach Beschlussfassung der Stadt Ostseebad
Kohlungsborn vom ... folgende Satzung tiber die 3. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 5 der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn "Kopfsituation Ost", beidseitig der Strand-
stralle, zwischen Hermann-Lons-Weg und Seebriicke in Kihlungsborn Ost, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die folgende Satzung Uber die ort-
lichen Bauvorschriften erassen:

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt geédndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBI. 1 S. 1548).

1. Art und MafB der baulichen Nutzung, liberbaubare Grundstiicksflaichen (§ 9 Abs. 1
Nr. 1 und 2 BauGB)
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1.10

Die Sonstigen Sondergebiete fir den Tounsmus dienen vorwiegend der Fremdenbe-
herbergung, der Gastronomie, dem Einzelhandel sowie sonstigen tounstischen und er-
ganzenden Einnchtungen. In den Sonstigen Sondergebieten fur den Tourismus - Bau-
felder 1, 2, 3 und 7 der Planzeichnung - sind zulassig:

- kleinteilig strukturierte Einzelhandelsbetriebe bis maximal 400 m? Verkaufsfla-
che

- Schank- und Speisewirtschaften

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke

- Hotels, Pensionen und gewerblich genutzte Ferienwohnungen

- Dauerwohnungen mit folgenden Abweichungen:
-im S0 7 sind keine Dauerwohnungen zulassig,
- Innerhalb des Geltungsbereichs der Fremdenverkehrssatzung nach § 22
BauGB sind je Gebaude max. 2 Betrelberwohnungen zuléssig.
Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden:

- Vergnigungsstéatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO

- nicht storende Gewerbebetriebe.
In den mit H® fur Hotel festgesetzten Baufeldern ist die Hotelnutzung zu erhalten, die
Umwandlung in andere Beherbergungsformen wie Aparthotels oder Fenenwohnungen
oder die Umwandlung in Dauer- oder Zweitwohnungen, Einzelhandelsbetriebe,
Schank- und Speisewirtschaften, Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke, Vergnigungsstatten oder nicht stérende Gewerbebetriebe
iIst unzulassig.
Das Sonstige Sondergebiet fur Klinik - Baufeld 4 der Planzeichnung — dient der Emich-
tung und dem Betneb einer Klinik. Zulassig ist eine Klinik mit allen erforderlichen Ne-
benanlagen.
Innerhalb der Flachen fur den Gemeinbedarf - Baufeld 5 der Planzeichnung — sind der
Kirche und kirchlichen Zwecken dienende Geb&ude und Einrnichtungen zulassig.
Das Sonstige Sondergebiet fiir den Tounsmus — Baufeld 6 — dient ausschlieBlich der
Errichtung und dem Betrieb eines Hotels. Aparthotels, Ferienwohnungen, Zweit- oder
Dauerwohnungen sind unzuléssig. In dem Baufeld im SO 6 mit zulassiger, einge-
schossiger Bauweise betragt die max. zulassige Firsthohe 9 50 m G HN.
Das Sonstige Sondergebiet Freizeitzentrum — Baufeld 8 — dient ausschliellich der Er-
richtung und dem Betrieb eines Hotels und ergénzender Freizeitanlagen. Aparthotels,
Ferienwohnungen, Zweit- oder Dauerwohnungen sind unzulassig. Im Sonstigen Son-
dergebiet fir Freizeitzentrum — Baufeld & der Planzeichnung — sind zulassig:

- Sport- und Freizeitzentrum mit Serviceeinrichtungen, Bewegungsbad, gedeck-
ten und ungedeckten Sportanlagen

- Schank- und Speisewirtschaften
- Hotel mit max. 200 Betten

- Schwimmbad.
Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden:

- Laden und Vergnugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO, aus-
geschlossen sind hiervon Spielhallen.

Im Baufeld mit max. zulassiger, zweigeschossiger Bauweise an der Rudolf-Breitscheid-
Stralte sind abweichend von Satz 1 im Obergeschoss und Dachgeschoss Betriebs-
wohnungen fir Mitarbeiter zuldssig. Beherbergungsbetriebe, zusatzliche Gastebetten,
Eigentums- oder Ferenwohnungen sind hier unzuléssig.
Das Sonstige Sondergebiet fiir den Einzelhandel — Baufeld 9 — dient vorwiegend der
Errichtung und dem Betrieb eines Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebes sowie ergén-
zenden Einzelhandels- und sonstigen Betrieben oder Einrichtungen. Im Sonstigen
Sondergebiet fur Einzelhandel — Baufeld 9 der Planzeichnung — sind zul&ssig:

- ein Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb bis maximal 1500 m? Verkaufsflache
- sonstige Einzelhandelsbetriebe bis max. 500 m2 Verkaufsflache

- Schank- und Speisewirtschaften

- nicht storende Gewerbebetriebe

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke.
Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

- Vergniugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO

- Dauerwohnungen (Ferien- oder Zweitwohnungen sind ausgeschlossen).
Die Sonstigen Sondergebiete fur Pflege dienen der Errichtung und dem Betrieb von
Pflegeheimen und betreuten Wohnungen. In den Sonstigen Sondergebieten fur Pflege
- Baufelder 10 der Planzeichnung - sind zulassig:

- Pflegeheime
- Altenheime

- Wohnheime fur betreutes Wohnen oder sonstige soziale Wohnzwecke
Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden:

- Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke.
Im Sonstigen Sondergebiet fir Pflege - Baufeld 11 der Planzeichnung - sind zulassig:
- Pflegeheim
- Altenheim.
Dabeisind im SO 11 mindestens 20 Tagespflegeplatze zu schaffen.

Das Sonstige Sondergebiet fur Infrastruktur — Baufeld 12 — dient der touristischen Inf-
rastruktur. Im Baufeld 12 der Planzeichnung - sind zuléssig:

- Anlagen und Einrichtungen der tournstischen Infrastruktur mit Ausnahme von
Dauerwohnungen, Ferienwohnungen und Beherbergungsbetrieben

- Schank- und Speisewirtschaften

- Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke.
Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

- Vergniugungsstéatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO

- nicht storende Gewerbebetriebe.
Im Sonstigen Sondergebiet fir Strandversorgung - Baufeld 13 der Planzeichnung -
sind zulassig:

- Strandtoilette

- Einfchtungen der Strandversorgung.
Tiefgaragen unterhalb der anstehenden Gelandeoberflache sind auch aullerhalb der
Uberbaubaren Grundstucksflachen zulédssig. Die zulassige Grundflache gemat § 19
Abs. 4 BauNVO darf fur Tiefgaragen unterhalb der anstehenden Gelandeoberflache bis
zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von max. 0,8 Gberschritten werden.

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

21

In der abweichenden Bauweise sind Geb&audeldngen Gber 50 m zuléssig.

3. Flachen fir Stellplatze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

341

% s

Die Errichtung von Kfz-Stellplatzen, Carports, Garagen, Nebengeb&auden 15.d. § 14
Abs. 1 BauNVO und Stellplatzen fur Mallbehalter ist im Vorgartenbereich unzuléassig.
Gemal § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird die Emichtung von Kleinwindkraftanlagen und
freistehenden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes
ausgeschlossen.

4. Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

4.1

Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flachen (Sichtflachen) sind bauliche
Anlagen und sonstige sichtbehindemde Nutzungen, auch Einfriedungen, nur bis zu
einer Héhe wvon 70 cm GOber der angrenzenden Verkehrsflache zulassig.
Strauchpflanzungen sind zulassig, sofem die natiidiche Wuchshéhe 70 cm, gemessen
uber Fahrbahnoberkante nicht Gberschreitet. Baumpflanzungen sind zuléssig, sofern
die Baumkrone oberhalb 2,50 m Stammhohe ansetzt.

5. Verkehrsflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

541

Alle offentlichen Straflen und Wege sind nach DIN 18024 Blatt 1 behindertengerecht
auszubauen.

6. Griinflaichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

6.1

62

Auf den Grinflachen Nr. 4, 5 und 6 der Planzeichnung sind Temassenbetriebe und
Wasserbeckenanlagen mit den dazugehérigen Bewirtschaftungen durch die angren-
zenden Hotel- und Fremdenverkehrseinnichtungen zulassig. Der Versiegelungsgrad
der Grunflache darf maximal betragen: 10% der Granflache 4; 20% der Griunflache 5;
5 % der Grinflache 6.

Innerhalb der Grunflache Nr. 2 ist die Errichtung eines Kinderkarussels mit einem
Durchmesser von 10 m, eines Ausstellungspavillons mit einer Grundflache von max.
70 m2 von festen, eingeschossigen Marktstanden mit einer Grundflache von insgesamt
max. 130 m? sowie die Aufstellung von Spielgeraten zulassig.

7. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

71

Je 4 Stellplatze ist ein standortheimischer Laubbaum anzupflanzen und dauerhaft zu
erhalten. Die Auswahl der Baumarten richtet sich nach der Pflanzenliste.

8. Flachen mit Vorkehrungen zum Schutz gegen Larm (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

8.1

82

Fur den gesamten Geltungsbereich gelten die schalltechnischen Ornentierungswerte
55/40 dB(A) tags/nachts, im Sondergebiet Einzelhandel sind am Tage max. 60 dB(A)
zulassig.

Die AuBenwande des Parkhauses im Baufeld 9.1 und des Freizeitzentrums im Baufeld
8 der Planzeichnung einschliellich der zugehorigen Laftungsanlagen sind so auszubil-
den, dass die schalltechnischen Orientierungswerte fur die nach auflen wirksamen
Larmimmitanten eingehalten werden.

9. Anpflanzen und Erhalten von Biumen, Strduchem und sonstigen Bepflanzungen

91

92

93

94

95

96

(8 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

Einheimische Laub- und Nadelbdume mit einem Stammumfang ab 30 cm und mehr-
stdmmige Laubbaume ab 60 cm Gesamtumfang zweier Stamme, gemessen in 1,3 m
Hoéhe Uber Gelandeoberflache, Grolstraucher ab 3,0 m Héhe und freiwachsende He-
cken ab 10,0 m Lange sind zu erhalten. Sie sind vor Beeintrachtigungen sowie wah-
rend Baumalnahmen gem. DIN 18920 zu schitzen. Pflegemalnahmen und MaRnah-
men zur Abwehr unmittelbar drohender Gefahren sind zuléssig. Der Abgang von Bau-
men, Grofistrauchem und Hecken ist gleichwertig nach Pki. 10 innerhalb der Grund-
stucksflache zu ersetzen.

Auf der Grunflache Nr. 2 ist eine parkartige Spielflache fur Kinder anzulegen. Es sind
mind. 10 standorttypische Laubb&ume zu pflanzen. Die Auswahl der Arten richtet sich
nach der Pflanzenliste.

Auf den Granflachen Nr. 3, 4, 5 und 6 ist je 200 m2 mindestens ein standoritypischer
Laubbaum oder Obstbaum zu pflanzen. Die Auswahl der Arten richtet sich nach der
Pflanzenliste.

Auf den Verkehrsflachen ist der Baumbestand durch die Anpflanzung von grof3-
kronigen Laubbaumen zu ergénzen, 1 Baum je 20 m Baumlicke. Die Auswahl der Ar-
ten richtet sich nach der Pflanzenliste.

Im gesamten Geltungsbereich sind die Baumanpflanzungen gemaf Stellplatzsatzung
der Stadt Ostseebad Kihlungsborn (1 Baum je 4 Stellplatze bzw. raumgliedernde Be-
pflanzung ab 500 m2 befestigter Flache) zu realisieren.

Die Aulenwéande des offentlichen Parkhauses sind zu begrinen, 1 Rankgewéachs je

a.r

98

10.
10.1

3 m Fassade. Die Auswahl der Arten richtet sich nach der Pflanzenliste.

Einfriedungen auf allen Bauflachen sind als Hecken auszubiden, 1 Strauch je m
Hecke. Die Auswahl der Heckenarten richtet sich nach der Pflanzenliste.

Pflanzenliste

Fiur die festgesetzten Neu- und Nachpflanzungen (bei Abgang/Ausfall) sind folgende

standortgerechte, heimische Arten zu verwenden:
Einzelne Laubbdume:

Spitz-Ahormn (Acer platanoides) Sandbirke (Betula pendula)
Berg-Ahorn (Acer pseudoplantus) Rotbuche (Fagus sylvatica)
Stiel-Eiche (Quercus robur) Traubeneiche (Quercus petrea)
Hainbuche (Carpinus betulus) Weiltdorn (Crataegus laevigata)

Linde (Tilia cordata)

Lokale hochstdmmige Obstbidume:
Mussbaum, Pflaume, Birne, Apfel

Der Mindeststammumfang der Laub- und Obstbdume betrdgt 14/16 cm, gemessen in 1 m
Hdéhe.

Straucher:

Hasel (Corylus avellana) Weiltdorn (Crataegus laevigata)

Pfaffenhitchen  (Euonymus europaeus) Gemeiner Schneeball  (Virburnum opulus)

Salweide (Salix caprea) Hundsrose

Schlehe (Prunus spinosa) Eibe

Vogelbeere (Sorbus accuparia) Rote Johannisbeere
Faulbaum (Frangula alnus) Ohrchenweide

(Rosa canina)
(Taxus baccate)
(Ribes rubrum)
(Salix aurita)

Die Mindestpflanzgréfie der Straucher betragt 100 - 125 cm.

Laubholzschnitthecken:

Weiltdormn (Crataegus laevigata) Hainbuche (Carpinus betulus)

Eibe (Taxus baccate) Rotbuche (Fagus sylvatica)

Liguster (Ligustre vulgaris)

Begriinung von Auftenwanden:

Efeu (Hedera helix) Wilder Wein  (Parthenocissus quinguefolia)

Gemeine Waldrebe (Fallopia aubertii) Hopfen (Humulus lupulus)

Blauregen (Wisteria sinensis)

Stralenraum:

Strandstralle u. H.-Léns-Weg westl. Strandstralle: Linde (Tilia cordata)

H_-Léns-\Weg: Schwed. Mehlbeere (Sorbusintermedia)

Ostseeallee: Linde (Tilia cordata)

Biirgerweg: Weilldorn (Crataegus laevigata)
Linde (Tilia cordata)

Rudolf-Breitscheid-Stralte: Linde (Tilia cordata)

Hafenstralle Eiche (Quercus petrea)

Der Mindeststammumfang der Laubbdume betragt 18/20 cm, gemessen in 1m Héhe.

Ersatzpflanzungen (§ 9 Abs. 1a und Abs. 6 BauGB)
Fiur notwendige Gehdlzfallungen sind Ausgleichs- und Ersatzpflanzungen vorzuneh-
men.

Ersatzbaum
Stammumfang in 1,3 m Hoéhe

einstammiger Fallbaum
Stammumfang in 1,3 m Hohe:

30-60cm 1 Stick mit 12 - 18 cm
B60-90 cm 2 Stuck mit 12 - 18 cm
90-150 cm 3 Stick mit 12 - 18 cm
= 150 cm 4 Stick mit 12 - 18 cm

11. Kennzeichnung (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

1l

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes fur Pflege mit der Ifd. Nr. 10 sidlich des Bur-
gerweges und der dazugehorigen Grinflache befindet sich eine Flache, deren Boden
erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet ist (Altlastenverdachtsflache). Vor
einer Bebauung ist die Flache zu sanieren.

12. Sicherung von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktion (§ 9 Abs. 6 BauGB)

T2

Fur die in der Planzeichnung gekennzeichnete Flache gilt Genehmigungsvorbehalt fur

die Begrindung oder Teilung von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz. Far

die Grundstiicke im Geltungsbereich der Satzung unterliegen die Begriundung oder

Teilung von

1. Wohnungseigentum oder Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigentumsgesetzes)

2_Wohnungs- oder Teillerbbaurechten (§ 30 des Wohnungseigentumsgesetzes)

3. Dauerwohnrechten oder Dauernutzungsrechten (§ 31 des Wohnungseigentums-
gesetzes) dem Genehmigungsvorbehalt nach § 22 des Baugesetzbuches.

13. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

131

13.2

133

13.4

136
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Die nur aulterhalb des Vorgartenbereichs zulassigen Stellplatze von Millbehaltem sind
mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer begriinten Umkleidung oder
mit Rankgittern zu versehen. Sichtschutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begrinen.
Aus gestalterischen Grunden ist zwischen Garagen, Carports, Stellplatzen oder Ne-
bengeb&auden und allen Grundsticksgrenzen eine gartnerisch angelegte Flache von
mind. 1,0 m Breite herzustellen.

Die in der Planzeichnung dargestellten, begrinten Vorgarten sind gartnerisch zu ge-
stalten und darfen nicht als Stellplatze fur Kraftfahrzeuge oder Mullbehélter bzw. als
Lagerflachen genutzt werden.

Einfriedungen zur dffentlichen Verkehrsflache sind nur als Hecken mit einer Héhe von
max. 1,20 m zuléssig. Ausnahmsweise sind schmiedeeiserne Zaune mit Mauerpfeilern
zulassig. An Einmiandungen und Grundstiickszufahrten wird die Hohe auf 0,80 m be-
grenzt, wenn die Sicht auf den flieBenden Verkehr versperrt werden kann.

Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Qlbehalter ist nicht zuléssig. Luftwammepum-
pen miassen immissionsschutzrechtlich genehmigt sein und zur Nachbargrenze einen
Abstand von mind. 3 m einhalten.

Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulassig.

Wer vorsatzlich oder fahréssig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstofdt,
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 LBauO M-V und kann mit Bufgeld bis zu
100.000 € geahndet werden.

Hinweise

A

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MalRnahme keine Boden-
denkmale betroffen. Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenver-
farbungen entdeckt werden, ist gemalk 11 DSchG M-V (GVBI. M-V Nr. 1 vom
14.1.1998, S. 12 ff) die zustandige untere Denkmalschutzbehorde zu benachrichtigen
und der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen des Landesamtes fir Boden-
denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverandertem Zustand zu erhalten. Verant-
wortlich hierfur sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentimer sowie
zufallige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5
Werktage nach Zugang der Anzeige.

Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fur bisher unbekannte Belastungen des Unter-
grundes wie abartiger Geruch, anomale Farbung, Austrtt von verunreinigten Flissig-
keiten, Ausgasungen oder Reste alter Altablagerungen (Hausmill, gewerbliche Abfalle
usw.) angetroffen, ist der Grundstickseigentimer als Abfallbesitzer zur ordnungsge-
malfen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs nach § 11 Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz (Kr'W-/AbfG) vom 27 .9.1994, BGBI. | 5. 2705, zuletzt gedndert durch Ge-
sefz vom 25.8.1998 (BGBI. | S. 2455) verpflichtet. Er unterliegt der Anzeigepflicht nach
§ 42 KrWW-/AbfG .

Fur den gesamten Geltungsbereich gilt die Erhaltungssatzung (Satzung zur Erhaltung
der stadtebaulichen Eigenart der Stadt Ostseebad Kuhlungsbom) in den Bekanntma-
chungsfassungen: Plangeltungsbereich A vom 18.12.2008 und Plangeltungsbereich C
vom 18.12.2008.

Fur den gesamten Geltungsbereich gilt die Stellplatzsatzung (Satzung der Stadt Ost-
seebad Kiuhlungsborn Gber die Gestaltung, Grofke und Zahl der Stellplatze fur Kfz so-
wie Uber die finanzielle Ablésung der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen fur
Kfz) in der zuletzt gednderten Fassung. Dariber hinaus gilt im gesamten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes die Richtlinie fur die Anlage von Stadistralen (RASt 06
Ausgabe 2006, Forschungsgesellschaft fur Strallen- und Verkehrswesen, Kéln 2007).

Fur den uberwiegenden Teil des Plangeltungsbereiches (mit Ausnahme der Baufelder
4.5 8, 11 und 12) gilt die Gestaltungssatzung der Stadt Ostseebad Kiahlungsbom in
der zuletzt ge&nderten Fassung.

Der Plangeltungsbereich liegt vollstédndig im Geltungsbereich der Larmschutzverord-
nung der Stadt Ostseebad Kiuhlungsborn vom 14. Juli 2000, wirksam durch Bekannt-
machung im Amtlichen Mitteilungsblatt des Landkreises Bad Doberan am 18.7.2000.

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone 11l B der
Wasserfassung Kihlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und Nut-
zungsbheschrankungen zum Trinkwasserschutz geméai der Richtlinie for Trinkwasser-
schutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fiir Grundwasser” (DVGW Regelwerk Arbeits-
blatt W 101) sind zu beachten.

Alle Veranderungen an einem Baudenkmal und in seiner Umgebung bedirfen geman
§ 7 Abs. 1 DSchG M-V der Genehmigung durch die Untere Denkmalschutzbehorde
bzw. gemal § 7 Abs. 6 DSchG M-V durch die zustandige Behdrde.

Fur den gesamten Geltungsbereich gilt die Satzung zur Gestaltung der Vorgarten der
Stadt Ostseebad Kihlungsborn in der zuletzt ge&dnderten Fassung.

Die in der Satzung genannten Gesetze, DIN-Vorschrifien und Richtlinien kénnen im
Bauamt der Stadt Ostseebad Kihlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kihlungsbom,
wahrend der Offnungszeiten eingesehen werden.

Der voriegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschéfte, die auf
Grundlage dieses Entwurfs getatigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung.

Stodt-ﬂund Regionalplanung

Partnerschaftsgesellschaft

Dipl.-Ing.
Martin Hufmann

Dipl.-Geogr.
Lars Fricke
KrémerstraBe 25
23966 Wismar
Y Tel. 03841 470 640-0
i Fax 03841 470 6409

www.srp-wismar.de, info@srp-wismar.de

(1

2

(3)

4

6]

(6)

(1)

(8)

9

Verfahrensvermerke

Der Aufstellungsbeschluss der Stadtvertreterversammiung tiber die 3. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 5 wurde am 11.12 2014 gefasst. Der erganzende Aufstellungs-
beschluss wurde am 10.12.2015 gefasst. Die ortsibliche Bekanntmachung des Auf-
stellungsbeschlusses ist am 18.12.2014 und des erganzenden Aufstellungsbeschlus-
ses am 17.12.2015 durch Verdffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der
Stadt Ostseebad Kahlungsborn erfolgt.

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den

(Siegel) Der Burgermeister

Die Stadtverireterversammiung hat am 10.12.2015 den Entwurf der 3. Anderung des
Bebauungsplanes Mr. 5 mit Begrindung einschliefdlich der ortlichen Bauvorschriften
gebilligt und zur &ffentlichen Auslegung bestimmt.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den

(Siegel) Der Bargermeister

Der Entwurf der 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Tell A) und dem Text (Teil B) und die Begrundung dazu sowie der Entwurf
der ortlichen Bauvorschriften haben nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 iV.m.§ 3 Abs. 2
BauGB in der Zeit vom 04.01.2016 bis zum 05.02.2016 wéahrend der Dienststunden in
der Stadtverwaltung Ostseebad Kuhlungsborn &ffentlich ausgelegen. Die 6ffentliche
Auslegung ist mit dem Hinweis, dass von einer Umweltprifung abgesehen wird und
dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von jedemrmann schriftlich oder zur Nie-
derschrift vorgebracht werden kénnen, am 17.12.2015 durch Veroffentlichung im Amtli-
chen Bekanntmachungsblatt der Stadt Ostseebad Kihlungsbom bekannt gemacht
worden. Ebenfalls wurde daraufhin gewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung tber den Bebauungsplan unbericksichtigt blei-
ben kénnen.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den

(Siegel) Der Burgermeister

Die von der Planung beriihrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
sind gemal § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 iV.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
18.12.2015 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und Uber die offentliche Aus-
legung unterrichtet worden.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den

(Siegel) Der Burgermeister

Der katastermaftige Bestand innerhalb des Geltungsbereiches am wird als
richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenz-
punkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindli-
che Flurkarte im Malstab 1: vorliegt. Regressanspriche konnen nicht abgeleitet
werden.

den

sy

(Siegel) Offentlich best. Vermesser

Die Stadtverireterversammliung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie die
Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange am
geprift. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den

(Siegel) Der Burgermeister

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5, bestehend aus der Planzeichnung (Teil
A) und dem Text (Teil B) sowie die drtlichen Bauvorschriften wurden am von
der Stadtvertreterversammlung als Satzung beschlossen. Die Begrindung zur 3. Ande-
rung des Bebauungsplan Nr. 5 wurde gebilligt.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den

(Siegel) Der Bargermeister

Die Satzung iber die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den

(Siegel) Der Burgermeister

Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen werden kann und iber den Inhalt Auskunft zu er-
halten ist, sind am im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt Ost-
seebad Kihlungsborn bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von M&n-
geln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit
und Erléschen von Entschéadigungsansprichen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.
Die Satzung ist mit Ablauf des in Kraft getreten.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den
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3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn "Kopfsituation Ost"

1. Einleitung
1.1  Planungsziele

Die Stadtvertreterversammlung hat am 11.12.2014 die Aufstellung der 3. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 5 der Stadt Ostseebad Kihlungsborn "Kopfsituation Ost"
beschlossen. Hintergrund sind aktuelle stadtebaulich relevante Vorhaben, die ihren
Eingang in den Bebauungsplan finden muissen. Ein wichtiger Punkt fir die Stadt ist
darUber hinaus der Schutz vor Fehlentwicklungen, die zu negativen stédtebaulichen
Auswirkungen fuhren kénnen, wie z.B. die Umnutzung von Hotels in andere Nutzun-
gen, die Vernichtung von Vorgarten oder die Errichtung von unangepassten Neben-
anlagen. AuBerdem erfolgt eine Anpassung der Planung an zwischenzeitlich reali-
sierte Vorhaben. Zusétzliche Anderungen sollen in die Planung aufgenommen wer-
den, die auf veranderten Rahmenbedingungen der Kihlungsborner Stadtentwicklung
basieren und z.B. die értlichen Bauvorschriften betreffen.

Im Einzelnen werden folgende Planungsziele gemaf Aufstellungsbeschluss verfolgt:

- Festschreibung der vorhandenen Hotelnutzungen zum dauerhaften Erhalt,

- Zulassen von nicht stérenden Gewerbebetrieben, Anlagen far kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie von Dauerwoh-
nungen im SO 9 Einzelhandel (Méwenpark-Center),

- Erganzung der 6rtlichen Bauvorschriften entsprechend aktueller Zielstellungen
der Gestaltung und zur Vermeidung von Fehlentwicklungen,

- Darstellung von erhaltenswerten, begriinten Vorgartenbereichen.

Weitere Anderungen, die nach aktuellen Zielstellungen der Stadt vorgesehen oder
notwendig sind und im ergénzenden Aufstellungsbeschluss behandelt wurden, be-
treffen:

- Erhéhung der zulassigen Verkaufsflache (VKF) im Sondergebiet Einzelhandel
fir Lebensmittel von 1000 m? auf 1500 m?, Begrenzung sonstiger Einzelhand-
ler auf 500 m? VKF,

- Anderung von Baugrenzen StrandstraB3e 53,

- Anpassung Baufeld SO 13 Strandversorgung/Strandtoilette an Bestand,

- Sicherung von mindestens 20 Tagespflegeplatzen im Sondergebiet fir Pflege
SO 11,

- Ausschluss stérender Nebenanlagen,

- Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Bushaltestelle® an der Ost-
seeallee zur Rechtskraft fihren (vom Satzungsbeschluss der Stadtvertreter-
versammlung vom 10.6.2010 Uber die 2. Anderung des B-Planes Nr. 5 wurde
die Bushaltestelle ausgenommen, da noch Klarungsbedarf hinsichtlich der
Nutzung bestand),

- Anpassung der zuldssigen Nutzflachen im Themenpark an den Bestand,

- Ergénzungen der Begriindung hinsichtlich stddtebaulicher Ziele und Hinweise.

Die Anderungen, die aufgrund dieser Planungsziele erfolgen, werden im Kap. 3 im
Einzelnen erlautert. i

Dariiber hinausgehende Anderungen sind mit der 3. Anderung des B-Planes Nr. 5
nicht verbunden. Das stadtebauliche Konzept, Art und Maf der baulichen Nutzung,
die VerkehrserschlieBung und die Ver- und Entsorgung bleiben im Wesentlichen un-

3



TOP 7
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verandert. Ebenso ergeben sich durch die 3. Anderung des B-Plans Nr. 5 keine An-
derungen hinsichtlich des Verkehrsaufkommens und der damit verbundenen Immis-
sionen. Zusatzliche Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgen nicht. Insofern gelten
die nicht von der 3. Anderung betroffenen Inhalte der 2. Anderung des B-Planes Nr.
5 weiterhin unverandert fort. Da die Planzeichnung mit der 3. Anderung insgesamt
Uberarbeitet wird, wird in diesem Zusammenhang insbesondere auf die Inhalte der
Begrindung zur 2. Anderung verwiesen.

1.2 Lage und Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 3. Anderung umfasst aufgrund von u.a. allgemeingiiltigen
Festsetzungen das gesamte Satzungsgebiet des B-Planes Nr. 5. Der Geltungsbe-
reich mit einer GréBe von ca. 14,0 ha liegt in Kihlungsborn Ost zwischen dem
Sportplatz im Westen, der HafenstraBe und dem Skan-Morada-Resort im Osten,
dem Hermann-Léns-Weg im Stden und der Seebriicke im Norden.

1.3 Bisherige Planungen, Planungsrecht, Plangrundlagen

Der Bebauungsplan Nr. 5 wurde am 23.6.2006 rechtswirksam. Mit der 1. Anderung,
die am 16.5.2008 rechtswirksam wurde, erfolgte die Ubernahme der Fremdenver-
kehrssatzung nach § 22 BauGB in die B-Plan-Satzung. Die 2. Anderung umfasste
eine komplette Uberarbeitung des Bebauungsplanes Nr. 5, da groB3e stadtebauliche
Vorhaben aufgenommen werden mussten und engere bauliche und gestalterische
Festsetzungen getroffen werden sollten, um bauliche Fehlentwicklungen und eine zu
hohe Verdichtung zu vermeiden. Die 2. Anderung wurde am 17.06.2010 bekannt
gemacht.

Die vorliegende Plananderung erfolgt nach § 13 des Baugesetzbuches (BauGB), da
die Grundzlge der Planung nicht betroffen sind. Der ZulassigkeitsmaBstab wird im
Vergleich zum Bestand auBerdem nicht wesentlich veréndert. Das B-Plan-Gebiet
umfasst eine nahezu komplett Gberbaute Flache im Zentrum Kihlungsborns. Zusatz-
liche negative Umweltauswirkungen sind mit der Anderung nicht verbunden. Die
Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltprifung und eines Umweltberichts besteht
demnach nicht (§ 13 Abs. 3 BauGB).

Planungsrechtliche Grundlagen firr die Erarbeitung der Satzung sind:

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.9.2004 (BGBI. | S. 2414), einschlieBlich aller rechtsglltigen Anderungen,

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.1.1990 (BGBI. | S. 132), einschlieBlich aller rechtsgiltigen Anderungen,

- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. Nr. 3,
22.1.1991), einschlieBlich aller rechtsgtltigen Anderungen,

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Neufas-
sung vom 15.10.2015 (GVOBI. M-V S. 334)

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung galtigen

Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien.

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5 wird aus dem wirksamen Flache-
nnutzungsplan der Stadt entwickelt.

4
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Als Plangrundlagen dienen: Lage- und H6henplan vom 4.12.2000, Vermessungsbiiro
Wieck, Kihlungsborn; Lage- und Héhenplan Strandpromenade vom 12.6.2007, Ver-
messungsburo Kratschel, Rostock; Flurkarte im MaBstab 1:2000, Kataster- und Ver-
messungsamt Bad Doberan, Stand 27.06.2013; Topographische Karte im MafRstab
1:10000, Landesamt fur innere Verwaltung M-V, Schwerin, Stand 2005/GeoBasis
DE-MV; der Bebauungsplan Nr. 5 in der Fassung der 2. Anderung sowie sonstige
Unterlagen des Bauamtes Kihlungsborn (Lageplane, Bauantrage). Weiterhin wurden
eigenen Bestandsaufnahmen durchgeflhrt.

2.  Anderungsinhalte

Festschreibung der vorhandenen Hotelnutzungen zum dauerhaften Erhalt:

Das Plangebiet ist das touristische Zentrum von Kihlungsborn Ost und daher stark
von Beherbergungseinrichtungen gepragt. Dabei Uberwiegen deutlich die Ferien-
wohnungen. In den vergangenen Jahren wurden wiederholt Hotels in Ferienwohnun-
gen, Apartments oder andere Nutzungen umgewandelt. Damit geht jedoch ein wich-
tiger Baustein der touristischen Infrastruktur Kiihlungsborns und ein wichtiger Arbeit-
geber verloren. Wahrend Ferienwohnanlagen oftmals eine ,anonyme® Nutzung dar-
stellen, pragen die Hotels mit ihrer Infrastruktur und ihrem Betrieb die Tourismusorte.
In den mit ,H* fir Hotel festgesetzten Baufeldern ist daher die Hotelnutzung zu erhal-
ten, die Umwandlung in andere Beherbergungsformen wie Aparthotels oder Ferien-
wohnungen sowie die Umwandlung in Dauer- oder Zweitwohnungen, Einzelhandels-
betriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke, Vergnigungsstatten oder nicht stérende
Gewerbebetriebe ist unzulassig. Zum Teil sind davon Vollhotels betroffen, zum Teil
befinden sich in den Gebauden neben einem Hotelbetrieb auch Ferienwohnungen,
Wohnungen oder Geschéfte.

In den Vollhotels in den SO 6 und SO 8 soll auch einer Umwandlung in
Apart(ment)hotels entgegen gewirkt werden. Aparthotels stellen sich in der tatsachli-
chen Nutzung leider selten als Hotels mit einem umfassenden und arbeitskraftein-
tensiven Service dar, bei dem lediglich eine andere Zimmerform angeboten wird,
sondern in der Regel als Ferienwohnanlage, bei der der Service eine stark unterge-
ordnete Rolle spielt und nur auf frihzeitige Bestellung Uberhaupt zur Verflgung
steht. Aus diesem Grund wird mit der mdglichen Ausflihrung eines Aparthotels keine
angebotserweiternde Struktur geschaffen, daflir aber das Umgehen der gewollten
stadtebaulich sinnvollen Hotelnutzung erreicht. Es liegen aus Sicht der Stadt somit
stadtebauliche Griinde fir den Ausschluss von Aparthotels in den SO 6 und SO 8
VOor.

Far den Bereich der Fremdenverkehrssatzung nach § 22 BauGB wird festgesetzt,
dass je Gebadude max. 2 Betreiberwohnungen zulassig sind.

Dauerwohnungen sollen hingegen im Ostseehotel westlich und im Apartmenthaus
Ostlich ,Zur Seebriicke” (SO 6 und 7) ausgeschlossen werden, um hier die aus-
schlieBliche touristische Nutzung fur einen wechselnden Personenkreis zu gewahr-
leisten.

Dauerwohnungen waren bisher in den Sonstigen Sondergebieten fir den Tourismus
allgemein zuléssig.
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Zulassen von nicht stérenden Gewerbebetrieben, Anlagen fiir kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie von Dauerwoh-
nungen im SO 9 Einzelhandel (M6éwenpark-Center); Erh6hung der zulassigen
Verkaufsflache fiir Lebensmittel von 1000 m2 auf 1500 m2:

Das Méwenparkcenter verfugt Gber einen zentralen Lebensmittelmarkt fir Kihlungs-
born-Ost, der im ,Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt (Junker und Kruse,
Marz 2015) als wichtiger und erhaltenswerter Standort charakterisiert wird. Laut der
2. Anderung des B-Plans Nr. 5 sind bisher Einzelhandelsbetriebe bis maximal 1000
m?2 Verkaufsflache, Schank- und Speisewirtschaften sowie ausnahmsweise Vergnu-
gungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO und nicht stérende Gewerbe-
betriebe zulassig. Dieses Spektrum soll um Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke und um Dauerwohnungen (ausnahmsweise)
erweitert werden. Nicht stérende Gewerbebetriebe sollen allgemein zugelassen wer-
den. Damit erfolgt eine Anpassung an vorhandene Nutzungen im Mdwenpark-
Center, in dem sich derzeit neben dem Lebensmittelhandler ein Textilhandel, ein
Schuhladen, ein Fahrrad-Verleih, ein Backer und Arztpraxen sowie Dauerwohnungen
in den Obergeschossen befinden.

Aufgrund der zentralen Bedeutung flr die Lebensmittel-Versorgung in Kiihlungsborn-
Ost werden hier, am Rande des Zentrums mit guter Verkehrsanbindung und ausrei-
chenden Parkplatzen u.a. in Parkh&usern, nun 1500 m? maximale Verkaufsflache
zugelassen. Laut Einzelhandelskonzept soll eine Erweiterung nur an den vorhande-
nen Standorten stattfinden. Damit wird eine Erweiterung des vorhandenen Vollsorti-
menters in Anpassung an eine zeitgemaBe Gestaltung ermdglicht. Die Erweiterung
soll innerhalb des Gebaudes erfolgen, daher ist keine Erweiterung der Baugrenzen
erforderlich. Andere groBBe Lebensmittel-Versorger oder Discounter sollen laut Ein-
zelhandelsgutachten der Stadt allerdings nicht mehr im Zentrum von Kihlungsborn-
Ost zugelassen werden. Fir sonstige Einzelhandelsbetriebe in diesem speziellen
Einzelhandelsgebiet SO 9 erfolgt, ebenfalls in Anpassung an den Bestand, eine Be-
schrankung der VKF auf max. 500 m2. GréBere Textil- oder sonstige Mérkte sollen
hier nicht entstehen.

Das touristische Zentrum im Ubrigen Planungsraum weist eine gesunde Mischung
aus kleineren Laden vieler Einzelhandelssparten, insbesondere an der Strandstral3e
auf, die erhalten werden soll. Es ist zu vermeiden, dass sich hier groB3flachige Textil-
oder sonstige Markte ansiedeln, die die gewachsene Struktur erheblich beeintrachti-
gen konnten. Daher besteht in den Ubrigen, fir Einzelhandel geeigneten Baufeldern
eine Begrenzung der Verkaufsflache auf 400 m2, die auch so erhalten bleiben soll.

Erganzung der 6rtlichen Bauvorschriften entsprechend aktueller Zielstellungen
der Gestaltung und zur Vermeidung von Fehlentwicklungen

Die értlichen Bauvorschriften werden um gestalterische Richtlinien erganzt, die in
Kihlungsborn inzwischen allgemeingiiltig sind. Die Gestaltung von Gebauden und
Freiflachen wird detailliert in der Gestaltungssatzung der Stadt und der Satzung Uber
die Gestaltung der Vorgarten geregelt. Darliber hinaus bzw. auch fir die Baufelder 4,
5, 8, 11 und 12, fir die die Gestaltungssatzung nicht gilt, sollen erganzende Vor-
schriften aufgenommen werden.

Sichtschutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begriinen. Damit wird ein zusatzlicher
Aspekt zur Begriinung von oft stark versiegelten Stellplatzflachen o0.4. aufgenommen.
Einfriedungen zur o6ffentlichen Verkehrsflache sind nur als Hecken mit einer Héhe
von max. 1,20 m zulédssig. Ausnahmsweise sind schmiedeeiserne Zaune mit Mauer-
pfeilern zulassig. An Einmindungen und Grundstlckszufahrten wird die Hohe auf
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0,80 m begrenzt, wenn die Sicht auf den flieBenden Verkehr versperrt werden kann.
Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zuldssig. Damit sollen
ortstypische Gestaltungselemente geférdert und ortsuntypische Elemente vermieden
werden.

Luftwdrmepumpen missen immissionsschutzrechtlich genehmigt sein und zur Nach-
bargrenze einen Abstand von mind. 3 m einhalten. Diese Festlegung dient dem
nachbarlichen Immissionsschutz.

Darstellung von erhaltenswerten, begriinten Vorgartenbereichen:

Durch eine hervorgehobene Darstellung der begrinten Vorgéarten im Plangebiet er-
hofft sich die Stadt, Uber den Bebauungsplan eine bessere Hinweiswirkung auf die
bereits 2007 beschlossene Satzung zur Gestaltung der Vorgarten zu erzielen. Trotz
dieser und auch anderer beschlossener Satzungen der Stadt, die ebenfalls auf die
Gestaltung der AuBenbereiche von Grundstiicken abzielen (Gestaltungssatzung,
Stellplatzsatzung), kommt es innerhalb der Vorgarten immer wieder zu Fehlentwick-
lungen. So werden innerhalb der Vorgarten Stellplatze und Nebenanlagen errichtet.
Dieser Entwicklung soll durch eine zuséatzliche Kenntlichmachung der betroffenen
Bereiche entgegengewirkt werden. Da die Kennzeichnung der Vorgarten in der Plan-
zeichnung keine planungsrechtliche Wirkung entfaltet, erfolgt sie als Darstellung oh-
ne Normcharakter.

Die (noch) vorhandenen, gartnerisch gestalteten Flachen sollen nach dem Willen der
Stadt mdéglichst erhalten werden. Dabei ist im touristischen Zentrum natlrlich zu be-
achten, dass viele Vorflachen flr AuBengastronomie, Ausstellungsflachen usw. ge-
nutzt werden und insofern keine klassischen Vorgéarten darstellen. AuBBerdem gibt es
z.T. genehmigte Stellplatzanlagen. Grundsétzlich sind jedoch die erforderlichen
Stellplatze auf den privaten Grundstlicken auBerhalb der Vorgartenbereiche herzu-
stellen.

Anderung von Baugrenzen StrandstraBe 53:

Im Rahmen der Sanierung und Umnutzung des Hauses Wilhelmine kommt es zu ei-
ner kleinen Anderung des Eingangsbereiches, die stéadtebaulich vertraglich und von
der Rahmenplanung beflrwortet wird. Das Haus Wilhelmine ist kein Einzeldenkmal.
Daher wird die Baugrenze im Bereich des Vorbaus an der StrandstraBe um 2,0 m
nach Norden verlangert.

Anpassung Baufeld SO 13 Strandversorgung/Strandtoilette an Bestand:

Bei der Realisierung des Gebaudes zur Strandversorgung mit Strandtoilette an der
Promenade (SO 13) hat sich eine Verschiebung des Baufeldes um 3 m in nordwest-
liche Richtung im Vergleich zum ausgewiesenen Baufeld in der 2. Anderung erge-
ben, die in die vorliegende Anderungsplanung eingearbeitet wird.

Sicherung von mindestens 20 Tagespflegeplatzen im Sondergebiet flir Pflege
SO 11:

Im Sonstigen Sondergebiet flir Pflege - Baufeld 11 der Planzeichnung - sind bisher
ein Pflegeheim bzw. ein Altenheim zulassig. Die stadtische Flache ist bisher unbe-
baut. Im Rahmen der Bedarfsermittlung wurde festgestellt, dass Tagespflegeplatze in
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Kahlungsborn fehlen. Daher sollen in Abstimmung mit einem kinftigen Betreiber im
SO 11 mindestens 20 Tagespflegeplatze geschaffen werden.

Ausschluss storender Nebenanlagen:

Bezlglich der Freihaltung des Ortsbildes vor stérenden Nebenanlagen wird geman
§ 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO die Errichtung von Kleinwindkraftanlagen und freiste-
henden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes aus-
geschlossen. Seit jungerer Zeit sind Kleinwindkraftanlagen technisch ausgereift. Die-
se Anlagen fuhrten aber bereits haufig zu Nachbarschaftsstreitigkeiten aufgrund der
mit dem Betrieb verbundenen Larmemissionen. GroBBe Antennenmasten von CB-
Funkern fihren zu einer ortsbildstérenden, technischen Uberformung und damit zur
Beeintrachtigung nachbarlicher Interessen. Kleinwindkraftanlagen oder Antennen-
masten wéaren ohne diesen Ausschluss gemal Landesbauordnung MV bis zu einer
Hbéhe von 10 m oder auf Hausdachern in den Baugebieten zuldssig, sofern die all-
gemeinen Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind.

Obwohl die Stadt eine ressourcen- und klimaschonende Entwicklung unterstitzt, sind
Kleinwindkraftanlagen im Plangebiet als unvertraglich zu bezeichnen. Aufgrund des
hochwertigen Charakters des Ortsbildes soll ein méglichst stérungsfreies Umfeld flir
die Bewohner und Gaste geschaffen werden. Dieses betrifft sowohl die zu befiirch-
tenden visuellen als auch die akustischen Beeintrachtigungen durch solche Anlagen.

Erganzend zur Festsetzung, dass Tiefgaragen unterhalb der anstehenden Gelande-
oberflache auch auBerhalb der Uberbaubaren Grundstlcksflachen zulassig sind, wird
festgesetzt, dass die Tiefgaragen bis zu einer GRZ von 0,8 zulassig sind. Damit soll
die Errichtung von Tiefgaragen geférdert werden, die in diesem dicht bebauten Ge-
biet erwlinscht und groBBen, versiegelten Freiflachen vorzuziehen sind.

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,,.Bushaltestelle” an der Ostsee-
allee zur Rechtskraft fihren:

Vom Satzungsbeschluss der Stadtvertreterversammlung vom 10.6.2010 UGber die 2.
Anderung des B-Planes Nr. 5 wurde die Bushaltestelle ausgenommen, da noch Kla-
rungsbedarf hinsichtlich der Nutzung bestand. Inzwischen wurde die Haltestelle fir
den Molli-Bus sowie flir Reisebusse realisiert und im Stden der Parkanlage in hoch-
wertiger Bauweise mit Begrinung integriert.

Anpassung der zulassigen Nutzflachen im Themenpark an den Bestand:

Im Themenpark Fischerei innerhalb der &ffentlichen Grinflache Gstlich des Apparte-
menthauses Atlantik ist eine Anderung der zuldssigen Grundflache des Ausstel-
lungspavillons von 100 m? auf 70 m? und von Marktbuden von max. 100 m? auf 130
m? erforderlich, um eine Anpassung an die dort genehmigten und realisierten Ge-
baude zu erreichen. Die Marktstande wurden als Fischerhltten gestaltet und in die
Park- bzw. Spielanlage eingeordnet, so dass der Charakter der Griinflache erhalten
blieb und daher von einer Bauflachenausweisung abgesehen wurde. Der Park und
Spielplatz hat sich inzwischen zu einem beliebten Ziel und einer viel genutzten, tou-
ristischen Einrichtung entwickelt. )

Die textlichen Festsetzungen werden im Punkt 6.2 folgendermalBen geédndert (Ande-
rungen kursiv): Innerhalb der Grinflache Nr. 2 ist die Errichtung eines
Kinderkarussels mit einem Durchmesser von 10 m, eines Ausstellungspavillons mit

8
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einer Grundflache von max. 70 m? von festen, eingeschossigen Marktstanden mit
einer Grundflache von insgesamt max. 130 m? sowie die Aufstellung von Spielgera-
ten zulassig.

3. Sonstiges

Tiefgaragen unterhalb der anstehenden Gelédndeoberflache sind auch auBerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig. Die zulassige Grundflache gemai § 19
Abs. 4 BauNVO darf far Tiefgaragen unterhalb der anstehenden Gelédndeoberflache
bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von max. 0,8 Uberschritten werden. Damit soll
der Bau von Tiefgaragen zur Erflllung des Stellplatzbedarfs beférdert werden. Eine
Uberbauung der Baugrenzen soll dabei jedoch nicht far Tiefgaragen gelten, die als
bauliche Anlage oberirdisch sichtbar sind.

Die ErschlieBungsanlagen im Plangebiet sind vorhanden und erfahren durch die Pla-
nung keine wesentliche Veranderung oder Beeinflussung. Die geregelte Ver- und
Entsorgung des Gebietes ist durch die vorhandenen Anschlisse bzw. Anschluss-
moglichkeiten gewahrleistet.

Die Beteiligten sollen bei Ausbauplanungen frihzeitig in die Ausflihrungsplanung
einbezogen werden, um die gleichzeitige Einbringung der Ver- und Entsorgungslei-
tungen zu gewahrleisten. Die Mindestabstédnde zu Leitungen sind bei Bau- und An-
pflanzungsmaBnahmen zu beachten.

Negative Umweltauswirkungen oder Auswirkungen auf grinordnerische Festsetzun-
gen sind — wie eingangs erwahnt - mit der Anderung nicht verbunden. Es erfolgt hin-
gegen ein besserer Schutz vorhandener, begriinter Vorgéarten. Auch artenschutz-
rechtliche Belange sind nicht betroffen.

Ein Anliegen des Immissionsschutzes ist auch die Erhaltung der bestméglichen Luft-
qualitat im Plangebiet. Aus diesem Grunde sollten z.B. emissionsarme, umwelt-
freundliche Heizsysteme flir Warmwasser und Raumwarme verwendet werden.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MaBnahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bo-
denverfarbungen entdeckt werden, ist geman 11 DSchG M-V (GVBI. M-V Nr. 1 vom
14.1.1998, S. 12 ff) die zustandige untere Denkmalschutzbehdrde zu benachrichti-
gen und der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen des Landesamtes fir
Bodendenkmalpflege oder dessen Vertreter in unverandertem Zustand zu erhalten.
Verantwortlich hierflir sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigenti-
mer sowie zuféllige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung
erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Werden bei Bauarbeiten Anzeichen flr bisher unbekannte Belastungen des Unter-
grundes wie abartiger Geruch, anormale Farbung, Austritt von verunreinigten Flis-
sigkeiten, Ausgasungen oder Reste alter Altablagerungen (Hausmdill, gewerbliche
Abfalle usw.) angetroffen, ist der Grundstiickseigentiimer als Abfallbesitzer zur ord-
nungsgemanen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs nach § 11 Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) vom 27.9.1994, BGBI. | S. 2705, zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 25.8.1998 (BGBI. | S. 2455) verpflichtet. Er unterliegt der
Anzeigepflicht nach § 42 KrW-/AbfG.
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FOr den gesamten Geltungsbereich gilt die Erhaltungssatzung (Satzung zur Erhal-
tung der stadtebaulichen Eigenart der Stadt Ostseebad Kihlungsborn) in den Be-
kanntmachungsfassungen: Plangeltungsbereich A und Plangeltungsbereich C vom
18.12.2008.

FlOr den gesamten Geltungsbereich qilt die Stellplatzsatzung (Satzung der Stadt Ost-
seebad Kihlungsborn tber die Gestaltung, GroBe und Zahl der Stellplatze fir Kfz
sowie Uber die finanzielle Ablésung der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplat-
zen flr Kfz) in der zuletzt gednderten Fassung. Darliber hinaus gilt im gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes die Richtlinie fur die Anlage von StadtstraBen
(RASt 06 Ausgabe 2006, Forschungsgesellschaft fiir StraBen- und Verkehrswesen,
Kdéln 2007).

Flr den Uberwiegenden Teil des Plangeltungsbereiches (mit Ausnahme der Baufel-
der 4, 5, 8, 11 und 12) qilt die Gestaltungssatzung der Stadt Ostseebad Kiihlungs-
born in der zuletzt gednderten Fassung.

Der Plangeltungsbereich liegt vollstandig im Geltungsbereich der La&rmschutzverord-
nung der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn vom 14. Juli 2000, wirksam durch Be-
kanntmachung im Amtlichen Mitteilungsblatt des Landkreises Bad Doberan am
18.7.2000.

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone IIl B der
Wasserfassung Kihlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und
Nutzungsbeschrankungen zum Trinkwasserschutz gemal der Richtlinie far Trink-
wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fir Grundwasser" (DVGW Regelwerk
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.

Alle Veranderungen an einem Baudenkmal und in seiner Umgebung bedlrfen ge-
man § 7 Abs. 1 DSchG M-V der Genehmigung durch die Untere Denkmalschutzbe-
hoérde bzw. gemal § 7 Abs. 6 DSchG M-V durch die zustéandige Behdrde.

Fir den gesamten Geltungsbereich gilt die Satzung zur Gestaltung der Vorgérten der
Stadt Ostseebad Kihlungsborn in der zuletzt ge&nderten Fassung.

Die in der Satzung genannten Gesetze, DIN-Vorschriften und Richtlinien kénnen im

Bauamt der Stadt Ostseebad Kihlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kihlungsborn,
wahrend der Offnungszeiten eingesehen werden.

Stadt Ostseebad KUhlungsborn, den ......ccccccccccceee. e
Karl, Blrgermeister
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Beschlussvorlage offentlich
IAmt/Geschéaftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Maja Kolakowski 03.03.2016 16/60/017

Beratungsfolge (Zustandigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

Anhérung BA 16.03.2016 Offentlich

Vorberatung HA 31.03.2016 Nichtoffentlich

Entscheidung SVWV 14.04.2016 Offentlich

Bezeichnung: Abwigungs- und Satzungsbeschluss zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37
"Teilbereich Kiihlungsborn Ost" der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn beschlief3t:

1. Die Stadtvertreterversammlung hat die Stellungnahmen der Biirger, der Behérden und
sonstigen Tragern offentlicher Belange sowie die Stellungnahmen der Nachbargemeinden
zum Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 mit folgendem Ergebnis gepriift:
s. Anlage.

Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Stadtvertreterversammlung beschlieRt die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn "Teilbereich Kiihlungsborn Ost" gemal} § 10 BauGB als
Satzung. Die ortlichen Bauvorschriften werden gemaR § 86 LBauO M-V als Satzung
beschlossen. Die Begriindung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 wird gebilligt.

3. Der Biirgermeister wird beauftragt, den Satzungsbeschluss tiber die 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37 entsprechend der Hauptsatzung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
ortsublich bekannt zu machen.

Anlagen:
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn — Planzeichnung,
Begriindung und Abwagung

Problembeschreibung/Begrindung:

Die Stadtvertreterversammlung hat am 24.04.2014 die Aufstellung, am 11.12.2014 die Erganzung
der Aufstellung und am 11.06.2015 die 2. erganzende Aufstellung zur 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn ,Teilbereich Kiihlungsborn Ost*
beschlossen. Am 08.10.2015 wurde der Entwurf einschlielich Begriindung gebilligt und die
Offentliche Auslegung beschlossen.

Der B-Plan Nr. 37 und die 1. Anderung bilden die Grundlage fiir die 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37. AuRerdem sollen Aktualisierungen und weitere Anderungen von
Baufeldern eingearbeitet werden, die aus stidtebaulichen Griinden sinnvoll sind. Ortliche
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Bauvorschriften und weitere Vorschriften, z.B. zum Ausschluss storender Nebenanlagen, sollen an
den Standard der Stadt angeglichen werden. Damit soll das Ortsbild des Fremdenverkehrsortes vor
Beeintrachtigungen geschitzt werden.

Wesentlicher Anlass fiir die Aufstellung der 2. Anderung ist allerdings die Notwendigkeit, die
Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und
abschlieRend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung zu regeln. Zur Umsetzung dieses
Planungsziels wurde zum Aufstellungsbeschluss am 24.04.2014 auch eine Veranderungssperre zum
Bebauungsplan Nr. 37 erlassen.

Das Planverfahren wird nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als ,andere MalRnahme der

Innenentwicklung” ohne Umweltbericht durchgefiihrt. Es handelt sich hier im Wesentlichen um eine
Uberplanung des vorhandenen Bestandes. Eine Beeintrichtigung von Umweltbelangen erfolgt durch
die Anderung nicht, so dass keine Umweltpriifung erforderlich ist.

Der Entwurf zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 hat in der Zeit vom 26.10.2015 bis
27.11.2015 offentlich ausgelegen und wurde an betroffene Behdrden und sonstige Tragern
offentlicher Belange zur Stellungnahme versendet. Aus der 6ffentlichen Auslegung resultierten keine
grundlegenden Plananderungen. Die eingegangenen Stellungnahmen kdénnen der Abwagung
entnommen werden. Von Biirgern wurden keine Stellungnahmen abgegeben.

Nach dem Abwégungs- und Satzungsbeschluss wird die 2. Anderung des B-Planes Nr. 37 durch
Bekanntmachung in Kraft gesetzt.

Finanzielle Auswirkungen? Ja
Finanzierung

Gesamtkosten der Jahrliche Folgekos- |Eigenanteil Objektbezogene Einmalige oder

MaRnahme (ge- ten/lasten (i.d.R. = Kreditbedarf) Einnahmen jahrliche laufende

schaffungs-Folgekosten) (Zuschusse/Beitrage) Haushalts-
belastung
(Mittelabfluss,
Kapitaldienst, Folgelasten
ohne kalkulatorische
Kosten)

12.000,00 € € € € €

Veranschlagung 2015 nein ja, mit 12.000,00 € Produktkonto 51102-56255000

X Im Ergebnisplan im Finanzplan

IAnlagen:

2. Anderung B-Plan Nr. 37 Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen

2. Anderung B-Plan Nr. 37 Begriindung

2. Anderung B-Plan Nr. 37 Abwégung




SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN

Uber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 "Teilbereich Kiihlungsborn Ost"
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Nutzungsschablonen

SO7

WA 1 | a WA 4 1 o Wohne?Fger:lwohner I a Wohnen?eroiensohnerl " o Beherbergung | o
GRZ 0,25|FH 8,5 GRZ 0,35|FH 8,5 GRZ 0,25|FH 8,5 GRZ 0,4 IFH 12,5 GRz 0,3 |FH 12,5

WA 2 I a WA 5 " a Wohne?Fger%vohner I a Wohnen?eroiensohnerl I o
GRz 0,3 [FH 8,5 GRZ 0,3 [FH 8,5 GRZ 0,3 |FH 8,5 GRZ 0,3 IFH 9,5

SO 3 SQ 6 ,l llo
WA 3 " a Wohnen/Ferienwohneny " o HomenFerenomne
GRZ 0,3 ‘FH 10,5
GRZ 0,25|FH 12,5 GRZ0,3 |FH125 Plangrundlagen:
A Flurkarte im MaRstab 1:1000, Kataster- und Vermessungsamt Bad Doberan, Stand

2015; Topographische Karte Malstab 1:10000, Landesamt fir innere Verwaltung
M-V, Schwerin/GeoBasis DE/M-V 2015, rechtskraftiger Bebauungsplan Nr. 37 i.d.F.
der 1. Anderung und sonstige Unterlagen des Bauamtes Kiihlungsborn, eigene Er-
hebungen

Planzeichenerklarung
Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990, geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509).

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 4 und 11 BauNVO)

WA 1 Allgemeine Wohngebiete, mit Ifd. Nummerierung (§ 4 BauNVO)

SO Sonstige Sondergebiete "Wohnen/ Ferienwohnen”,

mit Ifd. Nummerierung (§ 11 BauNVO)

SO7

Beherbergung

Sonstiges Sondergebiete "Beherbergung” (§ 11 BauNVO)

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18 - 20 BauNVO)
GRz Grundflachenzahl
| Zahl der Vollgeschosse als Hochstmalf}
FH Firsththe als Hochstmal

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o] offene Bauweise
a abweichende Bauweise
A nur Einzelhduser zulassig
ﬁ nur Einzel- und Doppelhduser zuldssig
= Baulinie
=== it Baugrenze

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Strallenverkehrsflache

Strallenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung -
Fullweg

Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und die Abwasser-
beseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

(f) Flachen fur Versorgungsanlagen - Zweckbestimmung: Gas

(A Stellplatz fiir Abfallbehéiter

Griinflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grinflachen

Hausgarten, privat
Spielplatz, 6ffentlich
Parkanlage, 6ffentlich
Graben, 6ffentlich

Verkehrsgrin, offentlich

Regenriickhaltebecken, offentlich

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

[—— ]
—— ]

Wasserflachen

D)

Schutzgebiet fur Oberflachenwasser - Schutzzone llla

1 Umgrenzung von Flachen fiir die Wasserwirtschaft -
~—~ Zweckbestimmung: Sandfangbecken

>
{
[
@\
\
¢
S

=

Umgrenzung von Flachen fir die Wasserwirtschaft -
Zweckbestimmung: Regenrlckhaltebecken

©

NN

Flachen fiir Landwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

Flachen fir die Landwirtschaft

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flachen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Erhaltung von Baumen

0o 0 Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir
o die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

' Naturdenkmal

Regelungen fiir den Denkmalschutz (§ 9 Abs. 6 BauGB)
' Bodendenkmalbereich

Sonstige Planzeichen

®

1~ =" Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und
St I Gemeinschaftsanlagen, Zweckbestimmung: Stellplatze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-

m Umgrenzung der Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz vor
schutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

LPB IV
LPB Il

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Larmpegelbereiche (LPB) Il und IV

2. Darstellungen ohne Normcharakter

vorhandene bauliche Anlagen, aus digitaler Flurkarte

vorhandene bauliche Anlagen, aus Lageplanen, Luftbild,

Bebauungsplan Nr. 37

vorhandene Flurstiicksgrenzen
9 Flursticksnummern
—_—— in Aussicht genommene Grundstiicksgrenzen
50— BemafRung in m

@ Gebaude kiinftig fortfallend

I I Vorgartenbereich

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548).

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1, 4 u. 11 BauNVO)

1.1 Die allgemeinen Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. In den Allge-
meinen Wohngebieten WA 1 bis WA 5 sind Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch aus-
nahmsweise nicht zuldssig.

1.2 Bestandssichernd wird gemaR § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, dass innerhalb
des WA 2 siidwestlich des Wiesengrundes auf den Flurstiicken 357/1, 360/11
und 360/12-360/6 der Flur 2, Gemarkung Kiihlungsborn (Wiesengrund Nr. 11,
5a und 5b) neben einer Dauerwohnung jeweils eine Ferienwohnung mit maxi-
mal 4 Gastebetten allgemein zuléssig ist.

1.3 Die Sonstigen Sondergebiete "Wohnen/Ferienwohnen" SO 1 — SO 6 dienen
dem Dauerwohnen und der Fremdenbeherbergung in Ferienwohnungen sowie
ausnahmsweise nicht stérenden gewerblichen und sozialen und sonstigen Ein-
richtungen.

1.4 Innerhalb der Sonstigen Sondergebiete "Wohnen/Ferienwohnen" SO 1 — SO 6
sind Wohnungen zum Dauerwohnen sowie Ferienwohnungen, die dazu be-
stimmt sind, Uberwiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur
Erholung zu dienen, zuldssig.

1.5 Innerhalb einzelner SO 1 und SO 2 erfolgt aus besonderen stadtebaulichen
Grunden und zwecks Erhaltung der Dauerwohnnutzungen eine teilflichenbezo-
gene Feingliederung, nach der die Baugebietsflichen nach der Art der zuldssi-
gen Nutzungen untergliedert werden:

Im SO 1 nordostlich der Doberaner StralRe und sitidéstlich der CubanzestralRe
sind in den drei hintereinander liegenden Baufeldern, beginnend bei der
Cubanzestrale Nr. 49b bis Nr. 49 ¢ (Flursticke 255/16 und 255/24 der Flur 2,
Gemarkung Kiihlungsborn) nur Dauerwohnungen zuldssig. In den sonstigen
Gebduden mit je zwei zuldssigen Wohnungen nach Pkt. 8 ist je Geb&dude max.
eine Wohnung als Ferienwohnung zuléssig.

Im SO 2 am Fulgengrund sind innerhalb der Neubaufliche direkt sidlich des
Fulgengrundes (Flurstiick 254/6, Flur 2, Gemarkung Kiihlungsborn, Teil von
Cubanzestralle Nr. 55) und im Baufeld nérdlich des Fulgengrundes (Flurstiick
205/3, Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn, Cubanzestralle Nr. 55b) nur Dauer-
wohnungen zuldssig.

Im SO 2 nérdlich des Hermann-Léns-Weges und westlich der CubanzestralRe
sind neben Dauerwohnungen die Ferienwohnnutzungen auf den Flurstiicken
258/8, 259/4 und 259/5 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn (Hermann-Léns-
Weg Nr. 20, Cubanzestrale Nr. 60) zuldssig. Auf den Einzelhausgrundstiicken
Hermann-Lons-Weg 20a, 22 und Cubanzestralle 56 und 58 sind Ferienwoh-
nungen unzuldssig.

Im SO 2 norddstlich des Wiesengrundes mit je zwei zuldssigen Wohnungen
nach Pkt. 6 ist je Wohngeb&dude max. eine Wohnung als Ferienwohnung zulas-
sig.

1.6 Die Dauerwohnungen in den SO 1 — SO 6 werden aus besonderen stédtebauli-
chen Grinden beschréankt auf Personen, die ihren Lebensmittelpunkt in der
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn haben, die Neubegrindung von Zweitwohnun-
gen ist somit ausgeschlossen.

1.7 Innerhalb der Sonstigen Sondergebiete "Wohnen/Ferienwohnen" SO 1 — SO 6
sind weiterhin ausnahmsweise die der Versorgung des Gebietes dienenden L&-
den, Schank- und Speisegaststétten sowie nicht stérende Handwerks-, Gewer-
be- und Dienstleistungsbetriebe sowie freiberufliche Téatigkeiten zuldssig. Wei-
terhin sind ausnahmsweise Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke zuldssig.

1.8 Das Sonstige Sondergebiet ,Beherbergung” SO 7 dient der Fremdenbeherber-
gung. Im Sonstigen Sondergebiet ,Beherbergung” SO 7 sind eine Ferienwohn-
anlage mit zentraler Verwaltung und Gemeinschaftsanlagen oder ein Beherber-
gungsbetrieb sowie Anlagen, die zum Betrieb der Beherbergungseinrichtung er-
forderlich sind, zuldssig. Innerhalb des Sondergebietes ,Beherbergung” ist je
Gebdude max. eine Dauerwohnung zuléssig, die dem Betrieb zugeordnet ist.

2. MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 16 - 19 BauNVO)

2.1 Eine zuldssige Abweichung der in den Nutzungsschablonen festgesetzten Zahl
der Vollgeschosse ist im jeweiligen Baufeld festgesetzt.

2.2 Innerhalb der SO 6 ist das zum Teil zuldssige zweite Vollgeschoss nur als
Dachgeschoss zulassig.

2.3 Im WA 2 westlich der CubanzestralRe und direkt sidlich des Molli gilt eine max.
zuléssige Firsthohe von 7,0 m. In den WA 2 und SO 2 gilt bei zweigeschossiger
Bauweise eine Firsthéhe von max. 10,5 m. Innerhalb des SO 5 gilt bei zweige-
schossiger Bauweise eine Firsthéhe von 11,5 m. In den WA 3 und SO 6 und
dem SO ,Beherbergung” gilt fir Geb&ude mit einem Vollgeschoss eine zuléssi-
ge Firsththe von max. 8,5 m. Innerhalb des WA 1 ist auf den Flurstiicken
255/15 und 255/24 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn (Cubanzestralle 49
und 49a) bei eingeschossiger Bauweise eine abweichende Firsthéhe von 10,0
m zuléssig.

2.4 Die vorhandenen Gelédndehohen dirfen auf den privaten Baugrundstiicken nur
um max. +/- 0,50 m veréndert werden. Héhenunterschiede sind durch begriinte
Boschungen auszugleichen. Erdwaélle hdher als 0,5 m sind unzuléssig.

2.5 Fiur alle festgesetzten Firsthdhen gilt als Bezugspunkt die Oberkante der anbau-
fahigen ErschlielBungsstralRe, zu- bzw. abziglich des natirlichen Héhenunter-
schiedes gegeniber der Mitte der stralRenseitigen Geb&udefront.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

3.1 In den WA 1 bis WA 5 sowie den SO 1 und SO 2 sind nur Einzelhduser zulds-
sig.

3.2 In den WA 1 bis WA 3 und WA 5 sowie den SO 1 und SO 2 mit festgesetzter,
abweichender Bauweise sind abweichend von der offenen Bauweise bei der
Neuerrichtung von Einzelhdusern mit seitichem Grenzabstand Gebaudelangen
tber 15 m und bei der Neuerrichtung von Doppelhdusern mit seitichem Grenz-
abstand Geb&udelangen iber 20 m unzulassig.

3.3 Eine zulassige Abweichung der in den Nutzungsschablonen festgesetzten
Bauweise ist im jeweiligen Baufeld festgesetzt.

3.4 In allen Baugebieten ist eine geringfigige Uberschreitung der Baugrenzen (§ 23
Abs. 3 BauNVO) fiir Erker und Balkone um max. 1,50 m auf max. 1/3 der jewei-
ligen Fassadenlange zuldssig. Die festgesetzte Gebaudelange darf fur Erker
und Balkone um max. 1,50 m lberschritten werden.

4. MindestgroRe der Baugrundstiicke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)
Die Grofle der Baugrundstiicke wird in allen Baugebieten auf mindestens
500 m? festgesetzt. Abweichend davon wird im WA 2 westlich der Cubanze-
stralle und direkt stidlich des Molli die Gréf3e der Baugrundstiicke auf mindes-
tens 650 m? festgesetzt.

5. Flachen fir Stellplétze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB,
§§ 12, 14, 15 und 23 BauNVOQ)

5.1 Die Errichtung von Kfz-Stellpldtzen, Carports, Garagen, Nebengebduden i.S.d.
§ 14 Abs. 1 BauNVO und Stellplatzen fiir Mallbehalter ist im Vorgartenbereich
unzuléssig. Die Vorgarten dirfen fir Zuwegungen unterbrochen werden.

5.2 GemaR § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird die Errichtung von Kleinwindkraftanla-
gen und freistehenden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes ausgeschlossen.

6. Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebéduden (§ © Abs. 1 Nr. 6
BauGB)

In den WA 1 bis WA 4 sind bei zuldssiger eingeschossiger Bauweise je Einzel-
haus max. zwei Wohnungen zuldssig, je Doppelhaushélfte ist max. eine
Wohneinheit zuldssig. Abweichend davon ist im WA 2 westlich der Cubanzes-
tralRe und direkt sidlich des Malli je Einzelhaus max. eine Wohnung zulédssig.
Im WA 5 sind im &stlich an der Cubanzestral’e gelegenen Baufeld max. zwei
Wohnungen und im westlich gelegenen Baufeld max. vier Wohnungen zulédssig.
Im SO 1 nordostlich der Doberaner Strafle und sidoéstlich der Cubanzestralle
sind in den drei Gebaduden mit ausschlieBlich zuldssigen Dauerwohnungen ent-
sprechend Pkt. 1.5 je Gebdude max. eine Wohnung, in den Gbrigen Geb&uden
max. zwei Wohnungen je Geb&ude zuldssig. Im SO 2 nordostlich des Wieseng-
rundes sind je Einzelhaus max. 2 Wohnungen zuldssig.

7. Bauliche Nutzung bis zum Eintritt bestimmter Umsténde (§ © Abs. 2 BauGB)
Eine Neubebauung des Baufeldes auf den Flurstiicken 342/1 und 342/2 der
Flur 2, Gemarkung Kuhlungsborn (Doberaner StralRe 4 und 4b) darf erst erfol-
gen, wenn die vorhandenen Wohngebédude aullerhalb des Baufeldes entfernt
worden sind.

8. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft sowie Anpflanzen und Erhalten von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB, § 202 BauGB)

8.1 Stellplétze und Zufahrten sind unversiegelt zu belassen oder in wasserdurch-
lassiger Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflaster oder wasserge-
bundene Decke) herzustellen.

8.2 Einheimische Laub- und Nadelbdume mit einem Stammumfang ab 60 cm und
mehrstdmmige Laubb&ume ab 80 cm Gesamtumfang zweier Stdmme, gemes-
sen in 1,0 m Hohe lUber Gelandeoberflaiche, GroRstraucher ab 3,0 m Héhe und
freiwachsende Hecken ab 10,0 m Lange sind zu erhalten. Sie sind vor Beein-
trachtigungen sowie wahrend Baumanahmen zu schiitzen. Pflegemalnahmen
und MaRnahmen zur Abwehr unmittelbar drohender Gefahren sind zuldssig.
Der Abgang von Baumen, GroRRstrduchern und Hecken ist gleichwertig inner-
halb der Grundstiicksflaiche zu ersetzen. Fir Baume gilt: bis zu einem Stamm:-
umfang von 60 cm ist ein Ersatzbaum, von 80 cm bis 1,20 m sind zwei Ersatz-
b&ume, von 1,20 m bis 1,80 m sind drei Ersatzbaume und liber 1,80 m Stamm-
umfang sowie fir jeweils angefangene 50 cm ist ein zusatzlicher Ersatzbaum
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten (Pflanzqualitdt Hochstamm, 3x v,
Stammumfang 16-18 cm gemessen in 1,0 m Hohe). Fir GroRstrducher und
Hecken gilt ein Ausgleichserfordernis von 1:1 bis zu 3:1 je nach Art, GroRe, Vi-
talitdt und okologischer Bedeutung (Straucher in Baumschulqualitdt, mind. 2x
v., mit Ballen 60-100 cm, Hecken mind. dreireihig). Uber Ausnahmen und das
Ausgleichserfordernis entscheidet die Stadit.

8.3 Innerhalb der festgesetzten Flachen fir die Erhaltung von Bdumen, Strduchern
und sonstigen Bepflanzungen sind die vorhandenen Feuchtwiesen und Gehdlze
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Bei Abgang von B&umen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen.

8.4 Innerhalb der Grunflachen mit der Zweckbestimmung "Parkanlage" sind die
vorhandenen Gehdlze dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Die Errichtung von
dffentlichen Gehwegen und Anlagen, die der Parkgestaltung und -nutzung die-
nen, ist zuldssig. Wege sind in wasserdurchlédssiger Bauweise auszufihren und
in die Parkgestaltung zu integrieren.

8.5 In einer Breite von 7,0 m ab Béschungsoberkante des &ffentlichen Grabens
(Cubanze) ist jegliche Neubebauung oder Befestigung von Flédchen unzuléassig.
Der Graben ist dauerhaft zu erhalten. MaRnahmen, die zu einer Zerstérung,
Beschédigung, Verénderung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen
erheblichen oder nachhaltigen Beeintréchtigung flihren kénnen, sind unzulés-
sig. Eine Verwendung von Dilngemitteln oder Pestiziden ist im Gewé&sser-
schutzstreifen unzuléssig.

8.6 Innerhalb der festgesetzten privaten Grunflichen mit der Zweckbestimmung
"Hausgarten" ist gem. § 14 Abs.1 BauNVO ausschliefilich die Emrichtung von
Nebenanlagen fur die Gartennutzung zuléssig. Die Errichtung von Stellplétzen,
Carports, Garagen und sonstigen Nebenanlagen im Sinne der §§ 12 u. 14
BauNVO ist unzuldssig. Die festgesetzten Grinflachen mit der Zweckbestim-
mung "Hausgarten" kdnnen den &rtlichen Erfordernissen der Erschlieung und
Grundstiickszuwegung entsprechend unterbrochen werden.

8.7 Aufden privaten Grundstlcksflachen ist je 4 Kfz-Stellpldtzen ein einheimischer
Laubbaum mit einem Stammumfang von mind. 16 cm / 3 x verpflanzt, anzu-
pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

9.1

9.2

9.3

Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schéadlichen Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB)

Innerhalb der gekennzeichneten Ldrmpegelbereiche sind l&rmzugewandte Ge-
b&udeseiten und Dachflachen von Wohn- und Schlafrdumen sowie von Kinder-
zimmern mit einem resultierenden bewerteten Schallddmm-Mal in Abhé&ngig-
keit vom ausgewiesenen L&rmpegelbereich entsprechend der nachfolgenden
Tabelle zu realisieren:

Lam pegelbereich | MaRgeblicher AuRen- Erforderliches resultierendes Schall-
larmpegel damm-MaR des Aufenbauteils
[dB(A)] R'wes [dB]
Aufenthalts- und Biiroraume und
Wohnriume Ahnliches
1 6165 35 30
v 66-70 40 35

Fur ldrmabgewandte Geb&udeseiten darf der mafRkgebliche Aufenldarmpegel
entsprechend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener
Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhdfen um
10 dB(A) gemindert werden.

In Schlafrdumen und Kinderzimmern innerhalb der L&rmpegelbereiche Il und
IV sind schallgeddmmte Luftungseinrichtungen vorzusehen, wenn keine Luf-
tungsmadglichkeit zur lArmabgewandten Geb&udeseite besteht.
AuBenwohnbereichen innerhalb der Larmpegelbereiche Il und IV sind auf der
larmabgewandten Gebéudeseite anzuordnen.

10. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)
10.1 Bei max. zuldssiger zweigeschossiger Bauweise in der ersten Reihe innerhalb

10.2

10.3

104

105

106

10.7

10.8

109

des SO 6 sind die Hauptddcher nur mit einer Dachneigung zwischen 15° und
25° zuldssig. Die Dachneigung im WA 5 darf bei zweigeschossiger Bauweise
max. 25° betragen. Bei eingeschossiger Bauweise im SO 6 und WA 5 muss die
Dachneigung zwischen 35° und 45° betragen. Die Hauptdacher in den sonsti-
gen WA und SO sind mit einer Dachneigung zwischen 25° und 45° zulassig.
Dacher von Carports und Garagen sind in der gleichen Dachneigung und
Dachhaut wie das Hauptgebdude bzw. mit einer Dachneigung von mind. 20°
auszufihren.

Zuldssige Dachfarben sind in allen Baugebieten: rot, braun, rotbraun, anthrazit
und schwarz.

Im WA 2 westlich der CubanzestralRe und direkt stidlich des Molli, in den WA 4
und WA 5 sowie in dem nordlichen SO 2 stdlich des Moalli und nérdlich des
Sandfangbeckens sind als Dachbedeckung ausschliellich Tondachpfannen zu-
lassig.

Die Fassaden sind in allen Baugebieten nur als glatt verputzte Fassaden oder
mit Sichtmauerwerk zuldssig. Auf untergeordneten Fassadenflachen (kleiner als
1/3 der jeweiligen Fassadenseite) ist auch die Verwendung von Holz zulédssig.
Ebenso zuldssig ist die Kombination der genannten Gestaltungselemente mit
echtem Fachwerk. Die Verwendung von Fassadenmaterialien oder von Fassa-
denverkleidungen, die andere Baustoffe vortduschen, ist unzuldssig. Bei der
Gestaltung der AulRenwénde ist nur die Verwendung von gebrochenen Weil}-,
Grau-, Gelb- und Rotténen zuldssig.

Fur alle Baugebiete gilt: fensterlose, ungegliederte Fassadenflachen tiber 10 m
Lange sind durch vor- oder zuriickiretende Geb&udeteile zu gliedern und zu
begriinen. Dazu sind selbstklimmende Kletterpflanzen wie Wilder Wein (Par-
tenocissus tricuspidata) Sol. 3xv, i.C. 80- 100 cm oder Kletterpflanzen an Rank-
hilfen wie Kletterhortensie (Hydrangea petiolaris), Blauregen (Wisteria sinensis),
Pfeifenwinde (Aristolochia macrophylla), Immergriines GeilRblatt (Lonicera hen-
ryi) Sol. 3xv, i.C. 80- 100 cm oder Kombinationen der Arten zu bepflanzen und
dauerhaft zu erhalten.

Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehélter ist nicht zulassig. Luftwar-
mepumpen missen immissionsschutzrechtlich genehmigt sein und zur Nach-
bargrenze einen Abstand von mind. 3 m einhalten.

Die nur aufRerhalb des Vorgartenbereichs zuldssigen Dauerstellplatze von Mull-
behaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer be-
grinten Umkleidung oder mit bepflanzten Rankgittern zu versehen. Sicht-
schutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begriinen.

Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten zuldssig. Zau-
ne sind nur in Verbindung mit Hecken zuldssig. An der StralRenfront betragt die
max. zuldssige Hohe 1,25 m.

Die Vorgéarten sind gértinerisch zu gestalten und dirfen nicht als Stellplatze fur
Kraftfahrzeuge oder Mullbehélter bzw. als Lagerflaichen genutzt werden. Aus
gestalterischen Grinden ist bei der Neuerrichtung von Garagen, Carports,
Stellplatzen oder Nebengebduden zu allen Grundstiicksgrenzen eine gérine-
risch angelegte Flache von mind. 1,0 m Breite herzustellen. Sonstige nicht be-
baute Grundstiicksflachen sind als Gérten anzulegen und dauerhaft zu pflegen.
Werbeanlagen sind nur an der Stétte der Leistung bis zu einer GréRke von 1,0
m? und nur im Bereich des Erdgeschosses zuldssig. Werbeanlagen mit wech-
selndem oder sich bewegendem Licht und Warenautomaten sind in allen Bau-
gebieten unzuldssig.

Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt,
wer vorsétzlich oder fahrldssig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Sat-
zung Uber die ortlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit
kann mit einer Geldbule bis zu 100.000 € geahndet werden.

Hinweise

In den Allgemeinen Wohngebieten ist die Errichtung von zusétzlichen Ferienhdusern

und

Ferienwohnungen oder der Umbau bzw. die Umnutzung vorhandener Geb&aude

bzw. Wohnungen zu Ferienhdusern bzw. Ferienwohnungen oder die Aufnahme einer
Vermietung von Ferienzimmern unzuléssig.

Es gilt die Satzung zur Gestaltung der Vorgarten der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
in der zuletzt gednderten Fassung.

Es gilt die Stellplatzsatzung (Satzung der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn Gber die
Gestaltung, GroRe und Zahl der Stellplatze fir Kfz sowie Uber die finanzielle Ablé-
sung der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplétzen fur Kfz) in der zuletzt gean-
derten Fassung.

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone Il B der
Wasserfassung Kihlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und
Nutzungsbeschrankungen zum Trinkwasserschutz geméaf} der Richtlinie far Trink-
wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fir Grundwasser" (DVGW Regelwerk
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale der Kategorie D2 in

den

nachrichtlich ibernommenen Bereichen vermutet oder bekannt. Diese miissen

vor Beginn der Bauarbeiten untersucht werden. Der Beginn des Mutterbodenabtrags
ist mind. 4 Wochen zuvor verbindlich mit der unteren Denkmalschutzbehodrde abzu-
stimmen. Wird in ein Denkmal eingegriffen, hat der Verursacher die Kosten fir die
Erhaltung, fachgerechte Instandsetzung, Bergung und Dokumentation zu tragen.
Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmal-
schutzgesetz (DSchG) unverziiglich der zustédndigen Behorde anzuzeigen. Fund und
Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fir Kultur und
Denkmalpflege bzw. der Kreisbodendenkmalpflege in unverdndertem Zustand zu
erhalten. Verantwortlich hierfir sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der
Grundeigentlimer sowie zuféllige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflichen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fir bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatirlicher Ge-
ruch, anormale Férbung, Austritt verunreinigter Flissigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstiicksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-

und

Abfallgesetz zur ordnungsgemaéafRen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs

verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Untere Boden-
schutzbehérde, wird hingewiesen.

Der in brauner Farbe dargestellte Gebaudebestand ist nicht Bestandteil der offiziellen
Flurkarte, sondern wurde ergénzend auf der Grundlage von Bauantragen und Luft-
bildern erhoben. Abweichungen vom tatséchlichen Bestand sind daher méglich.

Die in der Satzung genannten Gesetze, DIN-Vorschriften und Richtlinien kénnen im
Bauamt der Stadt Ostseebad Kihlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kiihlungsborn,
wéhrend der Offnungszeiten eingesehen werden.
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Praambel

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieRlich aller rechtskraftigen Ande-
rungen sowie § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V)
in der Neufassung vom 15.10.2015 (GVOBI. M-V S. 334) wird nach Beschlussfas-
sung der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn vom ........................ folgende Satzung
Gber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostsesbad Kiihlungs-
born "Teilbereich Kiihlungsborn Ost", umfassend den gesamten Geltungsbereich
des Bebauungsplanes Nr. 37 beidseitig der nérdlichen Cubanzestralle zwischen
Wiesengrund und Moalli, Teilbereiche sldlich des Wiesengrundes und den Bereich
zwischen Wiesengrund und Doberaner Stralle westlich des Seeschwalbenweges,
Teilflachen westlich der CubanzestralRe nordlich der Doberaner Strale und nérdlich
des Hermann-Ldns-Weges sowie das Wochenendhausgebiet stdlich der Moalli-
Gleise, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie fol-
gende Satzung lber die értlichen Bauvorschriften erlassen:

Verfahrensvermerke

(1) Der Aufstellungsheschluss der Stadtvertreterversammlung tber die 2. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 37 wurde am 24.04.2014 gefasst. Der 1. ergan-
zende Aufstellungsbeschluss wurde am 11.12.2014, der 2. ergdnzende Auf-
stellungsbeschluss am 11.06.2015 gefasst. Die ortsiibliche Bekanntmachung
der Aufstellungsbeschliisse ist am 15.05.2014, am 18.12.2014 und am
18.08.2015 durch Verdffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn erfolgt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(2) Die Stadtvertreterversammlung hat am 08.10.2015 den Entwurf der 2. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 37 mit Begriindung gebilligt und zur &ffentlichen
Auslegung bestimmt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(3) Die fur Raumordnung und Landesplanung zustdndige Stelle ist gemaRR § 17
Landesplanungsgesetz (LPIG) mit Schreiben vom 22.10.2015 beteiligt worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(4) Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37, bestehend aus der

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), die Begriindung dazu sowie der
Entwurf der ortlichen Bauvorschriften haben nach § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m. § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 26.10.2015 bis zum 27.11.2015 wéhrend der
Dienstzeiten in der Stadtverwaltung Ostseebad Kiihlungsborn &ffentlich
ausgelegen. Die offentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass im
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB von einer Umweltpriifung
abgesehen wird und dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kénnen, am
15.10.2015 durch Verdffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn bekannt gemacht worden.
Die von der Planung bertihrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sind gemalk § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben
vom 22.10.2015 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und Uber die
offentliche Auslegung unterrichtet worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(5) Der katastermaRige Bestand am wird als richtig dargestellt beschei-
nigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbe-
halt, dass eine Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im
MaRstab 1: vorliegt. Regressanspriche kénnen nicht abgeleitet werden.

, den
(Siegel) Offentlich best. Vermesser

(6) Die Stadtvertreterversammlung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie
die Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager &ffentlicher Belange
am geprift. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(7) Die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37, bestehend aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am von der Stadtvertre-
terversammlung als Satzung beschlossen. Die Begriindung zur 2. Anderung
des Bebauungsplan Nr. 37 wurde gebilligt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(8) Die Satzung Uber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(9) Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und tber den Inhalt
Auskunft zu erhalten ist, sind am im Amtlichen Bekanntmachungsblatt
der Stadt Ostseebad Kihlungsborn bekannt gemacht worden. In der Bekannt-
machung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Méngeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen
(§ 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erldschen von Entschadigungsan-
sprichen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist mit Ablauf des

in Kraft getreten.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister
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1. Einleitung
1.1  Planungsanlass und Planungsziele

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kihlungsborn hat in ihrer Sit-
zung am 19.10.2006 die Aufstellung und am 28.05.2009 die Satzung des Be-
bauungsplanes Nr. 37 fir den "Teilbereich Kihlungsborn Ost" beschlossen. Der Be-
bauungsplan wurde mit Bekanntmachung vom 18.06.2009 rechtskraftig.

Mit dem Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 37 wurden im Wesentlichen die folgenden Pla-
nungsziele verfolgt:

e Die Sicherung der stadtebaulichen Ordnung und Entwicklung durch eine an-
gepasste Neubebauung und ggf. den langfristigen Rickbau von stadtebauli-
chen Missstéanden bzw. die Korrektur von Fehlentwicklungen. Es soll eine an-
gepasste, ortsibliche Bauweise gesichert bzw. wiederhergestellt werden,
moglichst im Vorfeld von Bauantragen.

e Eine zu hohe Verdichtung, die in den letzten Jahren durch den Neubau von
Gebauden bis in die zweite und dritte Reihe sowie den Aus- und Umbau er-
folgt ist, soll in Zukunft vermieden werden.

e Die Regelung der Errichtung von Geb&uden in zweiter Reihe und der Erhalt
innerstadtischer Grinflachen sind vorrangige Ziele der Bebauungsplanung,
um die gesunden Lebens- und Arbeitsverhéltnisse in der Stadt zu bewahren.
Die in bereits verdichteten Bereichen noch vorhandenen Gérten und Grinfla-
chen sind vor einer zu hohen Versiegelung zu schitzen. So soll gemafi § 1
Abs. 5 BauGB eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung gewahrleistet
werden.

e Dazu zahlt auch eine Einschrankung von zusatzlichen Beherbergungsbetrie-
ben und Ferienwohnungen. Die Anzahl der Betten insgesamt hat in Kiihlungs-
born ein MaR erreicht, das die Grenze einer vertraglichen, nachhaltigen Stadt-
entwicklung zu Uberschreiten droht. Die Nutzung fir Dauerwohnungen soll
z.B. in den Wohnquartieren den Vorrang behalten.

Der Bebauungsdruck auf Grundstiicke im Innenbereich Kihlungsborns ist nach wie
vor hoch. In den letzten Jahren hat sich die Bebauung immer weiter verdichtet. Priva-
te Grundstlcksflachen werden insbesondere mit Einfamilienhdusern, Ferienwohnun-
gen und Nebengebauden bebaut. Teilweise wurden in den vergangenen Jahren die
AuBenanlagen fir Stellplatze und Zufahrten stark versiegelt. Die Bebauung mit Feri-
en- oder Wohnhausern und Stellplatzen dringt auch in die Grinflachen immer weiter
VOor.

Dabei ist die urspriingliche Siedlungsstruktur in den Kernbereichen von einer villenar-
tigen Bebauung auf ehemals groBzigigen Grundsticken gekennzeichnet. Auch spa-
tere Einfamilienhausgebiete weisen noch groBe Grundstlicksflachen auf.

Die genannten Faktoren flhrten zu einer unerwiinschten Verdichtung der Grundsti-
cke durch Baukérper und zu einer hohen Anzahl von Wohneinheiten. Damit einher
geht ein hoher Versiegelungsgrad fur Stellflachen, Zufahrten usw. Nach § 34 BauGB
wurden z.T. Vorhaben im Innenbereich genehmigt, die sich nach Art und Mal3 der
baulichen Nutzung sowie nach der Bauweise nicht in die Umgebung einzuflgen
scheinen. Der Bebauungsplan bietet hier eindeutige Regelungsmdglichkeiten.

Die Stadt hat inzwischen fast den gesamten Innenbereich Kihlungsborns mit Be-
bauungsplanen tberplant. Damit wurden die 0.g. Ziele weitgehend erreicht.
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Mit dem Ausschluss von neuen Beherbergungseinrichtungen oder Ferienwohnungen
hat die Stadt das sehr starke Anwachsen der Zahl von Fremdenbetten erfolgreich
begrenzt. Vor allen Dingen hat sich diese Zielstellung und der Weg von der Quantitat
zu mehr Qualitat bei Einwohnern, Bauwilligen und Gésten manifestiert.

Dies betrifft auch den Erhalt von Grinflachen. Eine weitere starke und ungeregelte
Verdichtung konnte vermieden werden. Natirlich kann ein Bebauungsplan im Be-
stand im Vorfeld von Bauvorhaben nicht fir jedes Grundstliick und jede stadtebauli-
che Situation mégliche Entwicklungen eruieren. Daher kam es zu einigen Anderun-
gen aufgrund stadtebaulich begriindbarer Einzelantrage zu Bauvorhaben.

Der Bebauungsplan Nr. 37 wurde bisher einmal flr zwei Baugrundsticke geandert,
fir die sich die stadtebaulichen Rahmenbedingungen geandert haben bzw. neu zu
beurteilen waren. Die 1. Anderung ist am 27.05.2011 in Kraft getreten.

Der B-Plan Nr. 37 und die 1. Anderung bilden die Grundlage fiir die 2. Ande[ung des
Bebauungsplanes Nr. 37. AuBerdem sollen Aktualisierungen und weitere Anderun-
gen von Baufeldern eingearbeitet werden, die aus stadtebaulichen Griinden sinnvoll
sind. Ortliche Bauvorschriften und weitere Vorschriften, z.B. zum Ausschluss stéren-
der Nebenanlagen, sollen an den Standard der Stadt angeglichen werden. Damit soll
das Ortsbild des Fremdenverkehrsortes vor Beeintrachtigungen geschitzt werden.

Wesentlicher Anlass fiir die Aufstellung der 2. Anderung ist allerdings die Notwendig-
keit, die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit Dauerwohnungen recht-
lich verbindlich und abschlieBend zu regeln. Zur Umsetzung dieses Planungsziels
wurde zum Aufstellungsbeschluss am 24.04.2014 auch eine Veranderungssperre
zum Bebauungsplan Nr. 37 erlassen.

Der Plangeltungsbereich ist in der Ursprungsplanung des B-Planes Nr. 37 von 2009
insgesamt in neun ,Allgemeine Wohngebiete” nach § 4 BauNVO und zwei ,Besonde-
re Wohngebiete* nach § 4a BauNVO aufgeteilt. In den allgemeinen Wohngebieten
(WA) sind Wohngebaude, die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden,
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe, Anlagen
far kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke allgemein
zulassig. Sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen flr Verwaltungen, Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen sind auch ausnahmsweise nicht zulassig.

In den Besonderen Wohngebieten (WB) sollte die Wohnnutzung erhalten und fort-
entwickelt werden. Zulassig waren Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur im Be-
stand, Wohngeb&ude, Laden sowie Schank- und Speisewirtschaften. Geschéfts- und
Blrogebaude, sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen flr kirchliche, kulturelle, so-
ziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke waren ausnahmsweise zulassig. Anla-
gen far zentrale Einrichtungen der Verwaltung, Vergnigungsstatten und Tankstellen
waren auch ausnahmsweise nicht zulassig. GemaR § 1 Abs. 9 BauNVO wurde fir
alle WA und WB bestimmt, dass die Neuerrichtung von Hotels, Pensionen, Ferien-
hausern und Ferienwohnungen oder der Umbau vorhandener Gebaude zu Betrieben
des Beherbergungsgewerbes oder Ferienwohnungen unzuléssig ist.

Ferienwohnungen oder Ferienhduser sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes nicht ausdrlcklich als zulassig bestimmt worden. Die bestehenden Ferien-
wohnungen sollten jedoch aus den im Folgenden genannten Griinden nicht ausge-
schlossen werden und galten bis vor wenigen Jahren in Wohngebieten als zulassig
(s.u.). Der Zusatz ,GeméanB § 1 Abs. 9 BauNVO wurde bestimmt, dass die Neuerrich-
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tung von Ferienhdusern und Ferienwohnungen oder der Umbau vorhandener Ge-
bdude zu Ferienhdusern und Ferienwohnungen unzuldssig ist.“ wurde allerdings auf-
genommen, um kein weiteres Anwachsen von Ferienwohnungen zuzulassen. Die
Baugebiete wurden daher als Wohngebiete ausgewiesen, um das langfristige Pla-
nungsziel der Erhaltung und Entwicklung der Dauerwohnnutzung zu verdeutlichen.

Durch die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern
vom 28.12.2007 (3 M 190/07), insoweit bestatigt durch Urteil vom 19.02.2014 (3 L
212/12), hat sich eine Verwaltungspraxis der Bauaufsichtsbehdrde dahingehend
entwickelt, dass ein Gebaude mit Ferienwohnungen grundsétzlich nicht als Wohnge-
baude im Sinne des Bauplanungsrechtes nach §§ 4, 4a BauNVO angesehen wird.
Derartige Gebaude mit Ferienwohnungen sind danach in Wohngebieten nicht allge-
mein zulassig. Aufgrund dieser Rechtsprechung wurden in den Folgejahren entweder
auf entsprechende Anzeige Dritter oder von Amts wegen Verwaltungsverfahren mit
dem Ziel der Untersagung der weiteren Ferienwohnnutzung eingeleitet. Im Ergebnis
muss daher - bezogen auf den derzeitigen Stand der Rechtsprechung - davon aus-
gegangen werden, dass auf der Grundlage der bestehenden Planung die Nutzung
der nicht baurechtlich genehmigten Ferienwohnungen im Gebiet des Bebauungs-
plans Nr. 37 unzul@ssig ist.

Es besteht allerdings seitens der Stadt - aus den im Folgenden genannten Griinden -
ein stadtebauliches Interesse daran, den bisherigen Bestand an Ferienwohnungen
im Wesentlichen aufrechtzuerhalten, selbst wenn ein baurechtlicher Bestandsschutz
fur die Ferienwohnnutzung im Rechtssinne z.T. nicht besteht, da fir Ferienwohnun-
gen z.B. in Einfamilienhdusern oftmals keine separate Baugenehmigung beantragt
wurde. Dabei soll auch bericksichtigt werden, dass gerade die tatsachlich ausgeib-
ten Ferienwohnnutzungen Uber lange Jahre beanstandungsfrei geblieben waren. Bis
zu der bereits zitierten Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts aus dem Jahre
2007 wurde jedenfalls die Zulassigkeit der Ferienwohnnutzung auch durch die Bau-
aufsichtsbehdérden nicht in Frage gestellt. Dieselbe Ansicht wurde neben der Stadt
auch vom Landkreis bzw. von den Bauaufsichts- und Genehmigungsbehérden und
dem Land MV bis 2011 vertreten.

Die Stadt stimmt hinsichtlich der mit der vorliegenden Planung beabsichtigten Be-
standssicherung fir die Ferienwohnungen mit der Rechtsauffassung des Landkrei-
ses Uberein, die dieser im Beteiligungsverfahren in der Stellungnahme zum Entwurf
der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 ,Holmblick“ vom 02.06.2015 auBBert. Demnach
kénnen fir vorhandene Ferienwohnungen, ,gleich ob sie rechtméaBig errichtet oder
genehmigt wurden oder nicht, Festsetzungen getroffen werden, um diese nachtrag-
lich auf planungsrechtliche Grundlagen zu stellen.*

Die Stadt Ostseebad Kuhlungsborn hat im Rahmen der Erarbeitung des Planent-
wurfs der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 eine sehr umfangreiche und ausfihrliche
Bestandsaufnahme durchgefiihrt. Dazu wurden alle Eigentimer schriftlich befragt,
Bauantragsunterlagen ausgewertet, Begehungen und Internet-Recherchen durchge-
fuhrt usw. Letztlich wurde eine SchlUssigkeitsprifung bezlglich der getatigten Anga-
ben, der Bauantragsunterlagen und der sonstigen Bestandserfassung durchgefihrt.
Im Ergebnis hat sich dabei ergeben, dass sich eine sehr unterschiedliche Verteilung
der Ferienwohnungen im Bebauungsplangebiet findet. Es gibt sowohl in den Gebéau-
den stark unterschiedliche Nutzungsmuster, als auch in der Flache sehr unterschied-
liche Bereiche, die eine entsprechende unterschiedliche baurechtliche Regelung er-
fordern.
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Die Stadt Ostseebad Kihlungsborn ist laut Regionalem Raumentwicklungsprogramm
Mittleres Mecklenburg/Rostock (RREP) als Grundzentrum ausgewiesen und besitzt
eine hervorgehobene touristische Bedeutung und neben der Funktion fur die Versor-
gung des Umlandes auch eine zentrale Funktion hinsichtlich der Wohnungsentwick-
lung. Im Vergleich zum landlichen Raum verfigt der kistennahe Raum Uber eine
héhere Bevdlkerungsdichte und eine geringere Abwanderungsquote. Die Touris-
muswirtschaft verzeichnet anhaltende Wachstumsraten. Dies fuhrt dazu, dass Kih-
lungsborn als Standort fir Wohnen und Beherbergung stark nachgefragt ist. Die wei-
tere Entwicklung der Siedlungsflachen soll sich laut RREP auf die zentralen Orte
konzentrieren. Dadurch wird die vorhandene Infrastruktur besser ausgelastet und
eine Zersiedlung des landlichen Raumes vermieden.

Die touristische und Naherholungsnutzung spielt in Kihlungsborn die zentrale wirt-
schaftliche Rolle. Die Ferienwohnungen geben der ortsansassigen Bevdlkerung die
Méglichkeit, eine angemessene finanzielle Teilhabe an den Einkommensmdglichkei-
ten im Tourismus zu erzielen. Der Ausbau der Beherbergungskapazitaten, auch im
privaten Bereich, wurde seit der Wende im Fremdenverkehrsschwerpunktraum It.
RREP stets propagiert. Sie sollen daher im vorliegenden Bestand als gewerbliche,
gewinnorientierte Nebennutzung ausdricklich zugelassen werden.

Gegen die weitere Neuzulassung von Ferienwohnungen, die in Kihlungsborn seit
den 2000er Jahre moglichst verhindert wird, spricht allerdings das starke Anwachsen
der Bettenzahlen insgesamt in Kiihlungsborn.

In dem von der Stadt beschlossenen Kurortentwicklungskonzept von 1998 (Rep-
pel+Partner, Berlin) wurden 7630 Betten flr 1997 gezahlt. Dabei wurde von einem
Ausbau dieser Kapazitaten ausgegangen: ,In den kommenden Jahren ist eine deutli-
che Ausweitung der Bettenkapazitaten geplant* (S. 27), ,Die Betten- und Fremden-
verkehrsintensitat in Kihlungsborn ist im Vergleich zu den Ubrigen Seebadern und
Seeheilbadern niedrig® (S. 76), die ,Anlage von Ferienwohnungen schwerpunktma-
Big in Ortsrandbereichen bzw. in strandferneren Stadtregionen® wird als ,wichtiger
Baustein fir die kurértliche/touristische Entwicklung® (S. 109) im ,Entwicklungspro-
gramm® fr Kihlungsborn definiert!

Im Kurortentwicklungskonzept wurde von einer max. vertraglichen Zahl von 12000
Betten in Kihlungsborn als Soll-Zustand ausgegangen. Die Uberschreitung dieser
Zahl wurde allerdings bereits Anfang der 2000er Jahre erkennbar.

In der ,Weiterentwicklung einer Tourismuskonzeption fiir die Stadt Ostseebad Kiih-
lungsborn“ (GLC AG, Hamburg, Beschluss der Stadt vom 19.5.2011) wurden bereits
15500 Betten ermittelt. Die Anzahl der Betten insgesamt hat damit in Kihlungsborn
ein Mal3 erreicht, das die Grenze einer vertraglichen, nachhaltigen Stadtentwicklung
zu Uberschreiten droht. Eine mégliche Erweiterung wird im neuen Konzept nur noch
im gewerblichen Qualitdtssegment (v.a. Hotels) auf ein absolutes Limit von 16500
Betten gesehen. Dabei steht das ,...qualitativ hochwertige Urlaubsversprechen an
erster Stelle; ausdricklich vor einer quantitativen Ausweitung. Kihlungsborn will eine
quantitative Ausdehnung der Ubernachtungszahlen Gber den Punkt hinaus, wo ins-
besondere in der Hochsaison deutliche (Verkehrs-) Infrastrukturinvestitionen not-
wendig waren, unbedingt verhindern.“ (Tourismuspolitische Leitlinie S. 255).

Die stark gestiegenen Bettenzahlen flhrten also zu einer veranderten Ausgangslage
fir Kbhlungsborn.

Eine zu hohe Anzahl von Ferienwohnungen und Beherbergungsbetrieben fuhrt letzt-
lich zu negativen wirtschaftlichen und stadtebaulichen Effekten. Diese reichen von
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sinkender Auslastung bestehender Betriebe Uber eine zu hohe Verkehrsbelastung in
den Sommermonaten bis hin zu Uberflllten Strdénden. Damit verbundene negative
Auswirkungen auf das Image Kiuhlungsborns als Urlaubsort schadigen die Wirtschaft
nachhaltig.

Zu groBBe und unangemessene Ferienwohnungseinheiten oder Beherbergungsbe-
triebe in Wohngebieten kdnnen, im Gegensatz zu Einzelwohnungen, auch zu Sté-
rungen der Nachbarschaft fihren.

Die Erfahrungen der Stadt zeigen, dass sich Ferienwohnungen, die z.B. in vom Ei-
gentimer selbst bewohnten Gebauden untergebracht sind, was in Kihlungsborn
auch historisch bedingt sehr verbreitet ist, in Wohngebieten nicht stérend auswirken.
Eine soziale Kontrolle der Feriengaste ist durch den Hauseigentimer oder auch
durch einen Dauermieter gesichert und ruhestérendes, ausuferndes Verhalten von
Feriengasten wird vermieden. Der Immissionsschutz fur die benachbarten Wohnun-
gen, der u.a. Hintergrund von Beschwerden ist, wird also i.d.R. gewahrleistet bzw.
muss bei VerstéBen ordnungsrechtlich geahndet, nicht jedoch planungsrechtlich ge-
|6st werden. Dies trifft auf Ferienwohnungen genauso zu wie auf Dauerwohnungen.
Auch dauerwohnende Nachbarn kénnen ruhestérenden Larm verursachen oder sich
in anderer Art nicht angemessen verhalten. Die Stadt geht also davon aus, dass das
traditionell gewachsene, eigentiimerbegleitete Ferienwohnen keine erheblichen Be-
eintrachtigungen des benachbarten Dauerwohnens mit sich bringt, wobei auch Dau-
ermieter die Funktion des Eigentiimers Gbernehmen kénnen.

Eine zu hohe Anzahl von Ferienwohnungen bzw. die Umwandlung von Wohnhau-
sern zu Ferienwohnungen oder Zweitwohnungen fiihrte auBerdem zu einer Verdran-
gung und Verknappung von (gunstigem) Wohnraum fir die einheimische Bevdlke-
rung, so dass sich z.B. Angestellte in der Gastronomie und Hotellerie oftmals keine
Wohnungen mehr in Kihlungsborn leisten konnten. Dadurch wird das Problem ver-
scharft, Arbeitskrafte fir Betriebe in Kihlungsborn zu finden.

Mit dem Anwachsen von ,Rollladensiedlungen®, also Stadtgebiete oder Hauser, in
denen ein groBer Teil der Wohnungen Uber gréBere Zeitraume nicht genutzt wird und
die Hauser bzw. Wohnungen durch herunter gelassene Rollladen gekennzeichnet
sind, sind weitere nachteilige stadtebauliche Auswirkungen verbunden. Diese reichen
von einer Schadigung des Ortsbildes bis hin zu einer Nicht-Auslastung der Infrastruk-
tur, die von der Stadt fir Dauernutzungen vorgehalten wird.

Dieser Entwicklung hat die Stadt mit dem Stopp des weiteren Ferienwohnungsbaus
und der Begrenzung weiterer Beherbergungsbetriebe per Bauleitplanung, u.a. mit
dem B-Plan Nr. 37, Einhalt geboten. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind ,die Ergeb-
nisse eines von der Stadt beschlossenen stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes ...
bei der Aufstellung der Bauleitpléane insbesondere zu beriicksichtigen®. Die 0.g. Kon-
zepte bilden also eine Grundlage fir den Wandel in der Bauleitplanung hinsichtlich
der Fremdenbetten.

In den neueren B-Planen seit Mitte der 2000er Jahre wurde daher, wie im B-Plan Nr.
37, bereits klarstellend aufgenommen, dass keine Neuerrichtung von Ferienhdusern
oder -wohnungen oder die Umnutzung von Dauerwohnungen zu Ferienwohnungen
mehr zuldssig ist. Mit dem Ausschluss von neuen Beherbergungseinrichtungen oder
Ferienwohnungen hat die Stadt seitdem das weitere, starke Anwachsen der Zahl von
Fremdenbetten erfolgreich begrenzt. Mit dem weiteren Infrastrukturausbau ist es der
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Stadt auBerdem gelungen, die Gaste- und Ubernachtungszahlen sowie die Verweil-
dauer bei nur noch gering gestiegenen Bettenzahlen zu steigern.

Der tatsachlich etablierte Altbestand an Ferienwohnungen soll jedoch aus den oben
dargelegten Grinden zu den damaligen Zielstellungen Kihlungsborns gesichert
werden. Dieser Bestand war gewollt und geférdert und tragt zur Sicherung der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Stadt und zur Generierung von Einkommen aus dem
Fremdenverkehr bei. Von diesem Altbestand gingen i.d.R. keine Stérungen der
Nachbarschaft aus, da man an dieses traditionelle Nebeneinander gewdhnt war. Erst
durch angelaufene Beschwerdeverfahren aufgrund der o.g. Rechtsprechung wurde
das Nebeneinander von Ferienwohnungen und Dauerwohnungen generell kritisch
betrachtet.

Mit dem Erreichen einer Obergrenze an Géastebetten hat sich - wie bereits erwahnt -
die Ausgangslage fir Kihlungsborn geandert. Um stadtebaulichen und wirtschaftli-
chen Schaden abzuwenden, ist das weitere Anwachsen von Gastebetten zu unter-
binden.

Daher liegen besondere stadtebauliche Grinde fir die Stadt Ostseebad Kihlungs-
born vor, den vorhandenen Bestand an Ferienwohnungen im Bebauungsplangebiet
Nr. 37 auf Basis der derzeitigen rechtlichen Méglichkeiten abzusichern, jedoch még-
lichst keine neuen Beherbergungsbetriebe, Ferienwohnungen, -hduser oder
-zimmer mehr entstehen zu lassen. Dies erfolgt auf der Basis unterschiedlicher, stad-
tebaulich begriindeter, gebietsdifferenzierender Festsetzungen nach den gegenwar-
tigen rechtlichen Mdglichkeiten. In den Wohngebieten wird dabei vorwiegend auf das
0.g9. eigentimerbegleitete Ferienwohnen abgestellt, wahrend in den Sondergebieten
fir Wohnen/Ferienwohnen ein Nebeneinander von Ferienwohnungen und Dauer-
wohnungen zugelassen wird. Es ist nicht anders méglich, diese traditionellen Wohn-
formen bauleitplanerisch zu regeln.

Der Gleichbehandlungsgrundsatz wird mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 nicht
verletzt, denn jede Bebauungsplanung flhrt zu einer Veranderung der bisherigen
Zulassigkeiten, so wie jede neue Gesetzgebung die bisherigen Verhaltnisse veran-
dert. Die Bebauungsplanung ist, ebenso wie die Landes- oder Bundesgesetzgebung,
eine hoheitliche Planung, die von einem demokratisch gewahlten Gremium mehrheit-
lich beschlossen wird. Der Gleichbehandlungsgrundsatz wiirde nur verletzt werden,
wenn auf der Basis derselben Rechtsgrundlage unterschiedliche Entscheidungen
getroffen wirden. Dieser Fall liegt aber hier nicht vor.

Bis zum Auftauchen der vorliegenden rechtlichen Probleme 2007 bzw. deren Be-
kanntwerden 2011 hatte z.B. jeder Eigentimer eine Ferienwohnung realisieren kon-
nen. Nun ist die o0.g. rechtliche Klarstellung erforderlich. Vor dem Hintergrund der
genannten stadtebaulichen Entwicklung sollen jedoch méglichst keine neuen Feri-
enwohnungen mehr entstehen.

Die stadtebauliche Planung fihrt also dazu, dass ab dem Zeitpunkt der Rechtskraft
nicht mehr bisherige Zulassigkeiten gelten (oder hier: Unsicherheiten bezlgl. der Zu-
lassigkeiten), sondern fortan die (neu) definierten stédtebaulichen Ziele umgesetzt
werden. Der gewachsene Bestand ist stadtebaulich erwiinscht und soll in seinem
gegenwartigen Zustand gesichert werden.

Das Planungserfordernis zur 2. Anderung des B-Planes Nr. 37 ergibt sich aus den

0.g. Griinden. Der Erhalt der vorhandenen Ferienwohnungen war und ist gemans § 1
Abs. 3 Satz 1 BauGB fur die stadtebauliche Entwicklung Kihlungsborns erforderlich.
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Die besonderen stadtebaulichen Griinde, basierend u.a. auf den Tourismuskonzepti-
onen, wurden ausflhrlich erlautert. Allerdings ist die stadtebauliche Begriindung un-
abhangig von der exakten Verortung einzelner Ferienwohnungen zu sehen. Nicht
das Verteilungsmuster spielt hier die ausschlaggebende Rolle, sondern die Gesamt-
zahl der Ferienunterkliinfte, die in einem gewissen Zeitraum in Kihlungsborn ge-
schaffen worden sind.

1.2 Lage und Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst den gesamten Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 37 und ist ca. 11,8 ha groB3. Er umfasst das Gebiet beidseitig
der nérdlichen CubanzestraBe zwischen Wiesengrund und Molli, Teilbereiche sid-
lich des Wiesengrundes und den Bereich zwischen Wiesengrund und Doberaner
StraBe westlich des Seeschwalbenweges, Teilflachen westlich der CubanzestraBBe
nérdlich der Doberaner StraBe und nérdlich des Hermann-Léns-Weges sowie das
vorhandene Wochenendhausgebiet sldlich der Molli-Gleise. Im Westen grenzen
der Bebauungsplan Nr. 36 und im Siden der B-Plan Nr. 32 an, die inhaltlich mit
den gleichen Zielstellungen aufgestellt wurden. Im Nordosten grenzen Ackerflachen
an, im Osten und Sitidosten das Reihenhausgebiet Fulgengrund sowie das neu ent-
standene Wohngebiet am Seeschwalbenweg.

1.3  Planverfahren, Planungsrechtliche Grundlagen, Flachennutzungs-
planung

Der Aufstellungsbeschluss der Stadtvertreterversammiung (iber die 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 37 wurde am 24.04.2014 gefasst. Der 1. ergdnzende Aufstel-
lungsbeschluss wurde am 11.12.2014, der 2. erganzende Aufstellungsbeschluss am
11.06.2015 gefasst. Die Aufstellungsbeschllisse geben die o.g. Zielstellungen wie-
der.

Mit der 2. Anderung wird aufgrund der notwendigen Regelung der Vereinbarkeit von
Ferienwohnungen mit Dauerwohnungen der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 37 komplett Gberplant. Die 2. Anderung ersetzt damit alle Planinhalte des
B-Planes Nr. 37 und der 1. Anderung des B-Planes Nr. 37. Inhaltlich sind allerdings
viele Baufeldausweisungen, Baugrenzen und sonstigen Festsetzungen der Ur-
sprungsplanung erhalten geblieben, weil sich an der Zielsetzung zur baulichen Ent-
wicklung nichts geéndert hat. i

Dem Aufstellungsbeschluss zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 waren
Grundsatzbeschlisse der Stadtvertretung im Jahr 2013 vorangegangen, in denen
festgelegt wurde, in welchen Stadtgebieten Kihlungsborns welche grundsatzlichen
Regelungen zu Ferienwohnungen getroffen werden sollen.

Es ist ausdricklicher Wunsch der Stadt, den Fremdenverkehr im Gemeindegebiet
grundsatzlich zu foérdern. Allerdings liegen auch die im Kap. 1 beschriebenen, be-
sonderen stadtebaulichen Grinde daflir vor, méglichst nicht noch weitere Ferien-
wohnungen oder zusatzliche Beherbergungsbetriebe entstehen zu lassen.

Zur Sicherung der Planungsziele der 2. Anderung des B-Planes Nr. 37 wurde eine
Veranderungssperre flr den Geltungsbereich erlassen. In dem von der Verande-
rungssperre betroffenen Gebiet dirfen Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht
durchgefihrt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden und erhebliche oder we-
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sentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und baulichen Anlagen,
deren Veradnderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig
sind, nicht vorgenommen werden. Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht
entgegenstehen, kann von der Veranderungssperre eine Ausnahme zugelassen
werden. Die Entscheidung Gber Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehdrde im
Einvernehmen mit der Stadt. Bauliche MaBnahmen sind demnach genehmigungs-
pflichtig, Genehmigungen werden nur erteilt, wenn die Ziele der baulichen MaBnah-
men mit den Zielen des kinftigen B-Planes Ubereinstimmen.

Der Bebauungsplan wird hinsichtlich der Wohngebiete aus dem wirksamen Flachen-
nutzungsplan der Stadt entwickelt. Fir die Sondergebiete erfolgt nach Abschluss des
Verfahrens zur 2. Anderung eine Berichtigung des F-Plans gemani § 13a Abs. 2 Nr. 2
BauGB.

Da durch die Aufstellung des B-Planes Nr. 37 in dem Gebiet nach § 34 BauGB (In-
nenbereich) der sich aus der vorhandenen Eigenart der ndheren Umgebung erge-
bende ZulassigkeitsmafBstab nicht wesentlich verdndert wurde, erfolgte die Aufstel-
lung des Ursprungsplanes im vereinfachten Verfahren nach § 13 i.V.m. §§ 2 u. 8
BauGB.

Auch fiir die 2. Anderung gilt, dass das Planverfahren nach § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) im beschleunigten Verfahren als ,MaBnahme der Innenentwicklung“ ohne
Umweltbericht nach den Vorschriften des § 13 BauGB durchgefiihrt werden soll
(§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). Es handelt sich hier im Wesentlichen um eine Uberpla-
nung des vorhandenen Bestandes (§ 13a Abs. 4 BauGB). Eine nachhaltige Beein-
trachtigung von Umweltbelangen erfolgt durch die Anderung nicht, so dass keine
Umweltprifung erforderlich ist.

Bei der Art und der GréBe der im Rahmen des B-Planes zulassigen Vorhaben sind,
vergleichbar zu den ohne Umweltpriifung zuldssigen Vorhaben nach § 34 BauGB im
Innenbereich, keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine Pflicht zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung wird daher nicht begrindet, eine
Beeintrachtigung von Schutzgltern vermieden.

Trotzdem schreibt der § 13a BauGB vor, dass die Anwendung nur statthaft ist, wenn
weniger als 20000 m?2 Grundflache i.S.d. § 19 Abs. 2 BauNVO zugelassen werden
bzw. eine Vorprifung des Einzelfalls notwendig ist bei einer zuldssigen Grundflache
von 20000 bis 70000 m2. Der B-Plan Nr. 37 lasst geman Flachenbilanz bei der fest-
gesetzten GRZ von 0,25 bis 0,4 eine Grundflache von ca. 24.000 m2 nach § 19 Abs.
2 BauNVO zu.

Im Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses wurde daher eine Vorprifung des Einzelfalls
gemal § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nach Anlage 2 zum BauGB durchgefihrt (s. Anlage
3), um die Verfahrensdurchfiinrung nach § 13a BauGB zu prifen. Eine Beeintrachti-
gung von Umweltbelangen erfolgt demnach durch die Anderung nicht, so dass keine
Umweltprifung erforderlich ist und das Verfahren nach § 13a durchgefthrt werden
kann. Dieses Verfahren wurde mit dem Landkreis Rostock abgestimmt.

Planungsrechtliche Grundlagen fir die Erarbeitung der Satzung sind:

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.9.2004 (BGBI. | S. 2414), einschlieBlich aller rechtsgultigen Anderungen,

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.1.1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetztes
vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548),
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- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990, geéndert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. | S 1509),

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschlieBlich aller
rechtswirksamen Anderungen

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung galtigen

Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien.

Als Plangrundlagen wurden die topographische Karte des Landesamtes fur innere
Verwaltung M-V und Luftbilder, GeoBasis DE/M-V 2015, die aktuelle Flurkarte des
Kataster- und Vermessungsamtes Bad Doberan sowie Lageplane und die Erhebun-
gen der Stadt Kihlungsborn verwendet. Weiterhin wurden eigene Bestandsaufnah-
men durchgefihrt.

1.4 Ausgangssituation

In den Anlagen 1 und 2 befinden sich eine Fotodokumentation des Bestandes 2007
sowie die planerischen Leitlinien, die dem B-Plan Konzept von 2007 zu Grunde la-
gen. Diese Anlagen wurden bewusst in die 2. Anderung Ubernommen, weil sie sehr
aussagekraftig fir die Ziele der Bebauungsplanung waren und sind. Der in den Fotos
dargestellte Gebaudebestand ist im Wesentlichen heute noch vorhanden, vereinzelt
wurden Altbauten ersetzt oder damals unbebaute Flachen bebaut. Der Kreuzungsbe-
reich Doberaner StraBe/CubanzestraBe wurde inzwischen in einen Kreisverkehrs-
platz umgebaut und nérdlich davon ein Regenrlickhaltebecken angelegt.

Aus dem Konzept ,Bestand/Planerische Leitlinien“ geht die Struktur des Plangebie-
tes hervor. Hier werden auch die Ferienwohnungen genannt, mit denen auch damals
bereits bewusst umgegangen wurde, die allerdings — entgegen heutiger Recht-
sprechung im Land MV und gemaR o.g. Ausfihrungen — in Wohngebieten zugelas-
sen wurden. Die als ,Vorwiegend Einfamilienhausbebauung ... Wohnfunktion Uber-
wiegend® bezeichneten Bereiche weisen nach aktueller Bestandserfassung einen
sehr unterschiedlichen Anteil von Ferienwohnungen auf. Teilweise sind in einem Ge-
baude mehr Dauerwohnungen, teilweise mehr Ferienwohnungen, teilweise nur Dau-
er- oder nur Ferienwohnungen vorhanden. Die Gebiete sind sehr stark durchmischt.
Auf jeden Fall ist die Anzahl der Ferienwohnungen in den jetzt als Sonstige Sonder-
gebiete ,Wohnen/Ferienwohnen“ ausgewiesenen Bereichen so hoch, dass eine be-
standssichernde Festsetzung in Wohngebieten, wie z.B. stdlich des Wiesengrundes,
nicht mehr in Frage kommt. Ein Teil der Ferienwohnungen wurde, entsprechend der
damaligen Genehmigungspraxis - auch in einem Umfeld von Dauerwohnungen -
nach § 34 BauGB genehmigt. Ein groBer Teil jedoch, insbesondere die seit Jahr-
zehnten bestehenden Ferienwohnungen, wurden nicht separat genehmigt.

Die CubanzestraBe gehért siedlungshistorisch zu den am altesten besiedelten Ge-
bieten in Kihlungsborn. Die Cubanze bzw. der Fulgenbach waren entscheidend fr
die Entstehung der Ortsteile Brunshaupten und Fulgen.

Die urspringliche Villen- und Einfamilienhausbebauung war und ist zum Teil noch
heute durch groBzligige Grundstiicke mit angelegten Grinflachen, Nutzgarten und
einem alten Baumbestand gekennzeichnet. Es befinden sich weiterhin einige ehema-
lige Bauernhauser bzw. Scheunengebdude mit dementsprechend groBen Grundsti-
cken an der nérdlichen CubanzestraBe zwischen der Doberaner StraBe und dem
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Fulgengrund. Typisch fur diesen Bereich war z.T. ein groBe Abstand der Hauptge-
baude von der CubanzestraBe und die Anlage von Gartenflachen an der StraBBe. Es
befinden sich hier auBerdem noch mehrere unbebaute Grundstlicke.

Die é&lteren ein- bis zweigeschossigen Wohngebaude bzw. Villen im sldlichen Teil
der CubanzestraBBe verfligen Uber ein Sattel-, Kriippelwalm- oder Mansarddach mit
Dachneigungen um 45°. Einige traditionelle eineinhalbgeschossige (mit Drempel-
geschoss/Kniestock) bis zweigeschossige Gebaude an der Doberaner Stral3e weisen
hingegen die fir Kihlungsborn typischen Flachdacher mit einer Dachneigung um 20°
und einen Zwerchgiebel auf. Nebengebdude haben in der Regel ebenfalls flache Da-
cher und weisen z.T. erhebliche gestalterische Mangel auf.

In den rickwartigen Grundstiicksbereichen entstanden einige Neubauten in der zwei-
ten und z.T. dritten Reihe, die u.a. fir Ferienwohnungen genutzt werden. Die Garten-
flachen sind zum Teil noch erhalten.

Die traditionell bebauten Bereiche wurden zu DDR-Zeiten durch eine
Einfamilienhausbebauung nérdlich des Wiesengrundes und an der nérdlichen
CubanzestraBe erganzt. Die eingeschossigen Gebadude haben zumeist ein hohes
Kellergeschoss und ein flach geneigtes Satteldach oder als anderer Haustyp ein stei-
les Satteldach mit ca. 48° Dachneigung. GréBere Einfamilienhausgebiete entstanden
auBerhalb des Plangebietes am Fulgengrund und am Birken-/H.-Léns-Weg. Ein Teil-
bereich des H.-Lons-Weges ragt in das Plangebiet hinein.

Sudlich der Molli-Gleise entstand zu DDR-Zeiten eine kleine Wochenendhaussied-
lung, die durch den Verein "Fulgen e.V." verwaltet wurde. In diesem Bereich méchte
die Stadt Kiihlungsborn zuklnftig eine Wohnnutzung ansiedeln.

Zu einer erheblichen Verdichtung der Bebauung kam es nach der Wende. Im gesam-
ten Plangebiet wurden Neubauten errichtet und Sanierungsarbeiten vorgenommen.
Dadurch hat sich das Ortsbild zum Teil erheblich verbessert, einige Neubauten fligen
sich jedoch nur sehr bedingt ein. Ein Problem stellen starke Verdichtungen von ehe-
maligen Gartengrundstliicken durch eine zu massive Bebauung in der zweiten oder
dritten Reihe dar. Die CubanzestraBe wurde v.a. im nérdlichen Teil mit Doppelhau-
sern verdichtet, wahrend der mittlere Teil bis zur Doberaner StraBe im Siden noch
eine aufgelockerte Bebauung mit groBen Garten aufweist. Hier sind v.a. die von der
Cubanze durchflossenen Bereiche von einer Bebauung freigehalten worden.

Sidlich der Doberaner StraB3e entstanden groBe Mehrfamilienhauser mit z.T. Feri-
enwohnungen, die den Rahmen des Einfligens in die Umgebung sprengen. Die Viel-
zahl von Wohnungen bedingt auch einen erheblichen Stellplatzbedarf auf diesen
Grundstiicken, so dass die Freiflachen zu einem groBen Teil versiegelt wurden.
Problematisch ist auBerdem teilweise die Verdrangung der vorhandenen Wohnnut-
zungen durch die Umnutzung von Wohnungen zu Ferienwohnungen und die Neuer-
richtung von Ferienwohnungen in diesen Bereichen.

Als stadtebauliche Missstdnde missen heute auch Garagen, Schuppen, sonstige
Anbauten oder auch Nebengebaude im Vorgartenbereich angesprochen werden, die
hinsichtlich des Ortsbildes mitunter recht "unsensibel" aufgestellt worden sind.

Entlang der Cubanze, zwischen dem Wiesengrund und der Doberaner StraBBe sowie
stdlich des Wochenendhausgebietes sind noch gréBere Grin- bzw. Gartenflachen
vorhanden, die ortsbildpragend sind. Dabei geht es auch um den winschenswerten
Erhalt der Nutzungsstruktur mit Haus- und Obstgarten. Eine weitere Bebauung bzw.
Versiegelung sollte hier nur behutsam in geeigneten Bereichen vorgenommen wer-
den. Im nérdlichen Bereich der CubanzestraB3e liegt eine 6ffentliche Grinflache mit
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einem Teich. Die Gartenflache zwischen Doberaner StraBe und Wiesengrund wird
von mehreren offenen Graben durchflossen und dient als Uberlauf der Cubanze. Es
befindet sich hier weiterhin ein gréBerer Baumbestand.

Im gesamten Plangebiet befindet sich ein erhaltenswerter Baumbestand, der zu
schitzen ist.

Bei den Nutzungen dominiert in Teilbereichen die Wohnnutzung, wahrend in ande-
ren, abgegrenzten Gebieten die Ferienwohnnutzung etwa 50 % ausmacht oder
Uberwiegt, vor allem im Bereich CubanzestraBe 43-45 und Doberaner StraBe 8 und
im Bereich der nérdlichen Doberaner StraBe und der nérdlichen CubanzestralBe.
Teilweise ist eine gleichmaBige Durchmischung vorhanden, teilweise ist die Ferien-
wohnnutzung untergeordnet in Wohnh&usern vorhanden und von auf3en kaum zu
erkennen. Daneben sind kleinere Dienstleistungsunternehmen, Handwerksbetriebe,
eine kleine Gaststatte und freiberuflich Tatige ansassig.

Die StraBen im Plangebiet wurden in den vergangenen Jahren saniert, so dass ein
positives StraBen- und Ortsbild vorherrscht. An der Doberaner StraBBe verlauft ein
kombinierter Fu3- und Radweg.

2. Bebauungskonzept
2.1 Art und MaB der baulichen Nutzung, Bauweise

Durch die o0.g. umfangreiche Bestandsaufnahme durch die Stadt Ostseebad Kiih-
lungsborn, die in Form von Ortsbegehungen, die Auswertung von Bauunterlagen,
Internet-Angeboten und die schriftliche Befragung aller Anwohner mit anschlieBender
Prifung der SchlUssigkeit der Ergebnisse und ggf. Nachfragen oder Nach-
Recherchieren erfolgte, wurde eine maximal mégliche Intensitat der Erfassung der
vorhandenen Ferienwohnungs- und sonstigen Nutzungen gewabhrleistet.

Aufgrund der eingangs genannten Zielstellungen, die Vereinbarkeit von Ferienwoh-
nungen im Bestand mit Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschlieend
entsprechend der aktuellen Rechtsprechung zu regeln und aufgrund der o.g. bauli-
chen Fehlentwicklungen in der Vergangenheit soll bewusst eine zurlckhaltende
Ausweisung zuklnftiger Bebauungsmdglichkeiten beibehalten werden. Die Verdich-
tungen der Vergangenheit dirfen nicht fortgesetzt werden. Die Anforderungen an
gesunde Wohnverhéltnisse sind zu wahren. Auch wenn die vorhandenen Gebaude
und Anlagen Bestandsschutz genieBBen, wird doch die stadtebauliche Zielstellung fur
die kunftige, langfristige Entwicklung klar definiert. Dabei wird das Konzept des Ur-
sprungsplanes grundsatzlich beibehalten und nur in einigen wenigen Fallen eine Ak-
tualisierung von Baufeldern vorgenommen.

Es sollen geordnete Bebauungs- und auch Erweiterungsmdéglichkeiten fur die Anlie-
ger vorgehalten bzw. der bauliche Bestand in seinen jetzigen AusmaBen festge-
schrieben werden. Die Festsetzungen des B-Plans erfolgen unter Berlcksichtigung
der stadtebaulichen Ziele und der Vorgaben in Anlehnung an den § 34 BauGB
grundstiicksbezogen und angepasst an die siedlungsstrukturelle Entwicklung. Eine
einheitliche Ausweisung gleichartiger Festsetzungen wirde, z.B. aufgrund der unter-
schiedlichen GrundstlicksgréBen, der unterschiedlichen stadtebaulichen Entwick-
lungsphasen, die sich in den Festsetzungen widerspiegeln sollen und der unter-
schiedlichen Gebaudetypen mit ihren jeweiligen Nutzungen, dem Bestand und den
Zielstellungen nicht gerecht werden.
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Bei vorhandenen Fehlentwicklungen konkurrieren die Gbergeordneten, langfristigen
stadtebaulichen Zielstellungen mit den "Realitaten" eines vorhandenen, sanierten
oder neu errichteten Gebaudes. In Abwagung dieser Faktoren erfolgen die Festset-
zungen daher zum Einen zukunftsorientiert, d.h. Fehler der Vergangenheit sollen bei
einer Neubebauung korrigiert werden. Zum Anderen erfolgen die Festsetzungen am
vorhandenen Bestand orientiert, d.h. der Bestand wird als in den nachsten Jahren
realistisch kaum veranderbar akzeptiert.

FOr kanftige Neu- oder UmbaumaBnahmen bedeutet dies, dass ein Vorhaben sich
grundsatzlich an die in der Umgebung Uberwiegend und pragend vorhandene Be-
bauung anpassen sollte. Dies gilt sowohl hinsichtlich Art und MaR3 der Bebauung als
auch hinsichtlich der Gestaltung und v.a. auch hinsichtlich der Nutzung.

Der seit 1998 wirksame F-Plan weist den gréBten Teil des Plangebietes als Wohn-
bauflache (W) aus. In den Teilgebieten WA 1 — WA 5, in denen keine Ferienwohnun-
gen vorhanden (bzw. geplant) sind, verbleibt aufgrund der dominierenden Wohnnut-
zung mit wohngebietsvertraglichen, gewerblichen Nutzungen auf B-Plan-Ebene ana-
log eine Ausweisung als allgemeine Wohngebiete (WA) nach § 4 BauNVO.

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetrie-
be und Tankstellen sind auch ausnahmsweise nicht zulassig.

Eine Ausnahme bildet das Wohngebiet WA 2 sidlich des Wiesengrundes. In diesem
Bereich sind insgesamt lediglich drei Ferienwohnungen vorhanden, jeweils unterge-
ordnet in einem Wohnhaus mit einer Dauerwohnung. Die Stadt vertritt daher die Auf-
fassung, dass diese Ferienwohnungen untergeordnet im Wohngebiet gebietsvertrag-
lich sind. Bei den betroffenen Gebauden handelt es sich um Wohngebaude, da die
Ferienwohnnutzung sich lediglich auf Teilflachen erstreckt. Eine Baugenehmigung
oder eine aktive Duldung durch die Baubehérde liegt fur die Ferienwohnnutzungen
jeweils nicht vor. Der Bestand der vorhandenen Ferienwohnungen soll jedoch aus
den eingangs genannten Griinden bewusst nach § 1 Abs. 10 BauNVO im Allgemei-
nen Wohngebiet gesichert werden. Die Ferienwohnungen waren beim Entstehen im
Interesse der touristischen Entwicklung gewollt und sollen im Interesse der Stadt als
auch im Interesse des Schutzes der ausgelbten Nutzung zu Gunsten der Eigenti-
mer erhalten bleiben. Eine derartige Nutzung ist zulassig, solange der vorherrschen-
de Gebietscharakter des Wohnens sich nicht zu einer anderen, dominierenden Nut-
zung hin verandert. Dies ist hier der Fall.

Die Erfahrungen der Stadt zeigen, dass sich Ferienwohnungen, die in einem Gebau-
de in Kombination mit einer Dauerwohnung untergebracht sind, was in Kihlungsborn
historisch bedingt sehr verbreitet ist, in Wohngebieten nicht stérend auswirken. Eine
soziale Kontrolle der Feriengéaste ist durch den Hauseigentimer bzw. Mieter oder
Nutzungsberechtigten gesichert und ruhestérendes, ausuferndes Verhalten von Feri-
engéasten wird vermieden. Der Immissionsschutz fir die benachbarten Wohnungen,
der u.a. Hintergrund von Beschwerden ist, wird also i.d.R. gewéhrleistet bzw. muss
bei VerstéBen ordnungsrechtlich geahndet, nicht jedoch planungsrechtlich gelést
werden. Dies trifft auf Ferienwohnungen genauso zu wie auf Dauerwohnungen. Auch
dauerwohnende Nachbarn kénnen ruhestérenden Larm verursachen oder sich in
anderer Art nicht angemessen verhalten.

Die erganzende Nutzung fir Ferienwohnungen in Einfamilienhdusern ist in Kih-
lungsborn ein Regelfall und auch so gewilnscht. Allerdings Iasst sich ein konkretes
GrodBenverhaltnis bauleitplanerisch nicht festsetzen, ebensowenig die Dauervermie-

14



TOP 8

Stadt Ostseebad Kilhlungsborn — 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 "Teilbereich Kiihlungsborn Ost"

tung einer Wohnung. Auch die Umwandlung von Dauerwohnungen zu Zweitwohnun-
gen lasst sich bei dem gegenwartigen Stand der Rechtsprechung in allgemeinen
Wohngebieten nicht regeln. Daher sei an dieser Stelle ausdriicklich darauf hingewie-
sen, dass die weitere Zunahme von Zweitwohnsitzen ebenfalls nicht im Interesse der
stadtebaulichen Entwicklung Kihlungsborns liegt, da Zweitwohnungen ,Dauerwohn-
raum® verdrangen und - wie auch die UbermaBige Zunahme von Ferienwohnungen -
zu den unten genannten negativen stadtebaulichen Auswirkungen flihren kénnen.

Eine Beschrankung auf vier Gastebetten erfolgt, da diese Zahl eine typische Fami-
liengréBe abbildet und deshalb kein Uber eine Dauerwohnung hinausgehendes Stoér-
potential durch die Belegungszahl zu erwarten ist.

Aufgrund der unterschiedlichen Auffassung in den vergangenen Jahren und Jahr-
zehnten wird in den Hinweisen klarstellend erlautert, dass kinftig in allen WA-
Gebieten die Neuerrichtung von Ferienhdusern, Ferienwohnungen oder der Umbau
vorhandener Gebdude zu Ferienwohnungen- und Ferienhdusern unzuldssig ist. Sie
ist aus den o0.g., besonderen stadtebaulichen Griinden auch nicht gewollt. Mit dem
Ausschluss von neuen Beherbergungseinrichtungen oder Ferienwohnungen will die
Stadt, wie in den vorangegangenen Kapiteln ausgeflihrt, das weitere Anwachsen der
Zahl von Fremdenbetten begrenzen. Die Anzahl der Gastebetten hat in Kihlungs-
born ein MaB3 erreicht, das die Grenze einer vertraglichen, nachhaltigen Stadtent-
wicklung Uberschreitet. Aus besonderen stadtebaulichen Grinden sieht sich die
Stadt gezwungen, MaBnahmen zur Einddmmung der Bettenkapazitat zu ergreifen.

In den WA 1 bis WA 4 sind bei zulassiger eingeschossiger Bauweise je Einzelhaus
max. zwei Wohnungen zuléssig, je Doppelhaushélfte ist max. eine Wohneinheit zu-
lassig. Abweichend davon ist im WA 2 westlich der CubanzestraBe und direkt stdlich
des Molli je Einzelhaus max. eine Wohnung zuldssig. Damit sollen unerwilinschte
Verdichtungen sowohl in den beschriebenen, aufgelockerten Einzelhausgebieten, als
auch auf den bereits verdichteten Doppelhausgrundstiicken vermieden werden. Das
ehemalige Wochenendhausgrundsttick soll entsprechend der Vornutzung nur aufge-
lockert, vorwiegend im Bungalowstil bebaut werden. Daher wird hier auch eine gerin-
gere Firsth6he von max. 7,0 m festgesetzt und nur eine Wohnung je Einzelhaus zu-
gelassen. Dadurch wird auch gewahrleistet, dass eine private ErschlieBung fir die-
ses Gebiet ausreichend ist. Diese soll in einer Breite von 5,0 m ausgeflhrt werden,
um fir den Begegnungsverkehr ausreichend breit zu sein. Zusatzlich wird eine
Grundstlcks-MindestgréBe von 650 m? festgesetzt. Dadurch wird gewéhrleistet, dass
max. 6 Grundstiicke bzw. Wohneinheiten entstehen kénnen. Diese Festlegung er-
folgte im Rahmen der Abstimmungen mit dem Amt fur StraBenbau und Verkehr, dem
Eisenbahnbundesamt und der Molli GmbH, um eine gefahrlose Einmindung neben
dem Bahnlbergang der Mollibahn zu gewéhrleisten. Die daflr ebenfalls erforderliche
Unterbindung der Abbiegevorgange in Richtung Bahnlbergang erfolgt im Rahmen
der ErschlieBung und der verkehrsrechtlichen Anordnung.

Im WA 5 sind im éstlich an der CubanzestraBBe gelegenen Baufeld max. zwei Woh-
nungen und im westlich gelegenen Baufeld max. vier Wohnungen zul@ssig. Diese
Festsetzung erfolgte aus stadtebaulichen Grinden zur Regelung der Bebauung im
Rahmen der 1. Anderung des B-Plans Nr. 37.

Die stark mit Ferienwohnungen durchmischten Bereiche werden entsprechend der
aktuellen Rechtsprechung als Sondergebiete fir Wohnen und Ferienwohnen nach
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§ 11 BauNVO als SO 1 — SO 6 festgesetzt. Innerhalb einzelner SO 1 und SO 2 er-
folgt aus besonderen stadtebaulichen Grinden und zwecks Erhaltung der Dauer-
wohnnutzungen eine teilflachenbezogene, horizontale Feingliederung, nach der die
Baugebietsflachen nach der Art der zuldssigen Nutzungen untergliedert werden.

Das Oberverwaltungsgericht Lineburg hat am 18.09.2014 (fir den Fall eines Son-
dergebietes nach § 11 BauNVO, hier: Kurgebiet/Gebiet flir Fremdenbeherbergung;
1 KN 123/12) geurteilt, dass ,die Gemeinde Ferienwohnungen und Dauerwohnungen
als Regelnutzung nebeneinander zulassen (kann). § 10 BauNVO steht dem nicht
entgegen.” Dasselbe OVG hat mit Urteil vom 15.01.2015 verkindet: (Auszug) ,Feri-
enwohnungen sind im Allgemeinen Wohngebiet unzulassig. ...“ ,Der Senat hat die
Zulassigkeit der Festsetzung eines Sondergebietes fir Dauer- und Ferienwohnungen
jungst ausdriicklich bejaht. ... An dieser Rechtsprechung halt der Senat fest.”

Diese bauplanungsrechtliche Lésung ist demnach zum gegenwartigen Zeitpunkt da-
zu geeignet, die vorhandene Situation im Plangebiet wiederzugeben.

Innerhalb der Sonstigen Sondergebiete "Wohnen/Ferienwohnen" SO 1 — SO 6 sind
Wohnungen zum Dauerwohnen sowie Ferienwohnungen, die dazu bestimmt sind,
Uberwiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur Erholung zu die-
nen, zulassig.

Innerhalb der Sonstigen Sondergebiete "Wohnen/Ferienwohnen" SO 1 — SO 6 sind
weiterhin ausnahmsweise die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden,
Schank- und Speisegaststatten sowie nicht stérende Handwerks-, Gewerbe- und
Dienstleistungsbetriebe sowie freiberufliche Tatigkeiten zuldssig. Damit wird zum Ei-
nen ein vorhandener Bestand an solchen Einrichtungen berlicksichtigt, zum Anderen
soll auch weiterhin die Mdglichkeit gegeben werden, solche Einrichtungen zu eroff-
nen, sofern Sie den Gebietscharakter bzw. die stadtebaulichen Ziele der Kommune
nicht beeintrachtigen. Weiterhin sind ausnahmsweise Anlagen fir kirchliche, kulturel-
le, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulassig.

Die Stadt stimmt hinsichtlich der mit der vorliegenden Planung beabsichtigten Be-
standssicherung flr die Ferienwohnungen mit der Rechtsauffassung des Landkrei-
ses Uberein, die dieser im Beteiligungsverfahren zum Entwurf des B-Planes Nr. 10
,2Holmblick“ der Stadt Kuhlungsborn in der Stellungnahme vom 02.06.2015 &ufert.
Demnach kénnen fir vorhandene Ferienwohnungen, ,gleich ob sie rechtmaBig er-
richtet oder genehmigt wurden oder nicht, Festsetzungen getroffen werden, um diese
nachtraglich auf planungsrechtliche Grundlagen zu stellen.”

Die Dauerwohnungen werden in den Sondergebieten aus besonderen stadtebauli-
chen Griinden beschrankt auf Personen, die ihren Lebensmittelpunkt in der Stadt
Ostseebad Kihlungsborn haben, Zweitwohnungen sind somit ausgeschlossen. Die-
se MaBnahme dient ebenfalls dazu, den Entzug von Dauerwohnungen und deren
Umwandlung zu Zweitwohnsitzen zu vermeiden. Die starke Zunahme von Zweitwoh-
nungen fahrt zu vergleichbaren Problemen wie der Entzug von Dauerwohnungen
durch Feriennutzungen. Durch die Umnutzung zu Zweitwohnungen entstehen stad-
tebauliche Probleme hinsichtlich des zeitweiligen Leerstandes und der Verédung von
Siedlungsbereichen, der unzureichenden Auslastung der vorzuhaltenden Infrastruk-
tur sowie des Flachenverbrauchs bei gleichzeitig nur geringfigiger Nutzung. Der
Ausschluss von Nebenwohnungen ist in Sondergebieten ein geeignetes und zulassi-
ges Instrument, um die genannten Probleme in Tourismusgemeinden zu vermeiden
(vgl. OVG Lineburg, Urteil v. 18.09.2014, Az. 1 KN 123/12). Zur Beurteilung, ob eine
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betreffende Person seinen Lebensmittelpunkt in der Stadt Kihlungsborn hat, ist das
Melderegister heranzuziehen. Die Person muss in einem Gebaude im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes eine Hauptwohnung gemal § 16 des Landesmeldege-
setzes Mecklenburg-Vorpommern (LMG M-V) angemeldet haben.

Die Umwandlung von Dauerwohnungen zu Zweitwohnungen lasst sich bei dem ge-
genwartigen Stand der Rechtsprechung in allgemeinen Wohngebieten nicht regein.
Daher sei an dieser Stelle ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die weitere Zu-
nahme von Zweitwohnsitzen in den WA ebenfalls nicht im Interesse der stadtebauli-
chen Entwicklung Kihlungsborns liegt, da Zweitwohnungen ,Dauerwohnraum® ver-
drdngen und - wie auch die GbermaBige Zunahme von Ferienwohnungen - zu den
unten genannten negativen stadtebaulichen Auswirkungen fihren kénnen.

Im SO 7 ,Beherbergung” befindet sich slidlich der Doberaner StraBe eine groRe Fe-
rienwohnungsanlage mit Pension fir Menschen mit Behinderungen. Diese wird sepa-
rat nach § 11 BauNVO festgesetzt, da hier eindeutig der Beherbergungscharakter
dominiert. Im Sondergebiet ,Beherbergung” sind Beherbergungsbetriebe oder Feri-
enwohnungen ausschlieBlich mit zentraler Verwaltung und Gemeinschaftsanlagen
sowie Anlagen, die zum Betrieb der Beherbergungseinrichtung erforderlich sind, zu-
lassig. Innerhalb des Sondergebietes ,Beherbergung® ist je Gebaude max. eine Dau-
erwohnung zulassig, die dem Betrieb zugeordnet ist.

Die klnftigen, im B-Plan darzustellenden Baugrenzen umfassen bei bereits sehr
groBen Gebauden, bei ortsbildpragenden Hausern oder bei kleinen Grundstiicken
z.T. konkret die vorhandenen Gebaude. Auf die Ausweisung offener, durchgehender
Baufelder wird weitestgehend verzichtet, um den stadtebaulichen Zielstellungen der
Planung gerecht zu werden. Je nach Gebaude- und Griinbestand, GrundstlcksgréBe
und stadtebaulicher Situation werden Erweiterungsmdoglichkeiten bzw. eine geordne-
te Zweitreihenbebauung ermdéglicht. Entlang der stdlichen CubanzestraBe wird flr
das WA 3 und das benachbarte SO 4 eine Baulinie festgesetzt, um die dem Stra-
Benverlauf folgende Gebaudeflucht zu erhalten.

Bei der gesamten Planung ist zu beachten, dass der Gebietszusammenhang der WA
und der SO teilweise durch Grinflachen unterbrochen wird. Dabei handelt es sich
um zu erhaltende Hausgartenbereiche, die gesondert aufgrund der eingangs ge-
nannten stadtebaulichen Zielstellung festgesetzt werden sollen. Die Hausgarten ge-
héren natlrlich zu der jeweiligen Nutzungseinheit bzw. zu den bebauten Grundsti-
cken dazu, so dass es sich nicht um tatsachliche Unterbrechungen der Baugebiete
handelt.

Bereich Wiesengrund und slidliche Doberaner StralBe

Entsprechend der o.g. festgestellten Ferienwohnungsnutzung werden die Bauflachen
als Wohn- oder Sondergebiete ,Wohnen/Ferienwohnen* festgesetzt.

Das Wohngebiet stdlich des Wiesengrundes wurde in den letzten Jahren durch
Neubauten in der ersten und zweiten Reihe erganzt. Die bereits bebauten Wohn-
grundstiicke erhalten Baugrenzen, um kleinteilige Anbauten und Erweiterungsmég-
lichkeiten vorzuhalten. Die GRZ im WA 2 betragt 0,3 bei eingeschossiger Bauweise
und einer zulassigen Firsthéhe von 8,5 m. Wie oben ausgefihrt wird bestandssi-
chernd geman § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, dass auf den Flurstiicken 357/1,
360/11 und 360/12-360/6 der Flur 2, Gemarkung Kiuhlungsborn (Wiesengrund Nr. 11,
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5a und 5b) neben einer Dauerwohnung jeweils eine Ferienwohnung mit maximal 4
Gastebetten sowie deren Anderung oder Erneuerung allgemein zulassig ist. Die Be-
schrankung auf 4 Gastebetten je Ferienwohnung entspricht zum Einen dem Bestand
und steht zum Anderen in direktem Zusammenhang mit der beabsichtigten Begren-
zung der Ferienwohnnutzungen. Mit der beabsichtigten untergeordnete Nutzung far
Ferienwohnungen geht auch einher, dass z.B. gréBere Urlaubergruppen in anderen
als in Wohnquartieren untergebracht werden sollen. Entsprechend der o0.g. Ausfih-
rungen ist eine Erweiterung der Bettenzahlen seitens der Stadt nicht gewollt, es geht
lediglich um eine Sicherung des vorhandenen Bestandes. Die Beschrankung auf 4
Betten ist also Bestandteil der konkreten Nutzungsbeschreibung im Rahmen der
Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO (Satz 2: ,Im Bebauungsplan kénnen nahere
Bestimmungen Uber die Zulassigkeit getroffen werden.”).

Die Gartenbereiche werden als Hausgarten festgesetzt, um die zusammenhangen-
den Grinflachen zu erhalten. Die festgesetzten Grinflachen mit der Zweckbestim-
mung "Hausgarten" kénnen, ebenso wie die dargestellten Vorgarten, den o&rtlichen
Erfordernissen der ErschlieBung und Grundstliickszuwegung entsprechend unterbro-
chen werden.

Die Grundstiicke nérdlich des Wiesengrundes wurden zu DDR-Zeiten bebaut und
weisen einen anderen Siedlungscharakter auf. Aufgrund der hohen Kellergeschosse
ist die Bebauung z.T. als zweigeschossig zu definieren. In den meisten Hausern sind
Ferienwohnungen untergebracht. Dementsprechend erfolgt die Ausweisung eines
Sonstigen Sondergebietes ,Wohnen/Ferienwohnen“ nach § 11 BauNVO. Mit der
Festsetzung, dass im SO 2 norddstlich des Wiesengrundes mit je zwei zulassigen
Wohnungen nach Pkt. 6 je Wohngebaude max. eine Wohnung als Ferienwohnung
zulassig ist, soll die Gesamtzahl von Wohnungen zur Vermeidung weiterer Verdich-
tung begrenzt und die Umwandlung von Wohnh&usern in reine Ferienhduser vermie-
den werden.

Die zulassige GRZ betragt 0,3. Die Festsetzungen der Firsthéhe betragen 8,5 m bei
eingeschossiger Bauweise und entsprechend dem Bestand max. 10,5 m bei vorhan-
dener zweigeschossiger Bauweise. Es sind nur Einzelhduser zuldssig, um eine zu-
satzliche Verdichtung zu vermeiden.

Die nordlich des Wiesengrundes gelegene Freiflache wird durch die Anlieger als zu-
satzliche Gartenflache z.T. extensiv mitgenutzt. Aufgrund der offenen Graben in die-
sem Bereich ist eine Bebauung nicht méglich. Auch diese Flache wird als Hausgar-
ten festgesetzt. Zusatzlich wird die Flache aufgrund der vorhandenen Graben und
des Baumbestandes sowie von Resten wertvoller Feuchtwiesen (Vorkommen ge-
schitzter Pflanzenarten wie z.B. Breitblattriges Knabenkraut (Dactylorhiza majalis),
eine Orchideenart) zum Erhalt festgesetzt.

Far ein bewilligtes Bauvorhaben wurde in der Ursprungsplanung ein Baufeld in zwei-
ter Reihe als WA neu festgesetzt, dass sich an das WA 2 sidlich der Doberaner
StraBBe anschlief3t.

Der Bereich sldlich der Doberaner StraBe wird als WA 2 oder SO 2 festgesetzt. Hier
ist bereits eine etwas dichtere ein- und zweigeschossige Wohnbebauung vorhanden.
Wahrend sich im sudlichen Teil keine Ferienwohnungen befinden, nimmt deren An-
teil nach Norden bis zur Pension im SO 7 zu. Auch hier werden die Baugrenzen bei
dichterer Bebauung sehr eng, bei lockerer Bebauung mit Erweiterungsmaéglichkeiten
um die vorhandenen Hauptgebaude gelegt. Eine Neubebauung des Baufeldes auf
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den Flurstiicken 342/1 und 342/2 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn (Doberaner
StraBBe 4 und 4b) darf erst erfolgen, wenn die vorhandenen Wohngebaude auBerhalb
des Baufeldes entfernt worden sind. Dies ist eine weitere Festsetzung, um eine zu
starke Verdichtung in definierten Bereichen auszuschlieBen.

Sudliche CubanzestraBe

Auch die in der zweiten Reihe der sidlichen CubanzestraBe (WA 3) entstandene
Baureihe wird durch neue Baufelder erganzt und damit zum Abschluss gebracht. Die
in den Innenbereichen der Bebauung liegenden Gartenflachen sollen erhalten blei-
ben. Das Baufeld des Grundstickes an der CubanzestraBe 35 liegt nicht innerhalb
der gleichen Bauflucht der anderen Baufelder, da die vorhandenen Obstbaume im
rickwartigen Grundstlicksbereich geschitzt werden sollen. Ein vorhandener Baum
wird zum Erhalt festgesetzt. An die urspriinglich wenig verdichtete Bebauung in die-
sem Bereich soll durch eine GRZ von 0,25 angeknlpft werden. Eine Bebauung soll
nur mit Einzelhdusern und einer eingeschossigen Bebauung in der zweiten Reihe
erfolgen. Innerhalb der ersten Baureihe ist auch eine zweigeschossige Bauweise
vorhanden und stadtebaulich vertraglich.

In den SO 3 und SO 4 erfolgte in den vergangenen Jahren bereits eine starke Uber-
pragung durch Fremdenverkehrsnutzungen und ein entsprechend intensiver Ausbau.
Hier sind Ferienwohnungen und Dauerwohnungen gleichberechtigt zulassig. Inner-
halb dieser SO werden die Baugrenzen eng um die bestehenden Gebaude gelegt,
da keine weitere Bebauung erganzt werden soll. Die GRZ wird entsprechend dem
Bestand auf 0,3 im SO 3 und 0,4 im SO 4 festgesetzt.

Nordliche Doberaner Stra3e

Der Bereich der nérdlichen Doberaner StraBe ist einschlieBlich des Grundstlicks sid-
lich der Doberaner StraBBe durch eine starke Durchmischung von Dauer- und Ferien-
wohnungen gekennzeichnet und wird dementsprechend als Sondergebiet Woh-
nen/Ferienwohnen festgesetzt.

Die fiir Kihlungsborn typischen Hauser nérdlich der Doberaner StraBe (Doberaner
StraBe 1, 3, 5) mit eineinhalb Geschossen, einer flachen Dachneigung von unter 20°
und einem Zwerchgiebel préagen das Ortsbild und sollen erhalten werden. (Das trifft
auch fir die CubanzestraBBe 54 zu.) Eine Aufstockung soll hier nicht méglich sein. Es
wird daher im SO 6 festgelegt, dass das zweite Vollgeschoss nur als Dachgeschoss
zulassig ist. Die an der StraBBe liegenden, bebauten Bereiche an der Doberaner Stra-
Be wurden durch Baugrenzen so eingefasst, dass noch Erweiterungsmdglichkeiten
bestehen bleiben, ein weiteres Fortschreiten der Bebauung in die nérdlichen Garten-
flachen jedoch verhindert wird. Die Grunflachen bleiben als zusammenh&ngender
Grinbereich erhalten und werden als Hausgarten festgesetzt. Die GRZ wird auf 0,3,
die Firsth6he am Bestand orientiert auf 10,5 m festgesetzt.

Das SO 5 besteht aus einem Grundsttick. Hier befindet sich eine historische Wohn-
bebauung mit einem eingeschossigen Gebaudeteil an der Doberaner StralBe, einem
Wirtschaftsgebaude und einem zweigeschossigen Gebaudeteil im Hofbereich. Auf-
grund des bereits groBen Gebaudekdrpers sollen nur geringfligige Erganzungen des
Bestandes mdéglich sein. Die GRZ wird bestandsgerecht auf 0,3 festgesetzt. Die max.
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zulassige Zahl der Vollgeschosse und die max. Firsthéhe werden ebenfalls entspre-
chend dem Bestand festgesetzt. Die max. Firsthéhe des eingeschossigen Gebaude-
traktes wird auf 9,5 m und fir den zweigeschossigen Teil auf 11,5 m festgesetzt.

Das Gebaude im SO 6 im auBersten Nordwesten hinter der Doberaner StraBBe (Flur-
stlick 274/7, Doberaner Str. 7a) stellt das einzige Reihenhaus innerhalb des Gel-
tungsbereiches dar. Im eingeschossigen Gebaude (mit Dachausbau) befinden sich
vier Wohneinheiten. Innerhalb der Planung wird der Fortbestand gewahrt, es sollen
allerdings keine Erweiterungsmdglichkeiten zur Verflgung gestellt werden. Die
Grundsticksflache ist weiterhin zu einem hohen Anteil flr die Stellplatzanlage ver-
siegelt.

Nordliche CubanzestralRe

Der oben beschriebenen Siedlungsstruktur in diesem Gebiet werden die Festsetzun-
gen des B-Plans gerecht.

Der nordéstliche Teil der CubanzestraBe soll nur behutsam baulich erganzt werden.
Auf dem Grundstick CubanzestraBe Nr. 55 befindet sich eines von mehreren noch
erhaltenen ehemaligen Bauerngehdéften an der CubanzestraBBe. Die Grundstiicksfla-
che betragt ca. 5700 m2. Der (berwiegende Anteil des Grundstlickes wird als Haus-
garten genutzt. Dieser wird, mit Ausnahme der 0.g. Anderung, als Hausgarten fest-
gesetzt, um die fir Kiihlungsborn typischen dérflichen Strukturen zu erhalten. Es wird
eine GRZ von 0,3 im verbliebenen SO 2 festgesetzt, so dass ein ausreichender
Spielraum flr Erweiterungen bzw. fiir zusatzliche Gebaude vorgehalten wird.

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass sich die Grundflachenzahl (GRZ) nur
auf die Bauflachen bezieht. Die Bebauung soll sich innerhalb der ausgewiesenen
Bauflachen konzentrieren, wahrend die Hausgarten als Grinflachen bewusst freige-
halten und daher separat festgesetzt werden. Dies unterscheidet die vorliegende Be-
standsiberplanung z.B. von der Planung von Neubaugebieten, in der die Grund-
stucksflachen einheitlich z.B. als WA ausgewiesen werden.

Aus den o.g. besonderen stadtebaulichen Grinden und zwecks Erhaltung der Dau-
erwohnnutzungen erfolgt eine teilflachenbezogene, horizontale Feingliederung, nach
der die Baugebietsflachen nach der Art der zuldssigen Nutzungen untergliedert wer-
den. Im SO 2 am Fulgengrund sind innerhalb der Neubauflache direkt stdlich des
Fulgengrundes (Flurstick 254/6, Flur 2, Gemarkung Kuihlungsborn, Teil von
CubanzestraBe Nr. 55) und im Baufeld nérdlich des Fulgengrundes (Flurstiick 205/3,
Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn, CubanzestraBe Nr. 55b) nur Dauerwohnungen
zulassig. Damit soll dem vorhandenen Bestand und den stadtebaulichen Zielen
Rechnung getragen werden. Eine intensivere Nutzung ist hier am Ortsrand Kulh-
lungsborns nicht mehr vorgesehen.

In der ersten Reihe der CubanzestraBe 53 und 55 werden zwei Baufelder flr die Be-
bauung mit Wohnhausern festgesetzt. Dies erfolgte bereits in Abdnderung des stad-
tebaulichen Konzepts mit der 1. Anderung bzw. erfolgt nun mit der 2. Anderung. Ein
weiter zurlckliegendes Baufeld CubanzestraBBe 55 entféllt dafir. Das WA 1 wird im
Zusammenhang mit der gegentberliegenden Wohnbebauung aus eingeschossigen
Einfamilienhdusern ohne Ferienwohnnutzungen festgesetzt. Ein genehmigtes Feri-
enhaus in zweiter Reihe genie3t Bestandsschutz. Dieser Bereich soll aber als
Wohngebiet mit einer aufgelockerten Bebauung gesichert werden.
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Sidlich des H.-Léns-Weges und westlich der CubanzestraBe entsprechen die stad-
tebaulichen Richtwerte und Nutzungen dem SO 6. Fir eine eingeschossige Bauwei-
se qilt die Firsthdéhe von 8,5.

Nordlich davon finden sich Gebaude, die fir Wohnungen und Ferienwohnungen ge-
nutzt werden und sich in den Nutzungskatalog der SO 2 einfligen.

Aus den o.g. besonderen stadtebaulichen Grinden und zwecks Erhaltung der Dau-
erwohnnutzungen erfolgt eine teilflachenbezogene, horizontale Feingliederung, nach
der die Baugebietsflachen nach der Art der zuldssigen Nutzungen untergliedert wer-
den. Im SO 2 nérdlich des Hermann-Léns-Weges und westlich der CubanzestraBBe
sind neben Dauerwohnungen die Ferienwohnnutzungen auf den Flurstiicke 258/8,
259/4 und 259/5 der Flur 2, Gemarkung Kuhlungsborn (Hermann-Léns-Weg Nr. 20,
CubanzestraBe Nr. 60) zulassig. Auf den Einzelhausgrundstiicken Hermann-Léns-
Weg 20a, 22 und CubanzestraBe 56 und 58 sind Ferienwohnungen unzuldssig. Hier
Uberwiegt der Einfamilienhauscharakter auf kleinen Grundstliicken, die zu DDR-
Zeiten bebaut wurden. Eine intensivierte Nutzung durch Ferienwohnungen soll hier
vermieden werden.

Das SO 1 nordéstlich der Doberaner StraBBe und stiddstlich der CubanzestralBe wur-
den in den letzten Jahren verdichtet. Die Gebaude weisen zumeist je eine Ferien-
wohnung und eine Dauerwohnung auf. In den drei hintereinander liegenden Baufel-
dern, beginnend bei der CubanzestraBe Nr. 49b bis Nr. 49 ¢ (Flurstiicke 255/16 und
255/24 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn) sind allerdings nur Dauerwohnungen
vorhanden. Diese sollen aufgrund der verdichteten Bebauung auch so festgesetzt
werden. Hier sollen keine Ferienwohnnutzungen etabliert werden. Hier ist, entspre-
chend Pkt. 6 der textlichen Festsetzungen, je Gebdude max. eine Wohnung zulassig.
In den sonstigen Gebauden mit je zwei zuldssigen Wohnungen nach Pkt. 6 ist je Ge-
badude max. eine Wohnung als Ferienwohnung zuldssig. Damit soll die Umwandlung
von Wohnh&usern in reine Ferienhduser vermieden werden.

Das in der dritten Reihe der CubanzestraBe Nr. 62 b neu entstandene Wohngrund-
stlick hat mit einer GRZ von 0,35 bereits eine relativ hohe Grundstlicksausnutzung.
Gerade in der dritten Reihe soll keine weitere Verdichtung erfolgen. Aufgrund dessen
wurde nur fir dieses Baugrundstiick im WA 4 die vorhandene GRZ festgesetzt, die
Baugrenze wurde dementsprechend eng um den Gebaudekdrper gelegt. Die Zufahrt
erfolgt nérdlich der Stellplatzanlage.

Das westlich davon gelegene Wochenendhausgebiet stdlich des Molli-Gleises ist
ungentgend erschlossen, z.T. wird an Feriengaste vermietet. Der Verein "Fulgen
e.V." existiert nicht mehr. Das Wochenendhausgebiet soll nicht bestehen bleiben,
hier ist die stadtebauliche Ordnung erforderlich und die Umwidmung zu dauerhaftem
Wohnen vorgesehen. Es sollen zukinftig Baugrundstiicke fir die Bebauung mit ein-
geschossigen Einzelhdusern entstehen. Es erfolgt eine Einordnung in die WA 2-
Gebiete. Je Einzelhaus ist max. nur eine Wohnung zulassig. Damit sollen uner-
wilnschte Verdichtungen vermieden werden. Das ehemalige Wochenendhausgrund-
stick soll entsprechend der Vornutzung nur aufgelockert, vorwiegend im Bungalow-
stil bebaut werden. Daher wird hier auch eine geringere Firsthéhe von max. 7,0 m
festgesetzt zugelassen. Durch die geringe Bebauungsdichte wird auch gewahrleistet,
dass eine private ErschlieBung fir dieses Gebiet ausreichend ist. Diese soll in einer
Breite von 5,0 m ausgefthrt werden, um far den Begegnungsverkehr ausreichend
breit zu sein. Zusatzlich wird eine Grundstiicks-MindestgrdBe von 650 m? festgesetzt.
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Dadurch wird gewahrleistet, dass max. 6 Grundstiicke bzw. Wohneinheiten entste-
hen kénnen. Diese Festlegung erfolgte im Rahmen der Abstimmungen mit dem Amt
fir StraBenbau und Verkehr, dem Eisenbahnbundesamt und der Molli GmbH, um
eine gefahrlose Einmindung neben dem Bahnibergang der Mollibahn zu gewahr-
leisten. Die daflir ebenfalls erforderliche Unterbindung der Abbiegevorgange in Rich-
tung Bahnibergang erfolgt im Rahmen der ErschlieBung und der verkehrsrechtlichen
Anordnung.

An der CubanzestraBBe wird ein Stellplatz fir die Millbehalter am Tage der Abfuhr fir
die Anlieger ausgewiesen. Aus gestalterischen Grinden soll ein geschlossenes
Mllh&uschen in einem Abstand von 5 m zur StraBBe errichtet werden.

FUr das neue WA 2 wird darauf hingewiesen, dass durch den Molli-Betrieb unver-
meidbare Emissionen durch Verbrennungsabgase, Dampfentwicklung, betriebsbe-
dingte Schallzeichenabgabe, Schwingungen und Erschiitterungen, Funkenflug sowie
Betriebs- und Fahrgerausche tagstiber an 7 Tagen die Woche entstehen kdnnen.
Daher sind u.a. Dacher als Hartdacher auszufihren.

Weitere Anderungen der vorliegenden Planung betreffen den Ausschluss stdrender
Nebenanlagen. Bezlglich der Freihaltung des Ortsbildes vor stérenden Nebenanla-
gen wird geman § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO die Errichtung von Kleinwindkraftanla-
gen und freistehenden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes ausgeschlossen. Seit jlingerer Zeit sind Kleinwindkraftanlagen tech-
nisch ausgereift. Diese Anlagen flhrten aber bereits haufig zu Nachbarschaftsstrei-
tigkeiten aufgrund der mit dem Betrieb verbundenen Larmemissionen. Gro3e Anten-
nenmasten von CB-Funkern fihren zu einer ortsbildstérenden, technischen Uberfor-
mung und damit zur Beeintrachtigung nachbarlicher Interessen. Kleinwindkraftanla-
gen oder Antennenmasten waren ohne diesen Ausschluss gemal Landesbauord-
nung MV bis zu einer H6he von 10 m oder auf Hausdachern in den Baugebieten zu-
lassig, sofern die allgemeinen Zulassigkeitsvoraussetzungen erflllt sind.

Obwohl die Stadt eine ressourcen- und klimaschonende Entwicklung unterstitzt, sind
Kleinwindkraftanlagen im Plangebiet als unvertraglich zu bezeichnen. Aufgrund des
allgemein in Kihlungsborn angestrebten, hochwertigen Charakters der Wohngebiete
soll ein mdglichst stérungsfreies Umfeld fur die Bewohner geschaffen werden. Die-
ses betrifft sowohl die zu beflrchtenden visuellen als auch die akustischen Beein-
trachtigungen durch solche Anlagen.

2.2  Ortliche Bauvorschriften

Die értlichen Bauvorschriften sollen die stéadtebaulichen Zielstellungen unterstitzen,
ohne jedoch die Gestaltungsmdglichkeiten zu sehr einzuschranken. Die Festsetzun-
gen zur Fassaden- und Dachgestaltung orientieren sich am Bestand.

Bei max. zuldssiger zweigeschossiger Bauweise in der ersten Reihe innerhalb des
SO 6 sind die Hauptdacher nur mit einer Dachneigung zwischen 15° und 25° zulas-
sig. Die Dachneigung im WA 5 darf bei zweigeschossiger Bauweise max. 25° betra-
gen. Bei eingeschossiger Bauweise im SO 6 und WA 5 muss die Dachneigung zwi-
schen 35° und 45° betragen. Die Hauptdacher in den sonstigen WA und SO sind mit
einer Dachneigung zwischen 25° und 45° zulassig. Dacher von Carports und Gara-
gen sind in der gleichen Dachneigung und Dachhaut wie das Hauptgebaude bzw. mit
einer Dachneigung von mind. 20° auszuflhren. Zulassige Dachfarben sind in allen
Baugebieten: rot, braun, rotbraun, anthrazit und schwarz.
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Mit diesen Festsetzungen soll die ortstypische Dachlandschaft Kihlungsborns erhal-
ten bleiben.

Die Fassaden sind in allen Baugebieten nur als glatt verputzte Fassaden oder mit
Sichtmauerwerk zulassig. Auf untergeordneten Fassadenflachen (kleiner als 1/3 der
jeweiligen Fassadenseite) ist auch die Verwendung von Holz zuldssig. Ebenso zu-
lassig ist die Kombination der genannten Gestaltungselemente mit echtem Fach-
werk. Die Verwendung von Fassadenmaterialien oder von Fassadenverkleidungen,
die andere Baustoffe vortauschen, ist unzuléassig. Bei der Gestaltung der AuBenwan-
de ist nur die Verwendung von gebrochenen Wei3-, Grau-, Gelb- und Rotténen zu-
lassig. Mit den Festsetzungen zur Fassadengestaltung soll die Ortstypik beachtet
und eine gestalterische Fehlentwicklung vermieden werden.

Bunte glasierte Dacher oder Blockhdauser wiirden z.B. nicht in das Ortsbild einfligen.
Im WA 2 westlich der CubanzestraBe und direkt stdlich des Molli, in den WA 4 und
WA 5 sowie in dem nérdlichen SO 2 stdlich des Molli und nérdlich des Sandfangbe-
ckens sind als Dachbedeckung ausschlieBlich Tondachpfannen zuléssig. Diese Re-
gelung dient dem Brandschutz hinsichtlich des mdglichen Funkenfluges der Molli-
Bahn.

Fir alle Baugebiete gilt: fensterlose, ungegliederte Fassadenflachen Gber 10 m Lan-
ge sind durch vor- oder zuriicktretende Gebaudeteile zu gliedern und zu begrinen.
Dazu sind selbstklimmende Kletterpflanzen wie Wilder Wein (Partenocissus
tricuspidata) Sol. 3xv, i.C. 80- 100 cm oder Kletterpflanzen an Rankhilfen wie Kletter-
hortensie (Hydrangea petiolaris), Blauregen (Wisteria sinensis), Pfeifenwinde
(Aristolochia macrophylla), Immergriines Gei3blatt (Lonicera henryi) Sol. 3xv, i.C. 60-
100 cm oder Kombinationen der Arten zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Um eine Aufwertung der AuBBenanlagen zu erzielen, werden folgende Festsetzungen
getroffen: die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zulassig. Die
nur auBerhalb des Vorgartenbereichs zuldssigen Dauerstellplatze von Mullbehaltern
sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer begrinten Umklei-
dung oder mit bepflanzten Rankgittern zu versehen.

Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten zuldssig. Zaune
sind nur in Verbindung mit Hecken zulassig. An der StraBenfront betragt die max.
zulassige Hohe 1,25 m. Die Vorgérten sind gartnerisch zu gestalten und dirfen nicht
als Stellplatze fur Kraftfahrzeuge oder Mullbehélter bzw. als Lagerflachen genutzt
werden. Die betreffenden Vorgartenbereiche zwischen den 6ffentlichen StraBen und
der straBenseitigen Hauptgebaudeflucht wurden als Darstellung ohne Normcharakter
im B-Plan abgebildet. AuBerhalb dieser Darstellung gilt die 0.g. Festsetzung nicht.
Dies betrifft z.B. Bereiche, in denen aus Platzmangel im Rahmen damaliger Bauge-
nehmigungen bereits Stellplatze im Vorgartenbereich hergestellt worden sind.

Aus gestalterischen Griinden ist bei der Neuerrichtung von Garagen, Carports, Stell-
platzen oder Nebengebauden zu allen Grundstliicksgrenzen eine gartnerisch ange-
legte Flache von mind. 1,0 m Breite herzustellen. Damit wird ein ,Zusammenwach-
sen“ von benachbarten Nebengebauden und der Eindruck einer geschlossenen Be-
bauung verhindert.

Luftwarmepumpen missen zwecks Immissionsschutz zur Nachbargrenze einen Ab-
stand von mind. 3 m einhalten. Dies gilt unabhdngig von der immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigung.
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Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung bis zu einer GréBe von 1,0 m2 und
nur im Bereich des Erdgeschosses zulédssig. Werbeanlagen mit wechselndem oder
sich bewegendem Licht und Warenautomaten sind in allen Baugebieten unzul@ssig.
Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, wer
vorsatzlich oder fahrlassig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Satzung Uber die
Ortlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
GeldbuBBe bis zu 100.000 € geahndet werden.

2.3 VerkehrserschlieBung

Die VerkehrserschlieBung des Plangebietes erfolgt tGber die vorhandenen StraB3en.
Die Doberaner StraBe bildet die wichtigste AusfallstraBe nach Bad Doberan. Die
CubanzestraBe stellt neben der StrandstraBe eine zweite Nord-Sid-Verbindungs-
achse in Kihlungsborn Ost dar. Flir den Kreuzungsbereich der beiden StraBen wur-
de der Ausbau als Kreisverkehr inzwischen realisiert. Die Flachen nordéstlich der
Kreuzung wurden als Regenrtickhaltebecken ausgebaut. Auch hier erfolgt eine Aktu-
alisierung des Bebauungsplanes.

Mit dem Ausbau der OrtsentlastungsstraBBe hat sich bereits eine Reduzierung des
innerdrtlichen Verkehrsaufkommens eingestellt. Mit der Fertigstellung des Kreisver-
kehrs in Wittenbeck wird sich langfristig noch mehr Verkehr auf die Ortsentlastungs-
stralBe verlagern. Die nordliche CubanzestraBe hat durch den Ausbau des Hafens in
Kihlungsborn als Zubringerstrae an Bedeutung gewonnen. Zusammen mit der Ha-
fenstraBBe bildet sie einen norddstlichen ErschlieBungsring. Die Ubrigen StraBen sind
Anliegerstra3en, die als Tempo 30 - Zonen ausgewiesen sind.

Die in zweiter und dritter Reihe gelegenen Grundstiicke werden Uber private Zufahr-
ten erschlossen. Dazu sind ggf. die erforderlichen privatrechtlichen Vereinbarungen
zu treffen, um die ErschlielBung zu sichern.

Die ErschlieBung des zuklnftigen Wohngebietes im Norden des Geltungsbereiches
ist von der CubanzestraBBe aus sidlich der Molli-Gleise als privater Wohnweg vorge-
sehen. Das ehemalige Wochenendhausgrundstliick soll entsprechend der Vornut-
zung nur aufgelockert, vorwiegend im Bungalowstil bebaut werden. Durch die gerin-
ge Bebauungsdichte wird auch gewéhrleistet, dass eine private ErschlieBung fir die-
ses Gebiet ausreichend ist. Diese soll in einer Breite von 5,0 m ausgeflhrt werden,
um fir den Begegnungsverkehr ausreichend breit zu sein. Zusatzlich wird eine
Grundstlcks-MindestgréBe von 650 m? festgesetzt. Dadurch wird gewéhrleistet, dass
max. 6 Grundstlicke bzw. Wohneinheiten entstehen kénnen. Diese Festlegung er-
folgte im Rahmen der Abstimmungen mit dem Amt fur StraBenbau und Verkehr, dem
Eisenbahnbundesamt und der Molli GmbH, um eine gefahrlose Einmindung neben
dem Bahnlbergang der Mollibahn zu gewéhrleisten. Die daflr ebenfalls erforderliche
Unterbindung der Abbiegevorgange in Richtung Bahnlbergang erfolgt im Rahmen
der ErschlieBung und der verkehrsrechtlichen Anordnung.

Der innerhalb des Plangebietes liegende Teil des Birkenweges ist als FuBweg neu
gestaltet worden und dient als fuBBlaufige ErschlieBung des Wohngebietes am Bir-
kenweg. Der Weg wird als Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbestimmung
~FuBweg” festgesetzt.

Das offentliche Wegegrundstick stdlich des Birkenweges wird derzeit durch die an-
liegenden Wohngrundstlcke als Hausgarten mitgenutzt. Das Flurstick dient derzeit
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als Leitungstrasse. Es wird aufgrund dessen als offentliche Griinflache mit der
Zweckbestimmung Verkehrsgriin festgesetzt.

Im nérdlichen Bereich der CubanzestraBe und am Wiesengrund befinden sich Stell-
platzflachen, die in den Bebauungsplan tbernommen wurden.

Stellplatze sind entsprechend dem Bedarf auf dem jeweiligen Grundstlick unterzu-
bringen. Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn. Die Errich-
tung von Kfz-Stellplatzen, Carports, Garagen, Nebengebauden i.S.d. §§ 12 und 14
Abs. 1 BauNVO und Stellplatzen fir Mullbehalter ist im Vorgartenbereich unzuléssig.
Diese Vorgabe entspricht der stadtischen Zielstellung, die Vorgartenbereiche gartne-
risch zu gestalten und nicht zu Stellplatzflachen zu degradieren. Die betreffenden
Vorgartenbereiche zwischen den o&ffentlichen StraBen und der straBenseitigen
Hauptgebaudeflucht wurden als Darstellung ohne Normcharakter im B-Plan abgebil-
det. AuBerhalb dieser Darstellung gilt die 0.g. Festsetzung nicht. Dies betrifft z.B. Be-
reiche, in denen aus Platzmangel im Rahmen damaliger Baugenehmigungen bereits
Stellplatze im Vorgartenbereich hergestellt worden sind.
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2.4 Flachenbilanz

Die Gesamtflache innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Anderung des B-Planes
Nr. 37 bzw. innerhalb des Ursprungsplanes betragt rund 12 ha. Die Flache unterteilt

sich folgendermalen:

Flachennutzung 2. And. B-Plan Nr. 37

FlachengroéBe in m?

Baugebiete
Allgemeine Wohngebiete nach § 4 BauNVO 34203
Sondergebiete ,Wohnen/Ferienwohnen* 37612
nach § 11 BauNVO
Sondergebiet ,Beherbergung” nach § 11 5736
BauNVO
Summe Baugebiete 74551
Griunflachen
Offentliche Griinflache - Park 1710
Offentliche Griinflache - Spielplatz 604
Offentliche Griinflache - Verkehrsgriin 285
Offentliche Grinflache - Regenriickhalte-

891
becken
Private Grunflache - Hausgarten 25908
Grinflache — Graben/ Flache far MaBnah-
men zum Schutz, Pflege und Entwicklung 1400
von Natur und Landschaft
Summe Grinflachen
Flachen fur die Landwirtschaft 655
Verkehrsflachen
Offentliche StraBenverkehrsflache 9934
Verkehrsflache mit besonderer Zweckbe- 119
stimmung: 6ffentlicher FuBweg
Summe Verkehrsflachen 10049
Sonstige Flachen
Stellplatzflache 597
Flachen fur die Ver- und Entsorgung 595
Regenrickhaltebecken 634
Sandfangbecken 442
> Plangebiet 118.325
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3. Eingriffe in Natur und Landschaft, SchutzmaBnahmen

Durch die geplanten MaBnahmen erfolgen keine wesentlichen Eingriffe im Sinne des
Naturschutzrechts, da bebaute, innerdrtliche Bereiche Uberplant werden. Besondere
Schutzgebiete werden durch die Umsetzung der Planung nicht beeintrachtigt.

Da durch die Aufstellung des B-Planes Nr. 37 in dem Gebiet nach § 34 BauGB (In-
nenbereich) der sich aus der vorhandenen Eigenart der naheren Umgebung erge-
bende ZulassigkeitsmaBstab nicht wesentlich verandert wurde, erfolgte die Aufstel-
lung des Ursprungsplanes im vereinfachten Verfahren nach § 13 i.V.m. §§ 2 u. 8
BauGB.

Auch fiir die 2. Anderung gilt, dass das Planverfahren nach § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) im beschleunigten Verfahren als ,MaBnahme der Innenentwicklung“ ohne
Umweltbericht nach den Vorschriften des § 13 BauGB durchgeflihrt werden soll
(§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). Es handelt sich hier im Wesentlichen um eine Uberpla-
nung des vorhandenen Bestandes (§ 13a Abs. 4 BauGB). Eine nachhaltige Beein-
trachtigung von Umweltbelangen erfolgt durch die Anderung nicht, so dass keine
Umweltprifung erforderlich ist.

Bei der Art und der GréBe der im Rahmen des B-Planes zulassigen Vorhaben sind,
vergleichbar zu den ohne Umweltpriifung zuldssigen Vorhaben nach § 34 BauGB im
Innenbereich, keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine Pflicht zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung wird daher nicht begriindet, eine
Beeintrachtigung von Schutzgltern vermieden.

Trotzdem schreibt der § 13a BauGB vor, dass die Anwendung nur statthaft ist, wenn
weniger als 20000 m? Grundflache i.S.d. § 19 Abs. 2 BauNVO zugelassen werden
bzw. eine Vorpriifung des Einzelfalls notwendig ist bei einer zulassigen Grundflache
von 20000 bis 70000 m2. Der B-Plan Nr. 37 lasst geman Flachenbilanz bei der fest-
gesetzten GRZ von 0,25 bis 0,4 eine Grundflache von ca. 24.000 m2 nach § 19 Abs.
2 BauNVO zu.

Im Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses wurde daher eine Vorprifung des Einzelfalls
gemal § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nach Anlage 2 zum BauGB durchgefihrt (s. Anlage
3), um die Verfahrensdurchfiinrung nach § 13a BauGB zu prifen. Eine Beeintrachti-
gung von Umweltbelangen erfolgt demnach durch die Anderung nicht, so dass keine
Umweltprifung erforderlich ist und das Verfahren nach § 13a durchgeflhrt werden
kann. Dieses Verfahren wurde mit dem Landkreis Rostock abgestimmt. Die zulassige
Neuversiegelung beschrankt sich auf eine Bebauung, die auch nach § 34 BauGB
maoglich ware und hier nur geordnet wird. Fir bereits starker bebaute Grundstiicke
werden Beschrankungen erlassen, die entweder einen Neubau an den Abriss von
Altanlagen binden oder keine Erweiterungen in groBerem Umfange mehr zulassen.

Durch die festgesetzten Beschrankungen hinsichtlich der kinftig méglichen Bebau-
ung, die koordinierte Ausweisung von Bauflachen und den geplanten Rickbau bei
stadtebaulichen Fehlentwicklungen ist davon auszugehen, dass der Versiegelungs-
grad nicht héher liegt, als er nach § 34 BauGB mdglich ware.

Es wird im Gegenteil eine Verbesserung flr die angrenzenden Grlinbereiche und das
Ortsbild erwirkt, da ein weiteres Vordringen der Bebauung in diese Zonen unterbun-
den wird. Stark verdichtete Bereiche sollen sich langfristig wieder auflockern, eine
fortgesetzte massive Bebauung wird durch den Bebauungsplan unterbunden. GréRe-
re zusammenhangende Grlinbereiche und Hausgarten werden erhalten. Die orts-
bildprdgenden Landschaftsbestandteile werden durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes geschutzt.
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Offentlicher Spielplatz am Birkenweq

An der Einmindung des Birkenweges in die CubanzestraBBe befindet sich eine 6ffent-
liche Grinflache mit einem Spielplatz. Diese soll planungsrechtlich im Bestand abge-
sichert werden. Die Flache wird daher als 6ffentliche Grinflache mit der Zweckbe-
stimmung Spielplatz festgesetzt.

Park an der CubanzestraBBe

Nordéstlich der CubanzestraBe befindet sich eine o6ffentliche Freiflache, innerhalb
derer ein Regenrlckhaltebecken liegt. Der Zugang erfolgt tGber die CubanzestralBe.
Weiterhin befinden sich eine Stellplatzanlage und eine Garage westlich der
CubanzestraBe. Diese sollen weiterhin bestehen bleiben. Die bestehende Grinflache
wird als 6ffentliche Parkflache festgesetzt.

Schutz der Hausqgarten

Nérdlich der Doberaner StraBe befindet sich eine gréBere zusammenhangende
Hausgartenflache, die vor weiterer Bebauung geschitzt werden soll.

Die Gartenflache zwischen Doberaner StraBe und Wiesengrund wird durch mehrere
offene Graben durchflossen und dient als Uberlauf der Cubanze. Es befinden sich
hier auBerdem ein gréBerer Baumbestand und Reste einer Feuchtwiese mit ge-
schitztem Pflanzenbestand. Auch in diesem Bereich ist eine weitere Bebauung nicht
anzustreben.

Darlber hinaus sollen Vorgartenbereiche und Hausgartenflachen méglichst erhalten
werden. Die genannten Flachen werden als Hausgarten festgesetzt. Die festgesetz-
ten Grianflachen mit der Zweckbestimmung "Hausgarten" kénnen den 6értlichen Erfor-
dernissen der ErschlieBung und Grundstiickszuwegung entsprechend unterbrochen
werden.

Schutz des Bachlaufes des Cubanze

Innerhalb des Plangebietes verlauft parallel zur CubanzestraBe der Bachlauf der
Cubanze. Der Bachlauf ist ein ortstypisches Landschaftselement und wird zum
Schutz festgesetzt. Der Bdschungsbereich soll von Bebauung freigehalten werden.
Der Gewasserschutzstreifen wird als Grinflache sowie als Flache fiir MaBnahmen,
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt.

In einer Breite von 7,0 m ab B&schungsoberkante des Baches ist jegliche Bebauung
oder Befestigung von Flachen unzuladssig. Der Graben ist dauerhaft zu erhalten.
MaBnahmen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder Veranderung des charak-
teristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachti-
gung fohren kénnen, sind unzuldssig. Eine Verwendung von Diingemitteln oder Pes-
tiziden wird im Gewasserschutzstreifen ausgeschlossen.

Schutz des Baumbestandes

Parallel zum Verlauf der Cubanze befindet sich ein ortsbildpragender Lindenbestand.
Im Rahmen der 1. Anderung wurde ein schitzenswerter Mammutbaum als Natur-
denkmal zum Erhalt festgesetzt. Weiterhin befindet sich innerhalb des gesamten Gel-
tungsbereiches ein groBer Baumbestand, den es zu schitzen gilt.
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Alle einheimischen Laub- und Nadelbdume mit einem Stammumfang ab 60 cm sind
daher dauerhaft zu erhalten und einschlieBlich der Kronentraufbereiche vor Beein-
trachtigungen, die den Fortbestand geféhrden und wahrend BaumaBnahmen u
schitzen. Uber Ausnahmen und das Ausgleichserfordernis entscheidet die Stadt
nach den Vorgaben des B-Plans. Diese Festsetzung ist in den textlichen Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes enthalten.

Der festgesetzte Baumschutz geht Gber das Mal3 des in § 18 Naturschutzausflh-
rungsgesetz (NatSchAG M-V) gesetzlich geregelten Baumschutzes hinaus. Die Stadt
moéchte damit auch vorhandene Gehdlze erhalten, deren Stammumfang zwischen 60
cm und 1,0 m liegt und eine ausreichende Begriinung dauerhaft gewahrleisten. Die
Festsetzung erfolgt daher pauschal fir die genannten Gehdlze, ohne eine Unter-
scheidung zwischen den gesetzlich geschitzten und den nicht gesetzlich geschitz-
ten Baumen vorzunehmen. Auf eine Darstellung der einzelnen Baume im Lageplan
wird daher verzichtet. Eine solche Darstellung wirde im Ubrigen die Erstellung eines
Vermessungsplanes erfordern; dieses Erfordernis wird jedoch fir die vorliegende
Satzung nach § 13a BauGB nicht gesehen.

Die o.g. Festsetzungen zum Gehdlzschutz ersetzen allerdings nicht die gesetzlichen
Regelungen zum Baumschutz nach §§ 18 und 19 NatSchAG M-V und die daraus
resultierenden Zustandigkeiten der Unteren Naturschutzbehdrde.

Die baumbestandenen Grinflachen und Hecken haben nicht nur fir die Flora und
Fauna eine besondere Bedeutung, sondern tragen auch zu einer Verbesserung der
Luftqualitat und der kleinklimatischen Verhaltnisse bei.

Flachen zum Erhalt

Im Bereich zwischen dem Wiesengrund und der Doberaner Stral3e befindet sich eine
gréBere zusammenhangende Grinflache, die durch die anliegenden Grundstlcksei-
gentimer als Hausgarten mitgenutzt wird. Die Flache wird durch mehrere Graben
durchflossen. Es sind Reste wertvoller Feuchtwiesen mit dem Vorkommen geschutz-
ter Pflanzenarten, wie z.B. Breitblattriges Knabenkraut (Dactylorhiza majalis), einer
Orchideenart, vorhanden. Es befindet sich auBerdem entlang der Grundstlicksgrenze
ein groBerer erhaltenswerter Baumbestand. Die Flache wird zum Erhalt festgesetzt.
Die vorhandene Eingriinung des Stellplatzes am Wiesenweg soll erhalten werden, da
sie 6kologische Funktionen erflllt und gleichzeitig als Sichtschutz fir die dahinterlie-
gende Wohnbebauung dient.

Zum Schutz von Natur und Landschaft wird weiterhin festgesetzt, dass bei den Erd-
arbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten
und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu verwerten oder einer Wie-
derverwertung zuzufihren ist. Stellplatze und Zufahrten sind unversiegelt zu belas-
sen oder in wasserdurchlassiger Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflas-
ter oder wassergebundene Decke) herzustellen, um den natirlichen Wasserkreislauf
weniger zu beeintrachtigen.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes ist ebenfalls anzumerken, dass es sich bei der vorlie-
genden Planung um eine Bestandstberplanung im Rahmen einer B-Plan-Anderung

handelt. Eine Bebauung und dauerhafte Nutzung ist bereits vorhanden. Hinsichtlich
der Festschreibung der vorhandenen Nutzungen ergeben sich keine Anhaltspunkte
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auf die Beeintrachtigung vorhandener Biotopstrukturen oder streng geschutzter Ar-
ten, da es sich um bereits genutzte Flachen handelt. Betroffenheiten nach dem Bun-
desartenschutzgesetz liegen daher nicht vor.

4, Ver- und Entsorgung
4.1 Allgemeine Anforderungen der Ver- und Entsorgungstrager

Die ErschlieBungsanlagen im Plangebiet sind vorhanden und erfahren durch die Pla-
nung keine wesentliche Veranderung oder Beeinflussung. Die geregelte Ver- und
Entsorgung des Gebietes ist durch die vorhandenen Anschliisse bzw. Anschluss-
moglichkeiten gewéhrleistet. Fir die Grundstlcke in zweiter Reihe ist die Erschlie-
Bung privatrechtlich abzusichern.

Die Beteiligten sollen bei Ausbauplanungen frihzeitig in die Ausflihrungsplanung
einbezogen werden, um die gleichzeitige Einbringung der Ver- und Entsorgungslei-
tungen zu gewahrleisten. Die Mindestabstédnde zu Leitungen sind bei Bau- und An-
pflanzungsmaBnahmen zu beachten.

Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erlautert.

4.2 Trink- und Lé6schwasserversorgung

Der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung erfolgt Gber die
vorhandenen Leitungen, an die auch die Gebaude in zweiter und dritter Reihe anzu-
schlieBen sind. Die Versorgung erfolgt zentral aus dem Wasserwerk Hinter
Bollhagen und ist durch den "Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserver-
sorgung Kuhlung“ gewahrleistet. Neuanschlisse zur Wasserversorgung sind mit dem
Zweckverband abzustimmen. Fir alle neu verlegten Trinkwasserleitungen ist vor
Einbindung in das o6ffentliche Versorgungsnetz der hygienische Reinheitsnachweis
und die Freigabe Uber das Gesundheitsamt einzuholen. Hinsichtlich des sparsamen
Umganges mit Trinkwasser sollte der Einsatz von wassersparenden Technologien
bevorzugt werden. Eine Brauchwasserversorgung ist nach § 13 (3) Trinkwasserver-
ordnung dem Gesundheitsamt Bad Doberan anzuzeigen.

Die Bereitstellung von Léschwasser durch den Zweckverband Kihlung erfolgt ent-
sprechend der Vereinbarung zwischen dem ZVK und der Stadt. Sie ist Uber Hydran-
ten im zentralen Wasserversorgungsnetz von Kihlungsborn sichergestellt. Im Ost-
seebad werden max. 48 m%h Uber einen Zeitraum von 2 Stunden als Léschwasser
zur Verfligung gestellt.

4.3 Schmutz- und Regenwasserentsorgung
Die Schmutz- und Regenwasserentsorgung ist Uber eine zentrale Ableitung gesi-
chert. Die Grundstiicke bzw. Gebaude in zweiter oder dritter Reihe sind an die vor-

handenen Leitungen anzuschlieBen. Die Entsorgung erfolgt geman gultiger Satzung
des Zweckverbandes.
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Das auf den Dachflachen anfallende Regenwasser soll trotzdem nach Mdglichkeit
auf den Grundstiicken versickert und zur Bewasserung genutzt werden, um die Ab-
flussmengen mdoglichst gering zu halten.

Im Rahmen von BaumaBnahmen aufgefundene Leitungssysteme sind ordnungsge-
man aufzunehmen, umzuverlegen bzw. anzubinden. Notwendige Grundwasserab-
senkungen im Rahmen von BaumaBnahmen stellen eine Gewasserbenutzung dar
und bedtirfen der Genehmigung durch die Untere Wasserbehdrde.

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 37 befindet sich auf dem
Flurstick 202/1, Flur 2, Gemarkung Kuhlungsborn ein Sandfangbecken. Es dient
zum Sammeln und zur anschlieBenden Versickerung bzw. Ableitung des durch die
Regenkanalisation anfallenden Niederschlagswassers. Durch den Zweckverband
"Kihlung" werden regelmaBige Wartungen durchgefiihrt. Das Sandfangbecken wird
als Flache fur die Wasserwirtschaft festgesetzt.

Weiterhin wird in den textlichen Festsetzungen festgelegt, dass Stellplatze in was-
serdurchlassiger Bauweise auszuflihren, damit eine Ableitung des anfallenden Nie-
derschlagswassers nicht erforderlich wird.

4.4 Energieversorgung

Die Stromversorgung des Plangebietes ist Uber die vorhandenen Leitungen gesi-
chert. Der 6rtliche Stromversorger ist die e.dis AG. Das zentrale Gasversorgungsnetz
wird von der Stadtwerke Rostock AG betrieben.

Die Verwendung emissionsarmer Gasheizungen wird empfohlen. Auf die Verwen-
dung fester Brennstoffe zum Betrieb von Heizungen und Warmwasseranlagen sollte
im Interesse der Reinhaltung der Luft verzichtet werden.

Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie oder
Erdwarme zu empfehlen. Anlagen zur Solarenergienutzung sind gemaf den &rtlichen
Bauvorschriften auf den Dachern zugelassen. Die Mdglichkeit zur Nutzung der Son-
nenenergie sollte bei der Exposition der Gebdude und der Dachflachen beachtet
werden.

4.5 Abfallentsorgung/Altlasten

Die Abfallentsorgung wird durch die Abfallsatzung des Landkreises Rostock geregelt.
Eine ordnungsgeméafBe Abfallentsorgung ist Gber die vorhandenen StraBen gewahr-
leistet. Ein Zuparken der zur Abfallentsorgung genutzten StraBen wird durch ord-
nungsrechtliche MaBnahmen verhindert. Grundstlcke in zweiter Reihe sind Gber de-
ren Zufahrten an der HaupterschlieBung zu entsorgen. Fir das WA 2 sidlich des
Molli wurde ein Stellplatz flr Abfallbehélter an der CubanzestraB3e ausgewiesen, zu
dem die Mulltonnen am Tage der Entsorgung zu bringen sind.

Ein Wertstoffsammelcontainer befindet sich am Einkaufszentrum an der
CubanzestraBe.

Standplatze fur Abfallsammelbehélter sind baulich so zu gestalten, dass eine leichte
Reinigung mdglich ist. Ungezieferentwicklung darf nicht beginstigt werden. AuBer-
dem ist die Satzung Uber die 6rtlichen Bauvorschriften zu beachten.
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Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen firr bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatirlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter FlUssigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstlcksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgeméBen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Sachgebiet
Altlasten/Immissionsschutz wird hingewiesen.

Bei Bautatigkeiten ist eine vollstandige Verwertung bzw. Entsorgung von Reststoffen,
Bauschutt bzw. Abféllen zu gewahrleisten.

4.6 Telekommunikation

Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Deutsche Tele-
kom AG und die Kabel Deutschland GmbH sichergestellt. Fiir den rechtzeitigen Aus-
bau sind Abstimmungsgesprache mit den Versorgungstragern zu fihren.

5. Immissionsschutz

Die Betrachtungen zu Immissionsbelastungen gehen von der bestehenden Situation
aus, ohne dass diese durch die Planung verursacht werden. Die Zulassigkeit von
Vorhaben beurteilt sich nach der vorhandenen Situation, flr die auch eine hdhere
Schwelle von Beeintrachtigungen angesetzt werden kann als bei Neuplanungen.

Da es sich also um einen bereits weitestgehend bebauten Bereich analog zu § 34
BauGB handelt, ist bei der Immissionsbetrachtung durch den StraBenverkehr von der
vorhandenen Situation auszugehen. Durch die Planung werden keine nennenswer-
ten Verkehre verursacht, so dass in diesem innerstadtischen Bereich keine zusétzli-
chen SchallschutzmaBnahmen erforderlich bzw. vorgesehen sind. Dies betrifft auch
die Trasse der historischen Baderbahn "Molli", die am ndérdlichen Plangebietsrand
entlangfihrt. Durch die Planung ergeben sich auch diesbezlglich keine Anderungen.
Zuklnftig méchte die Stadt Kihlungsborn alle innerstadtischen StraBen als Tempo-
30-Zonen ausweisen. Die Immissionsbelastung wird an den derzeit als Tempo-50-
Zonen (Doberaner StraBe und CubanzestraBe) festgelegten StraBen voraussichtlich
geringer werden.

Zum B-Plan Nr. 37 wurde im April 2009 eine Schalltechnische Stellungnahme vom
TUV-Nord Umweltschutz GmbH & Co. KG aus Rostock erarbeitet. Die wesentlichen
Aussagen des Gutachtens werden nachfolgend in ausfihrlicher Form wiedergege-
ben, um den Belang des Schallschutzes in ausreichender Form zu berlicksichtigen
und der Offentlichkeit die abwagungsrelevanten Tatsachen darzustellen.

Die Aussagen der Stellungnahme beziiglich der Héhe der Beurteilungspegel und der
daraus resultierenden Ableitung von baulichen SchallschutzmaBnahmen gelten auch
fur die vorliegenden Planung, unabhdngig von der jetzt beabsichtigten Ausweisung
als WA, SO Wohnen/Ferienwohnen und SO Beherbergung.

Die Ermittlung sowohl der Beurteilungspegel als auch der Larmpegelbereiche zur
Festlegung der erforderlichen Luftschallddmmung von AuBenbauteilen erfolgt unab-
hangig von der Gebietseinstufung. Die Anforderungen an die Luftschallddmmung von
AuBenbauteilen richten sich nach der Art der Raume bzw. der Raumnutzungen (Bet-
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tenrdume in Krankenanstalten und Sanatorien, Aufenthaltsrdume in Wohnungen,
Ubernachtungsraume in Beherbergungsstatten, Unterrichtsrdume u.a., Blrordume —
siehe Tabelle 8 der DIN 4109).

HauptverkehrsstralBe innerhalb und am Rand des Plangebietes ist die ehemalige L
12 (Doberaner StraBe). Ergdnzende Verbindungsfunktionen nehmen die Cubanze-
straBe sowie die HafenstraBe wahr. Alle anderen im Plangebiet vorhandenen Stra-
Ben sind AnliegerstraBen und hinsichtlich der Verkehrsstarke von untergeordneter
Bedeutung.

Am nérdlichen Rand des Plangebietes verlaufen die Gleise der Baderbahn Molli.

Ziel der Untersuchungen laut Gutachten ist es, die Immissionen innerhalb des Plan-
gebietes, die durch Verkehrsgerausche hervorgerufen werden, zu ermitteln und, bei
Uberschreiten der Richtwerte, MaBnahmen zur LA&rmminderung herauszuarbeiten.
FOr die Untersuchungen standen folgende vorhabensspezifischen Unterlagen zur
Verflugung:

- Planzeichnung zum (Ursprungs-)B-Plan (Entwurf, Stand: 14.08.2008);

- Prognose des zusatzlichen Verkehrsaufkommens im Bereich des geplanten

Yachthafens der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn;
- Schallimmissionsprognose zum B-Plan Nr. 5;
- Schalltechnische Untersuchung zum Bauvorhaben Méwenparkcenter.

Berechnungs- und Beurteilungsgrundlagen
Bei der stadtebaulichen Planung sind nach § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) [01] die fiir eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so
zuzuordnen, dass u. a. schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschlieBlich oder
tberwiegend zum Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige
Gebiete soweit wie mdglich vermieden werden.

Im Bereich der stadtebaulichen Planung ist bei der Beurteilung des Larms von den
schalltechnischen Orientierungswerten des Beiblattes 1 zur DIN 18005 [03] auszu-
gehen.

Als Maf3 fur die durchschnittliche Langzeitbelastung von betroffenen Personen oder
ausgewahlten Immissionsorten werden Beurteilungspegel benutzt. Die Beurteilungs-
pegel werden auf die Zeitrdume tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und nachts (22.00 bis
06.00 Uhr) bezogen.

Fiar gewerbliche Anlagen, die dem Geltungsbereich der TA Larm unterliegen sowie
Sport- und Freizeitanlagen ist fir den Nachtzeitraum die volle Stunde mit dem maxi-
malen Beurteilungspegel maBgebend. Der Beurteilungspegel L, wird gemal DIN
18005 [02] aus dem Schallleistungspegel Lw der Schallquelle unter Berlcksichtigung
der Pegelminderung auf dem Ausbreitungsweg und von Zu- oder Abschlagen fur be-
stimmte Gerausche, Ruhezeiten oder Situationen gebildet.

FOr die genaue Berechnung der Schallimmissionen flir verschiedene Arten von
Schallguellen (z.B. StraBBen-, und Schienenverkehr, Gewerbe, Sport- und Freizeitan-
lagen) wird auf die jeweiligen Rechtsvorschriften verwiesen.

Im Beiblatt 1 der DIN 18005 sind als Zielvorstellungen flir die stadtebauliche Planung
schalltechnische Orientierungswerte angegeben. Sie sind in Tabelle 1 zusammenge-
fasst.
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Tabelle 1: Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005
. Orientierungswerte [dB(A)]
Gebietsnutzungsart
< Tag (6 - 22 Uhr) Nacht (22 — 6 Uhr)

a) Reine Wohpgebiete (WR), Wochenend- und Feri- 50 40/ 35

enhausgebiete

Allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsiedlungs-
b) gebiete (WS) und Campingplatzgebiete 55 45740
c) |Friedhofe, Kleingarten- und Parkanlagen 55 55
d) | Besondere Wohngebiete (WB) 60 45/40
e) | Dorf- und Mischgebiete (M) 60 50/45
f) | Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE) 65 55/50
g) | Sonstige Sondergebiete 45 ... 65 35...65

Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere fiir Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm sowie flr Ge-
radusche von vergleichbaren 6ffentlichen Betrieben. Der h6here ist auf Verkehrsgerdusche anzuwenden.

Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung durch Messung oder Prognose
ermittelten Beurteilungspegel der zu erwartenden Gerausche sind jeweils mit den
Orientierungswerten zu vergleichen. Die schalltechnischen Orientierungswerte kdn-
nen bezlglich verschiedener Arten stadtebaulich relevanter Schallquellen angewandt
werden. Die entsprechenden Beurteilungspegel von Verkehr-, Industrie-, Gewerbe-
und Freizeitlarm sollen wegen der unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu
diesen Gerauschquellen jeweils fir sich allein mit den Orientierungswerten vergli-
chen und nicht addiert werden.

Die schalltechnischen Orientierungswerte gemai Tabelle 1 sind keine Grenzwerte,
haben aber vorrangig Bedeutung fur die stadtebauliche Planung. Sie sind als sach-
verstandige Konkretisierung fur die in der Planung zu bertcksichtigenden Ziele des
Schallschutzes zu nutzen.

Die Orientierungswerte sollten bereits auf den Rand der Bauflachen oder der
Uberbaubaren Grundstlcksflachen in den jeweiligen Baugebieten bezogen werden.
Ihre Einhaltung oder Unterschreitung ist winschenswert, um die mit der Eigenart des
betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Bauflache verbundene Erwartung
auf angemessenen Schutz vor Larmbelastigungen zu erfillen. Der Belang des
Schallschutzes ist bei der Abwagung aller Belange als wichtiger Planungsgrundsatz
bei der stadtebaulichen Planung zu berlcksichtigen. Die Abwagung kann jedoch in
begrindeten Fallen bei Uberwiegen anderer Belange zu einer Zurlckstellung des
Schallschutzes flhren.

Ermittlung und Beurteilung der Gerauschimmissionen
Untersuchungsmethodik

Die Ermittlung und Bewertung der Schallimmissionen erfolgen auf der Grundlage von
Rasterberechnungen nach Berechnungsverfahren der Richtlinien und Vorschriften
mittels der Ausbreitungssoftware LIMA, Version 5.2.01 der Stapelfeldt Ingenieurge-
sellschaft mbH Dortmund mit A-bewerteten Schallleistungspegeln.

Die Berechnungsergebnisse gelten fir eine Wetterlage, welche die Schallausbrei-
tung begunstigt (Mitwindwetterlage bis 3 m/s und Temperaturinversion). Erfahrungs-
geman liegen Langzeitmittelungspegel unterhalb der berechneten Werte.

Der von einer Schallguelle in ihrem Einwirkbereich erzeugte Immissionspegel hangt
von den Eigenschaften der Schallquelle (Schallleistung, Richtcharakteristik, Schall-
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spektrum), der Geometrie des Schallfeldes (Lage von Schallquelle und Immissionsort
zueinander, zum Boden und zu Hindernissen im Schallfeld), den durch Topographie,
Bewuchs und Bebauung bestimmten ortlichen Ausbreitungsbedingungen und von
der Witterung ab.

Zur Berechnung der zu erwartenden Immissionssituation fir Immissionsorte im
Untersuchungsgebiet wird die zu erwartende Emissionssituation auf ein hinreichend
genaues Prognosemodell abgebildet.

Schutzanspruch

Innerhalb des Plangebietes sollen Bauflachen fir Aligemeine und Besondere Wohn-
gebiete ausgewiesen werden. Die Zuordnung der Schutzbedurftigkeit erfolgte auf
Grundlage der geplanten Nutzungen und in Ubereinstimmung mit der beabsichtigten
Ausweisung im B-Plan.

Emissionskennwerte

Auf schutzbedirftige Nutzungen innerhalb des Plangebietes wirken Gerauschimmis-
sionen des StraBenverkehrs sowie der Baderbahn Molli ein.

Die maBBgebenden Emissionsquellen werden nachfolgend beschrieben.

StraBe

Verkehrsgerdauschimmissionen im Plangebiet werden v.a. durch die Doberaner Stra-
Be, ndrdliche und sldliche CubanzestraBe sowie die HafenstraBe hervorgerufen. Die
Verkehrsstarke auf diesen StraBen wird auf der Grundlage der 0.g. Untersuchungen
ermittelt. Die Zahlen gelten fir die Saison 1999 und stellen somit einen Maximalfall
dar.

Es wurden die Verkehrsstréme prognostiziert, die nach Inbetriebnahme des Yachtha-
fens im Prognosehorizont 2010 auftreten werden. In die Untersuchungen sind neben
dem Verkehrsaufkommen in/aus Richtung Yachthafen auch die Verkehre des Plan-
vorhabens noérdlich des Hermann-Léns-Weges (Sport- und Freizeitzentrum mit Park-
haus — B-Plan Nr. 5) und die zusatzlichen Verkehre durch Ausbau-/Erweiterungs-
planungen des Hotels Skan Morada beriicksichtigt worden. Abweichend zum B-Plan
Nr. 5, in dem das nérdlich des Hermann-Léns-Weges geplante Vorhaben mit insge-
samt ca. 480 Parkplatzen berlcksichtigt wurde, ist das Vorhaben als Mdwen-
Parkcenter mit insgesamt ca. 560 Parkplatzen umgesetzt worden. Die Zufahrt zum
Moéwen-Parkcenter erfolgt Gber die sldliche Rudolf-Breitscheid-Strae und dann
Uber die HafenstraBe bzw. die nérdliche Rudolf-Breitscheid-Stra3e. D.h., es sind ge-
genlber den angenommenen Stellflachen ca. 80 Stellflachen mehr realisiert worden.
Zur Berlcksichtigung dieses Umstandes und unter Beachtung der Art des Vorhabens
(Einkaufen, Wohnen, Stadtbesucher) wurde die Verkehrsstéarke um 300 Fahrten auf
der westlichen HafenstraBBe erhéht (ca. 4 Bewegungen pro Stellplatz).

Die normale Verkehrsentwicklung von 2010 bis zum Prognosejahr 2020 wird in An-
lehnung an die Prognosefaktoren des Landesamtes fir StraBenbau und Verkehr
durch den Faktor 1,08 berlcksichtigt. Die Aufteilung des Schwerverkehrs auf den
Tag- und Nachtzeitraum erfolgte an Hand der RBLarm-92. Weitere Berechnungspa-
rameter (Belag, Geschwindigkeit) wurden in einer Ortsbegehung ermittelt.

Die Berechnungsparameter fur die relevanten StraBenabschnitte sind in Tabelle 2
zusammengefasst.

35



TOP 8

Stadt Ostseebad Kilhlungsborn — 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 "Teilbereich Kiihlungsborn Ost"

Tabelle 2: Berechnungsparameter StraBBe — Prognosejahr 2020

Bezeichnung DTV pr/pn | StraBen- | Stra- zul. Ge- | Emissions-
ober- Ben- | schwindig| pegel L, e
flache nei- keit

gung | Pkw/Lkw | Tag /Nacht

[Kfz/i24h] |  [%] [km/h] [dB(A)]

L 12, Doberaner Stral3e (west- 9.300 5/2 Asphalt | <5% 50/50 61,4/51,0
lich Cubanzestral3e)

L 12, Doberaner Stral3e (6st- 12.700 5/2 Asphalt | <5% 50/50 62,8 /52,4
lich Cubanzestral3e)

HafenstraBe (westl. 1.700 3/1 Asphalt | <5% 30/30 50,6 /42,0
CubanzestraBBe)

HafenstraBe (6stlich 1.500 3/1 Asphalt | <5% 30/30 50,1/41,5
CubanzestraB3e)

CubanzestraBBe (nérdlich 3.000 3/1 Asphalt | <5% 30/30 53,1/44,5
Doberaner Straf3e)

CubanzestraBBe (sudlich 5.900 3/1 Asphalt | <5% 50/50 58,4 /49,7

Doberaner Straf3e)

Schiene

Entsprechend des Sommerfahrplanes der Baderbahn Molli' verkehren zwischen
Kihlungsborn West und Bad Doberan und zurtick im Tagzeitraum insgesamt 22 Z{-
ge. Im Nachtzeitraum findet kein Zugverkehr statt. Eine Verbindung um 05.30 ab
Kihlungsborn wird mit dem Bus durchgefihrt.

Gerauschemissionen der Schiene werden nach der Schall 03 berechnet. In nachfolgender
Tabelle 3 sind die Berechnungsparameter fir den Schienenverkehr zusammengefasst.

Tabelle 4: Berechnungsparameter Schiene Prognosezeitraum

Zugart Anzahl | v Anteil Dk, Streckenein- Lme
. Schei- fliisse
der Zuge benbrem [dB(A)] [dB(A)]
sen Drp | Dgi | DRa Tag/Nacht
[m] | [km/h[ [%] [dB(A)]
Tag/Nacht
RB 14/0 50 50 0 0 2 0 0 52,3/0

Richtliniengeman wird der Schienenbonus bericksichtigt.

Beurteilungspegel

Auf Grundlage der beschriebenen Berechnungsparameter wurden entsprechend der
RLS 90 und der Schall 03 innerhalb des Plangebietes Rasterlarmkarten fir den Tag-
und Nachtzeitraum fiir den StraBen- und Schienenverkehr berechnet. Die Berech-
nungen erfolgten fiir eine Aufpunkthéhe von 5,6 m (1. OG)? und freie Schallausbrei-
tung innerhalb des Plangebietes, d.h. ohne Berlcksichtigung der abschirmenden
Wirkung vorhandener Gebdude. AnschlieBend wurde durch energetische Addition
der StraBen- und Schienengerduschimmissionen der Gesamtpegel Verkehr flir den
Tagzeitraum® gebildet.

Quelle: Internet

Innerhalb des Plangebietes befinden sich lberwiegend einzeln stehende, ein- bis zweigeschossige
Hauser

Im Nachtzeitraum treten keine Schienenverkehrsgerduschimmissionen auf. Der Gesamtpegel Ver-
kehr entspricht dem der StraB3e.
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Das Ergebnis der Berechnungen sind farbige Plots mit Ausgabe von Flachen glei-
chen Beurteilungspegels.

Die Rasterlarmkarten zeigen, dass im Plangebiet StraBenverkehrsgerauschimmissi-
onen immissionsbestimmend sind. Schienenverkehrsgerduschimmissionen mit Beur-
teilungspegeln von maximal 52 dB(A) sind von untergeordneter Bedeutung. Sie er-
héhen den Gesamtpegel Verkehr nicht oder nur unwesentlich. Der Orientierungswert
Tag von 55 dB(A) wird durch Gerduschimmissionen der Schiene unterschritten.

StraBenverkehrsgerauschimmissionen erreichen im Tag- und Nachtzeitraum die in
Tabelle 4 zusammengestellten Beurteilungspegel.

Tabelle 4: Beurteilungspegel StraBenverkehr (entspricht dem Gesamtverkehr)

Bereich Beurteilungs- Orientierungs-
pegel L, wert
[dB(A)] [dB(A)]
Tag / Nacht Tag / Nacht
Doberaner StraBe WA- und WB-Nutzungen 67 /56 55/45 WA
60/45WB
Sadliche CubanzestraBe WA- und WB-Nutzungen 63 /55 55/ 45
Nordliche CubanzestraBe WA-Nutzungen 60 / 51 55/ 45
HafenstraBBe 55/ 44 55/ 45

In der Gesamtbelastung Verkehr (Schiene und StraBBe) sind keine Unterschiede in
der H6he der maximalen Beurteilungspegel zu verzeichnen. Es gelten die Ergebnis-
se aus Tabelle 4.

Die Berechnungen zeigen, dass die gebietsabhangigen Orientierungswerte Tag und
Nacht fir Allgemeine Wohngebiete (55 dB(A) und 45 dB(A)) straBenabhangig zwi-
schen 3 und 12 dB(A) tags und zwischen 2 und 11 dB(A) nachts Uberschritten wer-
den. Die héchsten Uberschreitungen treten in der Doberaner StraBe auf. In der Ha-
fenstraBBe wird der Orientierungswert fir allgemeine Wohngebiete eingehalten.

Der Schutz der Anwohner kann, da es sich hier um eine Innerortslage mit dichter
StraBenbebauung handelt und Larmschutzwénde nicht realisierbar sind, nur durch
eine larmabgewandte Raumorientierung und, wenn dies nicht méglich ist, durch bau-
liche MaBnahmen (passive MaBnahmen) an den Fassaden erfolgen.

Zur Festlegung der erforderlichen Schallddmmung wurden die mafBgeblichen AuBBen-
larmpegel nach DIN 4109 berechnet und entsprechenden Larmpegelbereichen zu-
geordnet.

Nach Tabelle 8 der DIN 4109 sind demnach Gebaudeseiten und Dachflachen von
Wohn- und Schlafrdumen sowie von Kinderzimmern mit einem bewerteten resultie-
renden Schalldamm-Maf3

- von R'w res = 35 dB innerhalb des Larmpegelbereiches Ill  sowie

- von R'w res = 40 dB innerhalb des Larmpegelbereiches IV

zu realisieren.

Der Schutz vor AuBenlarm durch baulichen Schallschutz behalt seine volle Wirkung
nur bei geschlossenen Fenstern. Es ist deshalb zu berilcksichtigen, dass ein norma-
les Fenster in Kippstellung nur noch ein bewertetes Schalldimm-MalR von ca. 15 dB
aufweist. Es wird empfohlen, flr Schlafrdume und Kinderzimmer innerhalb der Larm-
pegelbereiches Il und IV schallgedammte Liftungseinrichtungen in den Fenstern
vorzusehen, wenn keine Luftungsmdglichkeit zur larmabgewandten Gebdudeseite
besteht.

Passive LarmschutzmaBnahmen haben ebenfalls keine Wirkung fur AuBenwohnbe-
reiche. AuBenwohnbereichen auf Grundstiicken innerhalb des Larmpegelbereiches
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Il und IV sollten deshalb, die Eigenabschirmung des eigenen Hauses nutzend, je-
weils auf der larmabgewandten Gebaudeseite angeordnet werden.

Die Larmpegelbereiche und die folgenden textlichen Festsetzungen wurden in
den B-Plan aufgenommen:

1. Innerhalb der gekennzeichneten Larmpegelbereiche sind larmzugewandte
Gebaudeseiten und Dachflachen von Wohn- und Schlafraumen sowie von
Kinderzimmern mit einem resultierenden bewerteten Schallddmm-Mal3 in Ab-
hangigkeit vom ausgewiesenen Larmpegelbereich entsprechend der nachfol-
genden Tabelle zu realisieren:

Larmpegelbereich | MaBgeblicher AuBen- Erforderliches resultierendes Schall-
larmpegel damm-MaB des AuBenbauteils
[dB(A)] R’w.res [dB]
Aufenthalts- und Bilirordume und
Wohnriume Ahnliches
I 61 —65 35 30
v 66 - 70 40 35

Far larmabgewandte Gebaudeseiten darf der maB3gebliche AuBenlarmpegel
entsprechend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener
Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhéfen um
10 dB(A) gemindert werden.

2. In Schlafraumen und Kinderzimmern innerhalb der Larmpegelbereiche Il und
IV sind schallgeddmmte Liftungseinrichtungen vorzusehen, wenn keine LUf-
tungsmaglichkeit zur larmabgewandten Gebaudeseite besteht.

3. AuBenwohnbereiche innerhalb der Larmpegelbereiche Il und IV sind auf der
larmabgewandten Gebaudeseite anzuordnen.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch den Molli-Betrieb unvermeidbare Emissio-
nen durch Verbrennungsabgase, Dampfentwicklung, betriebsbedingte Schallzei-
chenabgabe, Schwingungen und Erschitterungen, Funkenflug sowie Betriebs- und
Fahrgerausche tagsiber an 7 Tagen die Woche entstehen kénnen. Daher sind u.a.
Déacher im neu ausgewiesenen WA 2 als Hartdacher auszufthren.

Sonstige Immissionen, die auf das Plangebiet einwirken, sind nicht bekannt. Die
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz genehmigte Fischraucherei an der
Doberaner StraBBe liegt in einer Entfernung von mind. 500 m zum Plangebiet. Ge-
ruchsbeldstigungen sind nach Auskunft des Staatlichen Amtes fir Landwirtschaft und
Umwelt mdglich. Da es sich um genehmigte Bestandsnutzungen handelt, sind jedoch
keine MaBnahmen erforderlich.

6. Eigentumsverhiltnisse

Die bebauten Grundstlicke im Geltungsbereich befinden sich in Privatbesitz. Die 6f-
fentlichen Verkehrsflachen, der o6ffentliche Spielplatz an der CubanzestraBBe, die
Flurstlicke der Cubanze, die Griinflache im rlickwéartigen Bereich des Wiesengrundes
(Flurstick 348/15, Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn), die 6ffentliche Parkflache im
nordwestlichen Bereich der CubanzestraBe (Flurstlick 258/16 Flur 2, Gemarkung
Kihlungsborn), und die Flurstiicke 265/6, 269/2, Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn
befinden sich im Besitz der Stadt Ostseebad Kihlungsborn. Das Sandfangbecken
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norddstlich der CubanzestraBe (Flurstlick 202/1, Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn)
ist im Besitz des Zweckverbandes "Kihlung".

7. Sonstiges

Es gilt die Satzung zur Gestaltung der Vorgarten der Stadt Ostseebad Kihlungsborn
in der zuletzt gednderten Fassung.

Es qilt die Stellplatzsatzung (Satzung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn Uber die
Gestaltung, GréBe und Zahl der Stellplatze fur Kfz sowie Uber die finanzielle Ablé-
sung der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplatzen fir Kfz) in der zuletzt geén-
derten Fassung.

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone IIl B der
Wasserfassung Kihlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und
Nutzungsbeschrankungen zum Trinkwasserschutz gemaB der Richtlinie fir Trink-
wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete flir Grundwasser" (DVGW Regelwerk
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale der Kategorie D2 in
den nachrichtlich Gbernommenen Bereichen vermutet oder bekannt. Diese missen
vor Beginn der Bauarbeiten untersucht werden. Der Beginn des Mutterbodenabtrags
ist mind. 4 Wochen zuvor verbindlich mit der unteren Denkmalschutzbehdrde abzu-
stimmen. Wird in ein Denkmal eingegriffen, hat der Verursacher die Kosten fir die
Erhaltung, fachgerechte Instandsetzung, Bergung und Dokumentation zu tragen.
Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmal-
schutzgesetz (DSchG) unverziglich der zustandigen Behérde anzuzeigen. Fund und
Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fir Kultur und
Denkmalpflege bzw. der Kreisbodendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu
erhalten. Verantwortlich hierfir sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der
Grundeigentimer sowie zufallige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fir bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatirlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter Flissigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstlcksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgemaBen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Untere Boden-
schutzbehérde, wird hingewiesen.

Der in brauner Farbe im B-Plan dargestellte Gebaudebestand ist nicht Bestandteil
der offiziellen Flurkarte, sondern wurde erganzend auf der Grundlage von Bauantra-
gen und Luftbildern erhoben. Abweichungen vom tatsachlichen Bestand sind daher
moglich.

Der vorliegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschéfte, die auf
Grundlage dieses Entwurfes getatigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung.
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Anlage 1: Fotodokumentation 2007
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Anlage 2: Bestand/Planerische Leitlinien 2007
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Anlage 3:

Vorprifung des Einzelfalls gemaB § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB

Da die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 37 einen Plan umfasst, in dem geman
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2
Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 20000 — 70000 m?2 (hier ca. 24000 m?) Uber-
plant wird, war gemafi § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB eine Vorprifung des Einzel-
falls erforderlich, mit der zu klaren war, ob mit der 2. Anderung erhebliche Umwelt-
auswirkungen verbunden sind. Nur wenn dies nicht der Fall ist, ist die Durchfihrung
als beschleunigtes Verfahren ohne Umweltbericht zulassig.

Wie eingangs erwahnt, handelt es sich hier um eine Uberplanung des vorhandenen
Bestandes. Diesbeziglich haben die betroffenen Behérden (Untere Naturschutzbe-
hérde und Planungsamt des Landkreises) in den Vorabstimmungen dem Verfahren
nach §13a BauGB zugestimmt.

Die Vorprifung des Einzelfalls erfolgte im Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses an-
hand eines Kriterienkataloges in Anlage 2 zum BauGB, der wie folgt abgearbeitet
wurde:

1. Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf:

1.1 das Ausmalf3, in dem der B-Plan einen Rahmen i.S. des § 14 b Abs. 3 des Ge-
setzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung setzt;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 wird keine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung begrindet, es sind keine UVP-pflichtigen Vorhaben
geplant. Der B-Plan zielt vielmehr auf eine Sicherung des vorhandenen Bestandes
ab.

1.2 das Ausmal, in dem der B-Plan andere Plane oder Programme beeinflusst;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 ist eine Beeinflussung anderer Pline oder
Programme nicht erkennbar. Die Planung ist mit den stadtischen Entwicklungszielen
und dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm vereinbar. Die Wohngebiete ent-
sprechen der Darstellung im F-Plan. Die Sicherung der vorhandenen Ferienwohnun-
gen im ,Altbestand” als Sondergebiete hat keine raumordnerische Relevanz bzw.
entspricht den raumordnerischen Zielen flr den Fremdenverkehrsschwerpunktraum
Kihlungsborn. Sie entspricht auch dem damaligen Kurortentwicklungskonzept und
damit der stadtischen Entwicklungsplanung.

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplanes fir die Einbeziehung umweltbezogener,
einschlieBlich gesundheitsbezogener Erwagungen, insbesondere im Hinblick
auf die Férderung der nachhaltigen Entwicklung;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 werden die Umweltbelange, die Belange des
Ortsbildes durch zusatzliche értliche Bauvorschriften und einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung, auch unter gesundheitsbezogenen Erwagungen, z.B. durch den
Ausschluss von stérenden Antennenmasten, starker als bisher und nachhaltig be-
ricksichtigt. Kleinwindkraftanlagen sollen wegen ihrer stérenden Emissionseffekte
ausgeschlossen werden.
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1.4 die fur den Bebauungsplan relevanten umweltbezogenen, einschlieBlich
gesundheitsbezogener Probleme;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 werden keine neuen umweltbezogenen oder
gesundheitsbezogenen Probleme ausgeldst (vgl. Pkt. 1.3).

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplanes fir die Durchfihrung nationaler und eu-
ropaischer Umweltvorschriften;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 ist keine negative Anderung der Bedeutung
far die Durchflihrung nationaler und europaischer Umweltvorschriften zu erwarten, da
ein bestehender Innbereich bestandssichernd Uberplant wird.

2. Merkmale der mdglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen
Gebiete, insbesondere in Bezug auf

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Haufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkun-
gen;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 sind keine nachteiligen Umweltauswirkungen
im Vergleich zur bisherigen B-Planung verbunden (vgl. o0.g. Punkte).

2.2 den kumulativen und grenziiberschreitenden Charakter der Auswirkungen;

Kumulative oder grenziiberschreitende Auswirkungen sind mit der 2. Anderung des
B-Plans Nr. 37 nicht verbunden.

2.3 die Risiken fir die Umwelt, einschlieBlich der menschlichen Gesundheit (zum
Beispiel bei Unféllen);

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 sind keine neuen oder zusétzlichen Risiken
far die Umwelt verbunden.

2.4 den Umfang und die rdumliche Ausdehnung der Auswirkungen;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 sind keine neuen oder zusétzlichen Auswir-
kungen auf die Umwelt verbunden.

2.5 die Bedeutung und die Sensibilitat des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf
Grund der besonderen natlrlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der Inten-
sitdt der Bodennutzung des Gebiets jeweils unter Berlicksichtigung der Uber-
schreitung von Umweltqualitdtsnormen und Grenzwerten;

Naturliche Merkmale, kulturelles Erbe und die Bodennutzung werden nicht verandert.
Festgelegte Umweltqualitatsnormen und Grenzwerte werden nicht beeinflusst.

2.6 folgende Gebiete:

2.6.1 Natura 2000- (FFH- oder Européische Vogelschutz-)gebiete sind nicht betrof-
fen;

2.6.2 Naturschutzgebiete sind nicht betroffen;
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2.6.3 Nationalparke sind nicht betroffen;

2.6.4 Biospharenreservate und Landschaftsschutzgebiete sind nicht betroffen;

2.6.5 gesetzlich geschitzte Biotope erfahren durch die 2. Anderung keine Beein-
flussung;

2.6.6 Wasserschutzgebiete (GW Il B) erfahren durch die 2. Anderung keine Beein-
flussung;

2.6.7 die 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 hat keine Auswirkung hinsichtlich der
Uberschreitung von Umweltqualitatsnormen;

2.6.8 die 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 hat keine negativen zentral6rtlichen Aus-
wirkungen oder Auswirkungen auf die Bevolkerungsdichte;

2.6.9 mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 37 sind keine Auswirkungen auf Denkma-
le oder Bodendenkmale verbunden.

Im Ergebnis der Vorpriifung des Einzelfalls wird festgestellt, dass durch die 2. Ande-

rung des B-Planes Nr. 37 keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen aus-
gelbst werden.
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